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Editorial

Piraterie im Golf von Aden ist eine große Gefahr für die Sicherheit kommerzieller Schifffahrts-
routen und für die Lieferung humanitärer Hilfe nach Somalia. Robin Geiß und Anna Petrig un-
tersuchen die Möglichkeiten der internationalen Gemeinschaft, den zunehmenden Angriffen
Einhalt zu gebieten. Der UN-Sicherheitsrat hat sich dieses neuen Problems angenommen, in-
dem er den Staaten zugestanden hat, die Seeräuberei in den somalischen Küstengewässern und
sogar vom somalischen Festland aus mit »allen notwendigen Mitteln« zu bekämpfen. Doch die
Frage, wie mit gefangenen Piraten umgegangen werden soll, ist noch nicht zufriedenstellend ge-
klärt. Langfristig wären spezielle Piraten-Kammern an nationalen Gerichten sinnvoll, so die
Autoren.

Dass die UN beauftragt werden, kriminalistische Ermittlungen durchzuführen, gehört nicht
zum klassischen Aufgabengebiet der Weltorganisation. Untersuchungskommissionen, wie die
im Fall des Mordes an dem ehemaligen libanesischen Ministerpräsidenten Rafik al-Hariri im Fe-
bruar 2005, werden sicherlich eine Ausnahme bleiben. Im Interview spricht Detlev Mehlis, der
ehemalige Leiter der Untersuchungskommission, über die politischen Hintergründe der Einset-
zung der Kommission und des Sondergerichtshofs, über die Vor- und Nachteile internationaler
Ermittlungen und die Rolle der UN. 

Vor fast zehn Jahren wurde der Globale Pakt (Global Compact) gegründet, eine freiwillige
Initiative im Rahmen der Vereinten Nationen für mehr Unternehmensverantwortung. Rund
5000 Unternehmen sind dem Pakt mittlerweile beigetreten, doch seine Wirkung ist nach wie vor
umstritten. Lothar Rieth wirft einen Blick zurück und zeigt Licht und Schatten dieser Initiative
auf. Er kommt zu dem Schluss, dass ihr durch Reformen in einigen wichtigen Bereichen mehr
Durchsetzungskraft gegeben werden könnte.

Vom Internationalen Jahr der Aussöhnung 2009 haben wohl nur die wenigsten gehört. Es
war eines von drei Internationalen Jahren, die die UN für 2009 ausgerufen haben. Auch wenn das
Thema Aussöhnung in den letzten zehn Jahren immer größere Bedeutung erlangt hat und rund
30 Versöhnungskommissionen sowie ein Dutzend Strafgerichtshöfe eingesetzt wurden, waren
die Staaten in der Generalversammlung nicht bereit, über Maßnahmen zur Aussöhnung in ihren
eigenen Ländern Rechenschaft abzulegen, wie Anja Mihr bemängelt. Die Resonanz auf dieses
Jahr kam daher überwiegend aus der Zivilgesellschaft, die das Themenjahr genutzt hat, um eine
bessere Aufarbeitung und Opferhilfe zu fordern.

Die Klimakonferenz in Kopenhagen vom Dezember 2009 ist – nach einhelliger Meinung in
Öffentlichkeit und Politik – gescheitert. Dies ist nicht nur enttäuschend, sondern lässt auch auf
eine deutliche Machtverschiebung im internationalen System schließen. Jürgen Maier berichtet
über die Ergebnisse der Konferenz und die Dinge, die sich hinter den Kulissen abspielten.

Ich wünsche eine anregende Lektüre.

Anja Papenfuß, Chefredakteurin
papenfuss@dgvn.de

Neue Aufgaben und diverse Rückblicke 
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Ende 2009 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen das Mandat zur Piraterie-Bekämpfung vor So-
malias Küste und auf somalischem Festland um wei-
tere zwölf Monate verlängert. Der Sicherheitsrat
hatte erstmals Anfang Juni 2008 auf die besorgnis-
erregende Zunahme von Piratenangriffen reagiert.
Trotz aller Bemühungen dauert die Seeräuberei an
und verlagert sich zunehmend in den westlichen In-
dischen Ozean. Im Jahr 2010 wird es daher vor allem
auch darum gehen, neue, langfristige Lösungsansät-
ze zu finden und umzusetzen. Während ein interna-
tionales Piraten-Tribunal wenig realistisch zu sein
scheint, könnten Piraten-Kammern in nationalen Ge-
richten eine solche Lösung darstellen. 

Alarmiert durch die sprunghafte Zunahme von Pi-
ratenangriffen im Golf von Aden im Jahr 2008, hat
der Sicherheitsrat mittlerweile fünf auf Kapitel VII
der Charta der Vereinten Nationen gestützte Reso-
lutionen angenommen.1 In diesen Resolutionen hat
sich der Sicherheitsrat das ambitionierte Ziel einer
vollständigen Unterdrückung der Seeräuberei vor So-
malias Küste gesetzt. Er hat daher den Einsatz aller
notwendigen Mittel (all necessary means) im Kampf
gegen die Piraterie autorisiert und Zwangsmaßnah-
men in somalischen Küstengewässern wie auch auf
somalischem Festland den Weg geebnet. Auf Grund-
lage dieses Mandats operieren gegenwärtig drei
multinationale Missionen in der Region: die Operati-
on ›Atalanta‹ der Europäischen Union, die NATO-
Operation ›Ocean Shield‹ und die unter Führung der
USA stehende ›Combined Task Force 151‹. Hinzu
kommen zahlreiche Einsätze einzelner Staaten. So
sind beispielsweise auch China, Japan und Russland
derzeit im Golf von Aden aktiv. Verschiedene Ko-
operationsmechanismen wurden ins Leben gerufen,
um die gemeinsamen Anstrengungen zur Piraterie-
Bekämpfung vor Somalias Küste besser zu koordi-
nieren. Die ›Shared Awareness and Deconfliction‹-
Gruppe (SHADE) etwa zielt auf eine bessere Koor-
dinierung der maritimen Operationen ab. 

In seinem im November 2009 veröffentlichten Be-
richt bescheinigt der UN-Generalsekretär den bishe-
rigen Bemühungen zur Piraterie-Bekämpfung im Golf
von Aden einigen Erfolg.2 Der Bericht betont den ver-
besserten Schutz für humanitäre Hilfslieferungen des
Welternährungsprogramms (WFP) sowie für Schiffs-
lieferungen zur Unterstützung der Mission der Afri-
kanischen Union in Somalia (AMISOM), und spricht
ausdrücklich von einer maßgeblichen Reduzierung
erfolgreicher Piratenangriffe in der Region. Gleich-

UN-mandatierte Piraterie-Bekämpfung im Golf von Aden
Langfristige Lösungen müssen gefunden werden
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wohl wurden innerhalb des Berichtszeitraums vom
1. Januar 2009 bis zum 31. Oktober 2009 vor der
Küste Somalias immerhin 34 Schiffe erfolgreich ge-
kapert und mehr als 450 Seeleute als Geiseln genom-
men. Die Zahl der in der Region insgesamt gemelde-
ten Piraterie-Vorkommnisse – dieser Begriff umfasst
auch die erfolglosen, lediglich versuchten Übergriffe –
ist im Vergleich zum Vorjahr sogar gestiegen.3 Trotz
aller Bemühungen dauert das Problem somit an. Es
besteht die Gefahr, dass sich die Seeräuberei insbe-
sondere angesichts hoher Lösegeldzahlungen länger-
fristig als Einkommensquelle in der Region etablie-
ren könnte. Dafür spricht auch, dass der Bericht als
Konsequenz erfolgreicher maritimer Einsätze im Golf
von Aden eine bloße geografische Verlagerung der Pi-
raterie in den westlichen Indischen Ozean und in Rich-
tung der Seychellen konstatiert. Dies erlaubt den
Schluss, dass im Falle einer Verringerung der gegen-
wärtigen Militärpräsenz die Seeräuberei auch im Golf
von Aden rasch wieder zunehmen würde. Da schon
allein aufgrund der erheblichen Kosten eine dauer-
hafte Militärpräsenz kaum aufrechtzuerhalten sein
wird, kann die derzeit verfolgte Strategie allenfalls
als kurz- oder mittelfristige Übergangslösung ange-
sehen werden. 

Deshalb wird es im Jahr 2010 – 18 Monate nach
Annahme der ersten Resolution zur Piraterie-Be-
kämpfung vor Somalias Küste4 – in erster Linie dar-
um gehen, langfristige Lösungen zu finden und um-
zusetzen. Dabei werden die Hintermänner, Organi-
sations- und Finanzierungsstrukturen der Seeräube-
rei sowie verstärkt die Situation auf dem somalischen
Festland in den Blick zu nehmen sein. Die in Über-
einstimmung mit Resolution 1851 geschaffene ›Con-

Robin Geiß · Anna Petrig

1 UN-Dok. S/RES/1816 v. 2.6.2008; UN-Dok. S/RES/1838 v. 7.10.2008;

UN-Dok. S/RES/1846 v. 2.12.2008; UN-Dok. S/RES/1851 v. 16.12.2008 sowie

UN-Dok. S/RES/1897 v. 30.11.2009. Die ebenfalls auf Kapitel VII UN-Charta

gestützte Resolution 1844 erwähnt Piraterie zwar in der Präambel, ent-

hält aber keine diesbezüglichen operativen Regelungen, UN-Dok. S/RES/

1844 v. 20.11.2008. Hinweis zur Zitierweise: UN-Dokumente, die ins Deut-

sche übersetzt wurden, werden mit ›UN-Dok.‹ abgekürzt, UN-Dokumen-

te in englischer Sprache mit ›UN Doc.‹.

2 Report of the Secretary-General Pursuant to Security Council Resolu-

tion 1846 (2008), UN Doc. S/2009/590 v. 13.11.2009, im Folgenden: SG Re-

port.

3 Ebd.

4 UN-Dok. S/RES/1816 v. 2.6.2008.
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tact Group on Piracy off the Coast of Somalia‹ kann
dabei als Diskussionsforum für die gesamte Band-
breite an Fragen, insbesondere rechtlicher Natur, die-
nen, mit denen sich die Staaten im Zuge der Pirate-
rie-Bekämpfung im Golf von Aden konfrontiert se-
hen. Vorrangig werden Alternativen zu einer militä-
rischen Präsenz in der gegenwärtigen Größenord-
nung entwickelt werden müssen. Der Aufbau bezie-
hungsweise die Stärkung regionaler Kapazitäten, ein-
schließlich der Küstenwachen, erscheint dabei für ei-
ne effektivere Piraterie-Bekämpfung unumgänglich.
Ansätze in diese Richtung sind bereits deutlich er-
kennbar. Im Januar 2009 wurde anlässlich eines von
der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
(IMO) einberufenen hochrangigen Treffens von Staa-
ten aus den Regionen des westlichen Indischen Oze-
ans, des Golfs von Aden und des Roten Meeres der
›Djibouti Code of Conduct‹ angenommen.5 Dieses
(rechtlich allerdings nicht verbindliche) Instrument
zielt auf eine verbesserte regionale Kooperation bei
der Piraterie-Bekämpfung. Deshalb nimmt es insbe-
sondere den Informationsaustausch in der Region,
die Koordinierung von Maßnahmen zur Überwa-
chung und zum Aufbringen von Schiffen sowie die
Vervollständigung nationaler Gesetze zur erleich-
terten strafgerichtlichen Verfolgung von Piraten in
den Blick. Seine weitere Umsetzung wird im Jahr
2010 – unterstützt insbesondere durch die IMO, das
Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Ver-
brechensbekämpfung (UNODC) und INTERPOL –
im Vordergrund stehen. Eine weitere Möglichkeit,
um lokale Polizeikräfte mit der Verfolgung von Pi-
raten auf See besser vertraut zu machen, bietet der
verstärkte Einsatz so genannter ›Shiprider‹. Dies sind
Sicherheitsbeamte aus der Region, die in Koopera-
tion mit den an den multinationalen Operationen be-
teiligten Staaten polizeiliche Aufgaben an Bord aus-
ländischer Militärschiffe wahrnehmen. Schließlich
könnte ein weniger kostspieliger Weg zur Abwehr
von Piratenangriffen auch darin bestehen, militäri-
sches Personal gleichsam als Bewacher direkt auf
Handelsschiffe abzuordnen, die in der Region ver-
kehren oder den Golf von Aden passieren. Auch pri-
vate Sicherheits- und Militärfirmen haben in dieser
Alternative bereits erhebliches Potenzial für eine
Ausweitung ihres Tätigkeitsfelds erkannt.

Erweiterte Befugnisse 
für Zwangsmaßnahmen

Das durch die Resolutionen 1846 und 1851 des Si-
cherheitsrats in Kraft gesetzte und zuletzt durch Re-
solution 1897 um zwölf Monate verlängerte Rege-
lungswerk hat einige der bekannten Lücken im
Zwangsmaßnahmenregime des Seerechtsüberein-
kommens der Vereinten Nationen (SRÜ)6 geschlos-
sen. So ist die Kompetenz der Staaten, polizeiliche
Maßnahmen, wie etwa das Aufbringen von Schiffen

und das Verhaften von Verdächtigen, durchzufüh-
ren, gemäß Artikel 105 Absatz 1 SRÜ ausschließlich
auf die Hohe See beschränkt. 

Resolution 1846

Mit Resolution 1846 hat der Sicherheitsrat dement-
sprechend auch innerhalb der somalischen Küsten-
gewässer Polizeieinsätze gegen Piratenschiffe auto-
risiert. Eine weitere Einschränkung des SRÜ besteht
darin, dass Akte der Seeräuberei nach diesem Über-
einkommen nur dann als solche zu qualifizieren sind,
wenn sie auf Hoher See stattfinden. Schiffe, von de-
nen aus piraterieähnliche Handlungen im Küsten-
meer eines Staates verübt werden, gelten somit nicht
als Piratenschiffe im Sinne des SRÜ und dürfen folg-
lich auch nicht aufgebracht werden. Dieser Einschrän-
kung des SRÜ ist der Sicherheitsrat in Resolution
1846 dadurch begegnet, dass er über die Bekämp-
fung der Seeräuberei hinaus auch die Verfolgung von
bewaffneten Raubüberfällen auf See autorisiert hat.
Dieser Begriff umfasst nach allgemeinem Verständ-
nis piraterieähnliche Handlungen, die in den Küs-
tengewässern eines Staates stattfinden. Abgesehen
von dieser Erweiterung hat Resolution 1846 ein dem
SRÜ vergleichbares Regelungsregime innerhalb der
somalischen Küstengewässer ins Leben gerufen. Re-
solution 1846 ermächtigt zwar ausdrücklich zum Ein-
satz aller notwendigen Mittel. Ungeachtet der Be-
zugnahme auf diese Formulierung schreibt Resolu-
tion 1846 aber gleichzeitig vor, dass nur solche Maß-
nahmen autorisiert werden, die auch im Rahmen des
SRÜ-Regimes erlaubt sind, das heißt Kontrollen,
Durchsuchungen, Beschlagnahmungen und Festnah-
men nach Maßgabe der Artikel 105 und 110 SRÜ.
Somit geht Resolution 1846, was die Art der einzu-
setzenden Zwangsmaßnahmen anbelangt, nicht über
das SRÜ hinaus.

Resolution 1851

Mit Resolution 1851 hat der Sicherheitsrat zusätz-
lich den Weg für militärische Operationen auf soma-
lischem Festland geebnet. Die Resolution geht so-
wohl im Hinblick auf den Adressatenkreis mögli-
cher Zwangsmaßnahmen als auch in Bezug auf die
anzuwendenden Zwangsmittel über die nach dem
SRÜ und Resolution 1846 gestatteten Maßnahmen
hinaus. Die Formel »alle notwendigen Mittel« erfährt
in dieser Resolution, anders als in Resolution 1846,
keinerlei Einschränkung mehr. Resolution 1851 ge-
stattet somit schlechterdings jegliche Maßnahme, die
im Kampf gegen die Seeräuberei erforderlich er-
scheint. Dadurch wird den handelnden Staaten, ins-
besondere auch im Hinblick auf den Adressatenkreis
möglicher Zwangsmaßnahmen, ein erheblicher Er-
messensspielraum eröffnet. Eines konkreten Pirate-
rie-Verdachts bedarf es nach dem Wortlaut der Re-
solution jedenfalls nicht, um gegen eine Person auf
somalischem Festland vorgehen zu können. Bezeich-

Vorrangig werden
Alternativen zu
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nenderweise ist – soweit ersichtlich – von der in Re-
solution 1851 enthaltenen Autorisierung, gegen die
Seeräuberei auch an Land vorzugehen, bis heute kein
Gebrauch gemacht worden, obwohl unter den Mit-
gliedern des Sicherheitsrats Einigkeit besteht, dass ei-
ne langfristige Lösung des Piraterie-Problems auch
die Situation in Somalia berücksichtigen muss. Im Jahr
2010 könnte sich die Lage allerdings ändern. Frank-
reich hat bereits die Idee einer EU-Trainingseinheit
für Sicherheitskräfte der Afrikanischen Union, die
künftig gegen Piraten auch an Land vorgehen sol-
len, eingebracht. 

Im Hinblick auf die Befugnisse für Zwangsmaß-
nahmen lässt sich zusammenfassend festhalten, dass
nunmehr ein dreigeteiltes Regelungsregime in Kraft
ist, je nachdem, ob Seeräuberei auf Hoher See, in so-
malischen Küstengewässern oder an Land verfolgt
wird. Insbesondere die Ausweitung dieser Befugnisse
auf somalische Küstengewässer und somalisches Fest-
land haben den für eine effektive Verbrechensbe-
kämpfung erforderlichen Handlungsspielraum der
Staatengemeinschaft entscheidend erweitert. Her-
vorzuheben ist allerdings, dass das so geschaffene
Zwangsmaßnahmenregime ausschließlich in Bezug
auf Somalia gilt. Piraten, die sich etwa in den Küs-
tengewässern der Seychellen aufhalten, dürfen ge-
genwärtig nur mit ausdrücklicher Zustimmung der
Seychellen verfolgt werden. Nicht das Phänomen der
Piraterie wurde in den jeweiligen Sicherheitsratsreso-
lutionen als Friedensbedrohung im Sinne des Artikel
39 UN-Charta gesehen, sondern die Situation in So-
malia. Sicherlich wäre aus der Sicht einer effektiven
Verbrechensbekämpfung eine Einstufung der Seeräu-
berei als Bedrohung des Weltfriedens und ein daran
anknüpfendes einheitliches Zwangsmaßnahmenre-
gime wünschenswert gewesen. Aus polizeilicher Sicht
sollte es keinen Unterschied machen, ob verdächtige
Personen auf Hoher See, in somalischen Küstenge-
wässern, den Küstengewässern der Anrainerstaaten
oder auf somalischem Festland verfolgt werden. Rea-
listisch war diese Alternative allerdings zu keinem
Zeitpunkt; zu weitreichend wären die Folgewirkun-
gen für die souveränen Hoheitsrechte zahlreicher Küs-
tenstaaten. Im Gegenteil, die Resolutionen enthalten
eine Reihe von ausdrücklichen Sicherungsklauseln,
die jeglicher Ausdehnung ihres Anwendungsbereichs
über Somalia hinaus vorbeugen. So beinhalten sämt-
liche Resolutionen einen ausdrücklichen Vorbehalt,
kein Gewohnheitsrecht in Kraft zu setzten. Sie wur-
den – obwohl auf Kapitel VII UN-Charta gestützt –
nur mit der ausdrücklichen Zustimmung und auf
schriftliche Anforderung der somalischen Übergangs-
Bundesregierung angenommen.7 Außerdem sind die
Ermächtigungen der Resolutionen davon abhängig
gemacht worden, dass die somalische Übergangs-
Bundesregierung die Namen jener Staaten, die von
den Autorisierungen Gebrauch machen wollen, dem
UN-Generalsekretär vorab mitteilt. Ausdrückliche

Stellungnahmen der Sicherheitsratsmitglieder China,
Indonesien, Libyen, Südafrika und Vietnam8 vor der
Annahme der Resolution belegen, dass ohne derar-
tige Vorbehalte, Einstimmigkeit beziehungsweise die
Verabschiedung der Resolutionen nur wenig wahr-
scheinlich gewesen wäre.9

Schranken der Polizeibefugnisse 
nicht explizit erwähnt

Die Schließung zahlreicher Lücken des SRÜ-Regimes
und die (geografische) Ausweitung der Befugnisse
für Zwangsmaßnahmen waren im Interesse einer
wirksamen Verbrechensbekämpfung in der Region
erforderlich. Bedenklich erscheint allerdings, dass die
Resolutionen im Hinblick auf die rechtlichen Schran-
ken bei der Ausübung der autorisierten Befugnisse
bestenfalls allgemeine Aussagen enthalten. Auch dem
SRÜ lassen sich keine expliziten Schranken in Bezug
auf Maßnahmen zum Aufbringen von Schiffen auf
Hoher See entnehmen. Zwar haben sich im Laufe der
Jahre bestimmte Standards hinsichtlich der Verhält-
nismäßigkeit von polizeilichen Maßnahmen auf See
entwickelt. In ihrer Allgemeinheit erscheinen diese
Standards aber nur unzureichend geeignet, den au-
torisierten Zwangsmaßnahmen angemessene Gren-
zen zu setzen. 

Konkretere Beschränkungen könnten sich aus
internationalen Menschenrechtsbestimmungen er-
geben. Problematisch und zum Teil äußerst um-
stritten ist allerdings, ob und unter welchen Bedin-
gungen Menschenrechte exterritorial – namentlich,
wenn Schiffe auf Hoher See aufgebracht werden –
anwendbar sind. Das wesentliche Kriterium für die
Bestimmung der exterritorialen Anwendbarkeit von
Menschenrechtsbestimmungen im Rahmen der Pi-
raterie-Bekämpfung ist, ob der verfolgende Staat
die effektive Kontrolle über eine Person oder ein
Gebiet ausübt. Wird eine Person auf einem Kriegs-

5 Der ›Djibouti Code of Conduct‹ ist angelehnt an das ›Regional Coope-

ration Agreement on Combating Piracy and Armed Robbery against Ships

in Asia‹ (ReCAAP), das im November 2004 in Asien abgeschlossen wurde

und sich im Hinblick auf eine koordinierte Bekämpfung der Piraterie dort

als erfolgreich erwiesen hat. Das ReCAAP ist, anders als der ›Djibouti Code

of Conduct‹, rechtlich verbindlich. 

6 Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen, 10.12.1982, Bun-

desgesetzblatt, 1994 II, S. 1798ff.

7 Resolution 1897, Abs. 8; Resolution 1846, Abs. 11; Resolution 1816,

Abs. 9.

8 Stellungnahmen vor Annahme der Resolution 1816 siehe UN Press

Release SC/9344 v. 2.6.2008, http://www.un.org/News/Press/docs/

2008/sc9344.doc.htm

9 Die Resolutionen 1816, 1838, 1846, 1851 und 1897 wurden jeweils

einstimmig angenommen.
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schiff festgehalten, so ist es unstrittig, dass diese
Person den Schutz der im Flaggenstaat anwend-
baren Menschenrechte genießt. Wenn es allerdings
um das Verfolgen oder Aufbringen von Schiffen
auf See geht, ist die Frage, ab welchem Zeitpunkt
ein Kriegsschiff effektive Kontrolle über die Ver-
dächtigen erlangt, weitaus komplizierter zu beant-
worten. Die Ansicht, dass Menschenrechte bereits
im Rahmen der Verfolgung eines Schiffes auf Ho-
her See anwendbar sind, erscheint allzu progressiv
und hat sich bisher nicht durchgesetzt. In dem Mo-
ment aber, in dem ein Piratenschiff von Sicherheits-
kräften aufgebracht und betreten wird, scheint es –
ausgehend von der Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte etwa in
den Fällen Rigopoulos und Medvedyev – plausibel
zu argumentieren, dass die effektive Kontrolle über
die Besatzung des aufgebrachten Schiffs hergestellt
ist und somit Menschenrechte zur Anwendung ge-
langen.

Schließlich verweist Resolution 1851 auch auf ei-
ne mögliche Anwendung humanitär-völkerrechtlicher
Regelungen, ohne jedoch humanitäres Völkerrecht
direkt für anwendbar zu erklären. Gegenwärtig ist
allerdings nicht erkennbar, dass im Zuge der Pirate-
rie-Bekämpfung die Schwelle eines bewaffneten Kon-
flikts – eine unabdingbare Voraussetzung für die
Anwendung des humanitären Völkerrechts – erreicht
sein könnte. Der Umstand, dass gemäß Artikel 107
SRÜ in erster Linie Militärschiffe zur Verfolgung von
Seeräubern autorisiert werden, ist im Rahmen der
Konfliktqualifizierung bedeutungslos. Ungeachtet des
Einsatzes von Militärschiffen handelt es sich bei der
Piraterie-Bekämpfung im Golf von Aden derzeit um
einen Polizeieinsatz zur Verbrechensbekämpfung,
der nach menschenrechtlichen Standards zu beurtei-
len ist. 

Bruch zwischen polizeilicher und 
strafrechtlicher Verfolgung 

Die strafrechtliche Verfolgung von Piraten stellt ne-
ben der Verhütung und den Maßnahmen zur unmit-
telbaren Gefahrenabwehr ein unabdingbares Mittel
dar, um das vom Sicherheitsrat vorgegebene Ziel, die
Seeräuberei vollständig zu unterdrücken, langfristig
zu erreichen. Allerdings bestehen deutliche Unter-
schiede zwischen der Ebene der polizeilichen Gefah-
renabwehr und der Strafverfolgung. Zum einen hat
der Sicherheitsrat das Strafverfolgungsregime – an-
ders als die Gefahrenabwehrbefugnisse – weitge-
hend unangetastet gelassen. Im Hinblick auf die Straf-
verfolgung von Piraten stellen die Resolutionen nicht
viel mehr als einen Appell dar, die zwischenstaat-
liche Zusammenarbeit in Strafsachen zu intensivie-
ren. Diese Diskrepanz auf der normativen Ebene
spiegelt sich auch im operativen Bereich wider. Die
beispiellos hohe Zahl an Nationen, die bereit sind,
an dem internationalen Anti-Piraterie-Einsatz im
Golf von Aden teilzunehmen, steht im krassen Ge-
gensatz zur geringen Zahl von Staaten, die tatsäch-
lich willens sind, festgenommene Verdächtige straf-
rechtlich zu verfolgen. Bislang führen lediglich Frank-
reich, die Niederlande, Spanien und die USA Straf-
verfahren gegen festgenommene Piraten durch. Das
in Deutschland eingeleitete Strafverfahren gegen die
Angreifer des Frachters MV Courier wurde in Aus-
übung des Opportunitätsprinzips eingestellt. Wäh-
rend anfänglich wiederholt festgenommene Piraten
in Ermangelung eines genuinen Strafverfolgungswil-
lens oder einer klaren strafrechtlichen Zuständigkeit
auf freien Fuß gesetzt worden sind, konnte diese kri-
minalpolitisch bedenkliche ›Catch-and-release‹-Pra-
xis inzwischen angesichts der Bereitschaft von Staa-
ten aus der Region, Prozesse gegen Seeräuber durch-
zuführen, eingedämmt werden. Die Hauptlast in der
strafrechtlichen Bewältigung des Problems liegt da-
bei gegenwärtig auf den Schultern Kenias. Dort wur-
den bis November 2009, gestützt auf das mit der EU
abgeschlossene Überstellungsabkommen10, Strafver-
fahren gegen mehr als einhundert Piraterie-Verdäch-
tige eingeleitet; mindestens zehn Verurteilte verbüßen
bereits ihre Freiheitsstrafe in kenianischen Gefäng-
nissen.11 Angesichts der geografischen Verlagerung
des Piraterie-Problems hat die EU im Dezember
2009 zudem ein Abkommen zwecks Übernahme von
Verdächtigen zur Strafverfolgung mit den Seychel-
len abgeschlossen.12 Dies zeigt den Willen, die See-
räuberei strafrechtlich auch weiterhin in erster Linie
regional zu verfolgen. 

Die Überstellung mutmaßlicher Piraten

Die Strafverfolgung von der Piraterie verdächtigen
Personen durch Staaten in der Region setzt voraus,
dass Verdächtige nach ihrer Festnahme auf See in

Die Hauptlast in 
der strafrechtlichen

Bewältigung des
Problems liegt

gegenwärtig auf den
Schultern Kenias.

Bundeswehrsoldaten der Atalanta-Mission nehmen somalische Pira-
ten in Gewahrsam und geleiten sie zur Fregatte.                   Foto: Bundeswehr
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den Gewahrsam dieser strafverfolgungswilligen Staa-
ten verbracht werden. Im Kontext der Piraterie-Be-
kämpfung bedient man sich für die Begründung der
jeweiligen nationalen Gerichtsbarkeit so genannter
Überstellungen (transfers). Hierbei handelt es sich
um eine rein physische Übergabe mutmaßlicher Pi-
raten, das heißt einen rein faktischen Vorgang, der
direkt und ausschließlich zwischen den Sicherheits-
behörden zweier Staaten stattfindet. Diese Personen
werden dabei ohne vorausgehendes, formalisiertes
Verfahren mit entsprechenden Prozessgarantien in
den Gewahrsam eines Drittstaats verbracht. Überstel-
lungen sind deshalb – etwa im Vergleich zu Ausliefe-
rungen – kaum formalisiert. Dies macht sie im Nach-
hinein schwer überprüfbar und entzieht sie somit
weitgehend einer gerichtlichen Kontrolle. Wie für al-
le Arten des Gewahrsamswechsels sollte jedoch auch
für Überstellungen der Grundsatz des ›non-refoule-
ment‹ zum Tragen kommen. Dieser Grundsatz ver-
bietet es, Personen in den Gewahrsam eines Dritt-
staats zu verbringen, wenn sie dort Opfer bestimmter
Menschenrechtsverletzungen, wie etwa unmenschli-
cher und erniedrigender Behandlung, werden könn-
ten. Ob beispielsweise Überstellungen mutmaßli-
cher Piraten an Somalia beziehungsweise Puntland
angesichts der dortigen Menschenrechtslage mit dem
Grundsatz des ›non-refoulement‹ in Einklang zu
bringen sind, erscheint fraglich.

Zudem wird in den Resolutionen 1851 und 1897
der Einsatz von ›Shipridern‹ aus strafverfolgungswil-
ligen Staaten erwogen. Danach könnten Sicherheits-
kräfte aus Ländern wie Dschibuti, Jemen, Kenia oder
Tansania an Bord von fremden Kriegsschiffen Pira-
ten in Ausübung ihrer eigenen Hoheitsgewalt und in
Anwendung ihres eigenen Rechts festnehmen. Auf
diese Weise gelangten die Festgenommenen unmit-
telbar in die Gerichtsbarkeit des verfolgungswilligen
Staates. Einer späteren Überstellung bedürfte es nicht
mehr.13 Im Hinblick auf die Schutzwirkung des ›Non-
refoulement‹-Grundsatzes erscheint ein solches Vor-
gehen allerdings nicht weniger problematisch als ei-
ne Überstellung. Denn, ob ein Verdächtiger durch
Überstellung oder unmittelbar durch den Einsatz
von ›Shipridern‹ in die Gerichtsbarkeit eines Staates
gebracht wird, in dem die Gefahr gewisser Menschen-
rechtsverletzungen droht, macht keinen Unterschied.

Lücken im Strafrecht – 
Beweise über Bord

Abgesehen von der Überstellungsproblematik, erfor-
dert die strafrechtliche Verfolgung von Piraterie vie-
lerorts zunächst auch, dass gewisse Hürden über-
wunden werden müssen. Das Fehlen entsprechender
Straftatbestände ist einer der Gründe, weshalb in ei-
nigen Rechtsordnungen Piraterie-Prozesse nicht an-
gestrengt werden können. Entgegen einer weit ver-
breiteten Meinung enthält das SRÜ keinen materiell-

rechtlichen Straftatbestand der Piraterie. Die Defini-
tion von Seeräuberei in Artikel 101 SRÜ hat vielmehr
die Funktion, den Anwendungsbereich der im SRÜ
vorgesehenen polizeilichen Zwangsmaßnahmen fest-
zulegen. Die strafrechtliche Verfolgung von Pirate-
rie kann somit ausschließlich gestützt auf einen Tat-
bestand des nationalen Strafrechts erfolgen, der in
vielen Rechtsordnungen fehlt. In Resolution 1897
betont der Sicherheitsrat dementsprechend die Not-
wendigkeit, dass »die Staaten die Seeräuberei nach
ihrem innerstaatlichen Recht unter Strafe stellen«.
Doch auch mit dem Erlass von Piraterie-Straftatbe-
ständen ist die letzte rechtliche Hürde oft noch nicht
genommen. So hat beispielsweise Kenia im Jahr 2009
mit dem ›Merchant Shipping Act‹ einen neuen Pira-
terie-Straftatbestand erlassen, wodurch der alte, als
unklar kritisierte Straftatbestand außer Kraft gesetzt
wurde. Dies geschah, obwohl in verschiedenen Pira-
terie-Strafverfahren die Anklage bereits auf diese (al-
te) Bestimmung gestützt worden war. Eine Verurtei-
lung in diesen Verfahren scheint somit beinahe un-
möglich, da diese weder auf den nicht länger existie-
renden alten Piraterie-Straftatbestand noch (wegen
des verfassungsrechtlich garantierten Rückwirkungs-
verbots) auf die zur Tatzeit noch nicht in Kraft ge-
wesene neue Piraterie-Bestimmung des ›Merchant
Shipping Act‹ gestützt werden kann. 

Die erfolgreiche Einleitung beziehungsweise Durch-
führung von Piraterie-Prozessen kann schließlich auch
an einem Mangel an relevanten Beweisen scheitern.
Wie bisherige Festnahmen zeigen, werden die Erfor-
dernisse eines späteren Strafverfahrens bei den Poli-
zeieinsätzen im Golf von Aden nicht immer ausrei-
chend berücksichtigt. Beweise werden oft nur man-
gelhaft aufgenommen, wenn nicht gar – im wörtli-
chen Sinne – über Bord geworfen, wie es beispiels-
weise wiederholt mit Waffen geschehen ist. Jeden-

10 Briefwechsel zwischen der Europäischen Union und der Regierung

Kenias über die Bedingungen und Modalitäten für die Übergabe von

Personen, die seeräuberischer Handlungen verdächtigt werden und

von den EU-geführten Seestreitkräften (EUNAVFOR) in Haft genom-

men wurden, und von im Besitz der EUNAVFOR befindlichen be-

schlagnahmten Gütern durch die EUNAVFOR an Kenia und für ihre Be-

handlung nach einer solchen Übergabe, Amtsblatt der Europäischen

Union, L 79, 25.3.2009, 49–59.

11 SG Report, a.a.O. (Anm. 2), S. 46.

12 Briefwechsel zwischen der Europäischen Union und der Republik

Seychellen über die Bedingungen und Modalitäten für die Überstel-

lung mutmaßlicher Piraten und bewaffneter Räuber durch die EU-

NAVFOR an die Republik Seychellen und für deren Behandlung nach

einer solchen Überstellung, Amtsblatt der Europäischen Union, L 315,

2.12.2009, 37–43.

13 Annual Report 2009, United Nations Office on Drugs and Crime, S. 17,

http://www.unodc.org/documents/about-unodc/AR09_LORES.pdf
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falls teilweise dürfte diese unzureichende Beweissi-
cherung darauf beruhen, dass es an Bord der Mili-
tärschiffe an Wissen und Erfahrung im Bereich poli-
zeilich-forensischer Arbeit fehlt. Hier wird die Dop-
pelnatur des Piraterie-Bekämpfungsregimes – näm-
lich der Einsatz von militärischen Mitteln und Mili-
tärpersonal für eine genuin polizeiliche Aufgabe –
besonders deutlich. Dem könnte unter anderem da-
durch entgegengewirkt werden, dass entsprechende
polizeiliche Abläufe in die militärischen Einsatzre-
geln aufgenommen werden. 

Einrichtung eines 
internationalen Piraten-Tribunals?

Die Hauptlast der strafrechtlichen Verfolgung der
Seeräuberei einzelne Staaten aus der Region tragen
zu lassen, ist in vielerlei Hinsicht problematisch: Es
besteht die Gefahr regionale Justizsysteme, die oft-
mals ohnehin bereits notorisch überlastet sind, über
Gebühr zu beanspruchen. Auch kann die Einhaltung
menschenrechtlicher Mindeststandards nicht über-
all als gesichert gelten. Vor diesem Hintergrund ha-
ben verschiedene Staaten – namentlich Deutschland14

– für die Schaffung eines internationalen Piraten-
Tribunals geworben, in dem darüber hinaus auch die
entsprechende Expertise und Erfahrung gebündelt
werden könnten.

Der Vorschlag, eine solche Institution (analog den
Ad-hoc-Strafgerichtshöfen für das ehemalige Jugos-
lawien oder Ruanda) auf Kapitel VII UN-Charta zu
stützen, scheint allerdings wenig aussichtsreich. Denn
es ist – wie dargelegt – nicht das Phänomen der See-
räuberei an sich, sondern die Situation in Somalia,
welche die bisherigen Zwangsmaßnahmen nach Ka-
pitel VII legitimiert. Auch die Idee, den Strafgerichts-
hof als spezialisierte Kammer dem Internationalen
Seegerichtshof anzugliedern, dürfte nicht umzuset-
zen sein: Viele Staaten werden nicht bereit sein, das
SRÜ, welches weit wichtigere Aspekte als die See-
räuberei regelt, entsprechend anzupassen. Immerhin
streiten die arktischen Anrainerstaaten gegenwärtig
über Gebietsansprüche auf den arktischen Festland-
sockel. Schon allein das Risiko, dass eine Änderung
der Regelungen der Piraterie weitreichende Diskus-
sionen auch in anderen Bereichen des SRÜ nachsich-
ziehen könnte, dürfte derzeit jeglichem Reformansatz
entgegenstehen. In den Diskussionen um ein inter-
nationales Tribunal wird zudem meist ausgeblendet,
dass spätestens bei der Vollstreckung der Sanktio-
nen wieder auf ein rein nationales System zurückge-
griffen werden müsste. Ob allerdings der Wille der
Staaten, Freiheitsstrafen zu vollstrecken, größer ist
als die Bereitschaft zu strafrechtlicher Verfolgung von
Piraten, scheint zweifelhaft. Am meisten Erfolg dürf-
te somit letztlich dem von der ›Contact Group on Pi-
racy off the Coast of Somalia‹ vorgeschlagenen Mo-
dell beschieden sein, auf Seeräuberei spezialisierte

Kammern an nationalen Gerichten zu schaffen. Da-
mit könnte der bereits eingeschlagene Weg der regio-
nalen Strafverfolgung weiterverfolgt werden. Um ein
langfristig erfolgreiches und belastbares Modell zu
schaffen, müssten wohl die Forderungen der Staaten
der Region nach einem Lastenausgleich beziehungs-
weise einer Entschädigung für die Wahrnehmung die-
ser Verantwortung (noch stärker) berücksichtigt und
umgesetzt werden. 

Bewertung und Ausblick

Die Piraterie ist sicherlich nicht Somalias größtes Pro-
blem. Das Phänomen der Seeräuberei im Golf von
Aden ist jedoch symptomatisch für die weitreichen-
den Konsequenzen des Zusammenbruchs des soma-
lischen Staates. Und es ist beispielhaft für die zahl-
reichen rechtlichen Problemstellungen, die durch mul-
tilaterale Polizeieinsätze aufgeworfen werden. In die-
ser Hinsicht geht die Auseinandersetzung mit Fra-
gen nach den spezifischen Polizeibefugnissen auf See
oder der Anwendbarkeit der Menschenrechte im Rah-
men multinationaler Polizeieinsätze weit über die
aktuelle Problematik hinaus. UN-mandatierte Poli-
zeieinsätze zur Kriminalitätsbekämpfung könnten
sich zukünftig durchaus wiederholen und an dem nun
in Kraft gesetzten Regelungsregime orientieren. Die
Liste globaler Sicherheitsprobleme ist lang. Erst im
Dezember 2009 hat sich der Sicherheitsrat in einer
wegweisenden Stellungnahme beispielsweise zum Pro-
blem des internationalen Drogenschmuggels geäu-
ßert.15 Die Erfahrungen im weltweiten Kampf gegen
den Terrorismus haben in der Staatengemeinschaft
mittlerweile zu der verbreiteten Einsicht geführt, dass
langfristige Erfolge bei der internationalen Krimina-
litätsbekämpfung nur über die Einhaltung rechts-
staatlicher Verfahrensweisen und menschenrechtli-
cher Standards zu erzielen sind. Operative Effekti-
vität und Rechtsstaatlichkeit stehen in keinem Wi-
derspruch, im Gegenteil, langfristig bedingen sie ein-
ander. Diese Erfahrung noch stärker in die gegen-
wärtigen Anstrengungen zur Piraterie-Bekämpfung
im Golf von Aden einfließen zu lassen, sollte bei der
Suche nach langfristigen Lösungen auch eine Prio-
rität für das Jahr 2010 sein.
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14 Deutscher Bundestag, 16. Wahlperiode, Antwort der Bundesregie-

rung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Birgit Homburger, Dr. Rai-

ner Stinner, Elke Hoff, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP,

Beteiligung deutscher Soldaten am geplanten EU-Einsatz ›Atalanta‹,

Drucksache 16/11088, 12.12.2008, S. 8.

15 UN-Dok. S/PRST/2009/32 v. 8.12.2009.



Standpunkt

Nicht einmal bei ›Google‹ hat dieser Peter Wittig Prio-
rität. Auch die Medien haben von seiner Ernennung
Mitte Dezember 2009 zum Ständigen Vertreter Deutsch-
lands bei den Vereinten Nationen in New York kaum
Notiz genommen. Man könnte meinen, dies läge in der
Natur der Sache – sind doch alle Botschafterinnen und
Botschafter Berlins zumindest gegenüber Journalisten
in ihrer Heimat vom Auswärtigen Amt mit einem Maul-
korb versehen, der sich kaum fester schließen lässt.

Aber dies kann nicht der Grund für das weitrei-
chende Desinteresse an der Nachfolgeregelung am
UN-Amtssitz sein. Die Flaute, in die die Vereinten Na-
tionen spätestens seit den vor allem amerikanischen
Dolchstößen in die Rippen ihrer Reformer im Jahr
2005 geraten sind, hat längst auch die durchaus auf-
fälligen deutschen Aktivitäten in der Staatengemein-
schaft erfasst. 

Zu tun gibt es genug. Der inhaltliche und gebärden-
sprachliche Wechsel seit dem Antritt der Regierung
von Barack Obama in den USA trägt Früchte; gerade die
Bundesrepublik lässt nicht locker, wenn es darum geht,
Abrüstungsambitionen, Klima-Initiativen und Krisen-
präventionsmodelle auf allen UN-Ebenen voranzutrei-
ben. Doch die gesammelten Misserfolge auf diesen The-
menfeldern lähmen eben auch den Enthusiasmus der
Berliner Polit-Profis in New York. Womöglich hat sich
eine solche zurückhaltende Position im vergangenen
Jahr noch gepaart mit anderen Präferenzen des schließ-
lich auch als Kanzlerkandidat stark geforderten Außen-
ministers Frank-Walter Steinmeier. Und womöglich hält
der Zustand an, weil der neue Mann am Werderschen
Markt (Sitz des Auswärtigen Amtes) ebenfalls innen-
und außenpolitisch zugleich tätig ist.

Als Guido Westerwelle im Januar dieses Jahres aus
Tokyo die Unterstützung für eine Wiederbelebung des
ständigen Einzugs in den UN-Sicherheitsrat mitbrach-
te, schlugen einige die Augen auf. Fast fühlten sie sich
in die ehrgeizige Ausgangslage am Anfang des Jahr-
tausends zurückversetzt. Die aktuellen Voraussetzun-
gen sind aber leider anders. Inzwischen scheint keiner
der fünf ständigen Mitglieder im wichtigsten UN-Gre-
mium an ebenbürtigen neuen Nachbarn interessiert,
allenfalls an finanzstarken Zuzüglern auf Zeit.

An Misstrauen und Missgunst dürfte auch der Vor-
stoß der deutschen Bundeskanzlerin gescheitert sein,
die Staatengemeinschaft stärker in die Reparaturar-
beiten zur Rettung der Globalisierung einzubinden. Ei-
nen einflussreichen UN-Wirtschaftsrat sah sie vor einem
Jahr beim Weltwirtschaftsforum in Konturen am Hori-
zont der Schneelandschaft von Davos. Der entsprechen-
den Charta war die soziale Marktwirtschaft ›made in
Germany‹ quasi schon beigelegt. Regionale Interessen,
die Skepsis armer Länder gegenüber den reichen Staa-

ten, natürlich auch ideologische Bedenken behielten
einmal mehr die Überhand. 

Für das deutsche UN-Engagement ist auch im 37.
Jahr der Mitgliedschaft Überschaubarkeit Trumpf. Als
Erfolg gilt schon, dass Botschafter Wittig seit Januar
für ein Jahr in der Kommission für Friedenskonsolidie-
rung den Ton angeben kann, um nach überwundenen
Kriegen und Konflikten dem Wiederaufbau die Rich-
tung zu weisen. Und als Gratifikation für die Anstren-
gungen deutscher Diplomaten vor allem hinter den Ku-
lissen würde gelten, wenn Deutschland 2011 wieder ein-
mal für zwei Jahre als nichtständiges Mitglied im höchs-
ten UN-Gremium Platz nähme. Kanada und Portugal
sind die Konkurrenten. 

Im abstimmungsberechtigten Rest der Welt wird
aber nicht nur bewertet, dass Deutschland als drittgröß-
ter Beitragszahler fast neun Prozent des regulären und
des Friedenssicherungs-Haushalts berappt. Auch die
zweithöchste Position als Zahlmeister offizieller Ent-
wicklungshilfe kann nicht überzeugen, wenn gleichzei-
tig verstärkt einseitig und nahezu kritiklos für Israel
Partei ergriffen wird. Sich für das mächtigste Instru-
ment der Vereinten Nationen zu empfehlen – auch wenn
es nur vorübergehend ist – kann die Wahrung eigener
Interessen nicht stornieren, muss aber die Berück-
sichtigung der Anliegen anderer erkennen lassen. Die
nach der erst 65 Jahre zurückliegenden Schreckenszeit
historisch unabdingbaren Schulterschlüsse Berlins mit
Jerusalem erzwingen keineswegs das Abnicken der
höchst umstrittenen Politik Israels gegenüber den Pa-
lästinensern. Ebenso wenig zwingend ist die zuneh-
mende Ungeduld im Umgang mit dem atomar enga-
gierten, aber eben auch vertraglich zur Nichtweiter-
verbreitung verpfichteten Iran. Diese Konfliktpunkte
sind die Prüfpositionen, denen Deutschland sich in der
Schar der 191 anderen UN-Mitgliedstaaten ausgesetzt
sehen muss. Berlins tatkräftige Aktionen auf anderen
Arbeitsebenen sind willkommenes Beiwerk. Nagelpro-
ben für vollgültige Mitgliedschaften aber sehen an-
ders aus. Sie bedingen die Bereitschaft, zugunsten der
Frieden und soziale Gerechtigkeit gebietenden Charta
der Vereinten Nationen bisweilen auch die eigenen
ideologischen Bezüge zu hinterfragen und durch muti-
ge Parteinahme auf sich aufmerksam zu machen. Die
Vorarbeit freilich läge in Brüssel. Dort müssten Euro-
pas Außenminister – also auch der Chef von Peter Wit-
tig – der Europäischen Union ein größeres Gewicht in
den Entscheidungsprozessen der UN beimessen und
dieses Gewicht dann von den eigens für außen- und si-
cherheitspolitischen Gleichklang geschaffenen Instanzen
in die Waagschale legen lassen. Wetten, dass Deutsch-
land davon profitieren würde? Gleichermaßen uneigen-
nützig und zum eigenen Wohle. Wenn es denn wollte.

Mehr Mut ist gefragt – 
für Deutschlands Kurs in den Vereinten Nationen
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Mit der Einladung der Privatwirtschaft zur Teilnah-
me am Globalen Pakt (Global Compact) hat der da-
malige UN-Generalsekretär Kofi Annan das Thema
gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen
in die internationale politische Diskussion einge-
führt. Aufgrund des kontinuierlichen Zulaufs wurde
der Globale Pakt jedoch ständig mit neuen organisa-
torischen Anforderungen konfrontiert, zudem orien-
tiert sich bisher nur ein Teil der Unternehmen ernst-
haft an den zehn Grundsätzen. In Zukunft sollte sich
der Pakt daher auf seine Stärken, wie das Einführen
neuer Themen besinnen, auf die Bearbeitung weni-
ger Themen konzentrieren und die Initiative weiter
stärker dezentral organisieren. 

Vor fast zehn Jahren wurde der Globale Pakt der
Vereinten Nationen (UN Global Compact) offiziell
in New York besiegelt. Knapp 18 Monate nach der
Rede des ehemaligen UN-Generalsekretärs Kofi
Annan auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos fan-
den sich im Juli 2000 Vertreter von 40 Unterneh-
men am Hauptsitz der Vereinten Nationen zusam-
men. Dort, wo sonst Staatenvertreter tagen, formu-
lierten Vereinte Nationen und Privatwirtschaft ei-
nen gemeinsamen Pakt, um den globalen Märkten
»ein menschlicheres Antlitz« zu verleihen.1 Die Un-
ternehmen bekannten sich zu ihrer gesellschaftli-
chen Verantwortung, indem sie neun allgemein for-
mulierte Grundsätze als Leitbild für ihr Handeln ak-
zeptierten, die sich auf internationale Normen in den
Bereichen Menschenrechte, Arbeits- und Umwelt-
schutz stützen. Die Entstehung des Globalen Paktes
markierte einen Wendepunkt in der Entwicklung der
Beziehung zwischen den Vereinten Nationen und der
Privatwirtschaft. 

Kofi Annan setzte explizit auf eine Partnerschaft
mit der Privatwirtschaft, um die Ziele der Weltorga-
nisation zu erreichen. Dies war vor dem Hintergrund
des eher spannungsreichen Verhältnisses zwischen
Wirtschaft und Zivilgesellschaft und der allgemein
globalisierungskritischen Stimmung der neunziger Jah-
re überraschend. Schließlich standen Unternehmen
grosso modo in dieser Zeit für eine hemmungslose
Globalisierung und die Missachtung sozialer und öko-
logischer Standards. Kritiker der Initiative sahen dem-
entsprechend in der Gründung des Globalen Paktes
einen Ausverkauf der Weltorganisation an ausschließ-
lich profitorientierte Akteure. Befürworter sahen dar-
in das Modell der Zukunft, in dem Akteure aus al-
len Sektoren gemeinsam wirksamer zur Lösung glo-
baler Probleme beitragen.2

Zehn Jahre Globaler Pakt der Vereinten Nationen
Eine Zwischenbilanz mit Licht und Schatten*

Dr. Lothar Rieth,
geb. 1972, ist wissen-

schaftlicher Mitar-
beiter am Institut
für Politikwissen-

schaft an der Techni-
schen Universität

Darmstadt. 

Der zehnte Jahrestag der Partnerschaft ist ein ge-
eigneter Zeitpunkt, Bilanz zu ziehen. Was hat der Glo-
bale Pakt bewirkt? Hat er seine Ziele erreicht? Wie
im Folgenden dargelegt wird, fällt die Bilanz des Glo-
balen Paktes gemischt aus, die Umsetzung der Grund-
sätze in die unternehmerische Praxis ist nur punktuell
gelungen, im Großen und Ganzen bleibt sie stark ver-
besserungswürdig. Zudem haben weder Anhänger
noch Gegner der Initiative die Grenzen dieses Instru-
ments akzeptiert und es daher entweder mit Aufga-
ben oder mit Erwartungen überhäuft. 

Zunächst wird die Entwicklung des Globalen Pak-
tes skizziert. Anschließend wird eine Zwischenbilanz
gezogen. Seine Stärken liegen eindeutig in der Ein-
führung neuer Themen (agenda setting) in öffentli-
che und privatwirtschaftliche Debatten. Der Pakt bie-
tet zudem Vertretern verschiedener gesellschaftlicher
Gruppen (Unternehmen, nichtstaatliche Organisa-
tionen – NGOs –, Gewerkschaften und Staaten) ein
Forum für offene Diskussionen. Eine deutliche Schwä-
che ist die begrenzte operative Umsetzung der Grund-
sätze des Globalen Paktes durch die teilnehmenden
Unternehmen. Zudem ist eine effektive Evaluierung
der teilnehmenden Unternehmen aufgrund der Größe
der Initiative kaum noch möglich. Abschließend wer-
den das schwierige und häufig missverstandene Ver-
hältnis zwischen Globalem Pakt und verbindlichen
Instrumenten sowie die Entwicklungsmöglichkeiten
des Globalen Paktes diskutiert.

Die Entwicklung des Globalen Paktes

Der Globale Pakt wurde als freiwillige Initiative für
die Privatwirtschaft ins Leben gerufen. Unternehmen
bekennen sich freiwillig zu den Grundsätzen der Ini-
tiative und sollen diese in ihrer Unternehmenspraxis
umsetzen. Statt Zwang und Kontrolle steht die Idee
eines Lernprozesses im Vordergrund. Die Idee ver-
antwortungsvollen unternehmerischen Handelns
(corporate social responsibility/corporate citizen-
ship) hat seit Mitte der neunziger Jahre zunehmend
an Bedeutung gewonnen. Auf den ersten Blick hat der
Globale Pakt eine beachtliche Entwicklung durchlau-
fen. Zu Beginn des Jahres 2010 gehörten ihm mehr
als 5000 Unternehmen aus 135 Ländern an.3 In mehr
als 80 Ländern wurden darüber hinaus lokale Netz-
werke geschaffen, in denen sich Unternehmensver-
treter in regelmäßigen Abständen treffen, um Erfah-
rungen auszutauschen.

Ein Meilenstein in der inhaltlichen Entwicklung
des Globalen Paktes war die Einführung des zehn-

Lothar Rieth
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ten Grundsatzes zur Korruptionsbekämpfung, wel-
cher im Juni 2004 insbesondere auf Initiative der NGO
›Transparency International‹ eingeführt wurde.4 Die
inhaltliche Entwicklung des Globalen Paktes zeigt
sich auch in der Vielzahl der Initiativen, die sich in
den verschiedensten Bereichen entwickelt haben. Sie
reichen von Unternehmen in Konfliktregionen bis hin
zu nachhaltigen Geldanlagen. Gleichzeitig funktionie-
ren ursprünglich initiierte Dialog- und Veranstaltungs-
formate aufgrund der gewachsenen Mitgliederzahl
nicht mehr wie zu Beginn. 

Das rasante Wachstum der Initiative blieb auch in
organisatorischer Hinsicht nicht ohne Folgen. So wur-
den im Verlauf der Zeit zahlreiche Strukturreformen
durchgeführt. Diese waren aber zugleich auch Re-
aktionen auf die zunehmende zivilgesellschaftliche
Kritik an der Initiative, die die mangelnde Wirksam-
keit und Umsetzung der Grundsätze durch die Un-
ternehmen anprangerten.5 Sie forderten, dass die Re-
chenschaftspflicht der Unternehmen gestärkt werden
sollte und dass funktionierende Mechanismen einge-
richtet werden, wie mit inakzeptablen Verstößen von
Unternehmen gegen die Grundsätze des Paktes zu
verfahren ist.

Die zu Beginn bestehende Regelung, dass ein Un-
ternehmen als Mindestanforderung neben der gene-
rellen Zustimmung zu den Grundsätze des Globalen
Paktes einmal pro Jahr auf seiner Webseite über sei-
ne Erfahrungen bei der Umsetzung berichten sollte,
blieb weitgehend wirkungslos. Nur wenige Unterneh-
men berichteten anfänglich über ihre Aktivitäten im
Rahmen ihrer Mitgliedschaft im Globalen Pakt.6 Die
im Jahr 2004 eingeführten Maßnahmen zur Verbes-
serung der Berichtspraxis führten dazu, dass Unter-
nehmen, die drei Jahre ihrer Berichtspflicht nicht
nachkommen, aus dem Verzeichnis und somit von
der Webseite der Initiative entfernt werden. Diese Re-
gel wurde im April 2009 nochmals verschärft, so dass
Unternehmen nun bereits nach zwei Jahren ihren
Mitgliedsstatus verlieren.7

Auch wenn der Globale Pakt als Dialog- und Lern-
plattform eingeführt wurde, so kritisierten NGOs
von Beginn an, dass einige Unternehmen, die der Ini-
tiative angehören, die Grundsätze des Paktes syste-
matisch verletzen. Um auf grobe Verstöße besser rea-
gieren zu können, wurde zusätzlich ein Beschwerde-
verfahren eingeführt.8 Dieses blieb aber aus Sicht zi-
vilgesellschaftlicher Akteure zu schwach und in-
transparent.9

Eine weitere Folge des Anwachsens der Initiative
ist die Stärkung lokaler Netzwerke. Das Büro des Glo-
balen Paktes in New York war zunehmend auf die
Mitarbeit lokaler Netzwerke angewiesen. So wurde
im Jahr 2003 nicht nur ein regelmäßiger Austausch
zwischen den Netzwerken eingerichtet, sondern in
den Folgejahren auch Mindestanforderungen für lo-
kale Netzwerke eingeführt. Jedes Netzwerk muss nun
einen Jahresbericht verfassen und regelmäßig Ver-

anstaltungen zur Förderung der Grundsätze und der
Berichtspflicht der Mitglieder durchführen. Die Zu-
sammensetzung der Netzwerke ist sehr unterschied-
lich. Während in einigen Ländern fast ausschließlich
Unternehmen zum Netzwerk zählen, wie in Südafri-
ka und im skandinavischen Netzwerk, spielen in an-
deren Netzwerken NGOs, Gewerkschaften, Wissen-
schaftler und Regierungsvertreter eine starke Rolle,
etwa in Südkorea und Deutschland.10

Eine Zwischenbilanz 
des Globalen Paktes

Obwohl der Globale Pakt mit rund 7000 Mitglie-
dern (davon etwa 5000 Unternehmen) die weltweit
größte Initiative zur Förderung von Unternehmens-
verantwortung darstellt, ist sie dennoch nur bedingt
global aufgestellt: 50 Prozent der Mitglieder stam-
men aus Europa, weitere knapp 40 Prozent aus La-

* Der Autor dankt Melanie Zimmer für wertvolle Kommentare und

Hinweise.

1 Rede von Kofi Annan auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos am 31.

Januar 1999, UN Press Release SG/SM/6881 v. 1.2.1999.

2 Vgl. Lothar Rieth, Global Governance und Corporate Social Responsi-

bility: Welchen Einfluss haben der UN Global Compact, die Global Repor-

ting Initiative und die OECD Leitsätze auf das CSR-Engagement deutscher

Unternehmen?, Opladen 2009, S.169ff.

3 Der jeweils aktuelle Mitgliederstand ist auf der Webseite des Glo-

balen Paktes einzusehen: http://www.unglobalcompact.org. Im Janu-

ar 2010 bekannten sich 7217 Organisationen (davon 5108 Unterneh-

men) zum Globalen Pakt.

4 Am 24. Juni 2004 wurde der Globale Pakt um den zehnten Grundsatz

erweitert. Für einen historischen Überblick siehe Global Compact Deutsch-

land Jahrbuch 2004, Der Weg zum 10. Prinzip, Münster 2004, S. 23.

5 Kritische Äußerungen von NGOs, auch von jenen, die sich explizit

zum Globalen Pakt bekannten, nahmen zu, siehe unter anderem: Am-

nesty International et al., Letter to Louise Frechette Raising Concerns

on UN Global Compact, 2003; Joint Civil Society Statement at the Glo-

bal Compact Counter-Summit, New York, 23.6.2004, http://www.

un-ngls.org/orf/cso/cso3/joint.html

6 Vgl. Andreas Zumach, Der ›strategische Handel‹ des Generalse-

kretärs, Vereinte Nationen (VN), 1/2002, S. 1-5, hier S. 4.

7 Die neue COP-Regelung wurde im April 2009 veröffentlicht: http://

www.unglobalcompact.org/COP/index.html

8 Eine Übersicht über die einzelnen Verfahrensschritte werden un-

ter der Rubrik ›Integrity Measures‹ auf der Webseite des Globalen Pak-

tes erläutert, http://www.unglobalcompact.org/AboutTheGC/Integrity

Measures/index.html

9 Siehe Äußerungen von NGO-Vertretern im Rahmen der Online-Dis-

kussion der Zeitschrift, eins Entwicklungspolitik: Dossier UN Global

Compact 15-16-2006, http://www.entwicklungspolitik.org/home/15-16-

006-04/

10 Für eine Übersicht der einzelnen lokalen Netzwerke, siehe Local

Network Report 2008: Deepening Engagement at the Local Level, UN

Global Compact, New York 2009, S. 56ff.

Der globale Pakt ist
nur bedingt global:
Nordamerika und
Afrika sind unter-
repräsentiert.
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teinamerika und Asien; Nordamerika und Afrika
sind deutlich unterrepräsentiert.11

Einführung neuer Themen

Das größte Verdienst des Globalen Paktes liegt dar-
in, die Diskussion um die gesellschaftliche Verant-
wortung von Unternehmen bei öffentlichen und pri-
vatwirtschaftlichen Akteuren befördert zu haben.
Kofi Annan war, zu einem Zeitpunkt als die Prote-
ste der Globalisierungskritiker stark zunahmen, mit
seiner Rede im Januar 1999 auf dem Weltwirt-
schaftsforum in Davos am Puls der Zeit, indem er
besonders die Wirtschaftsführer aufrief, den globa-
len Märkten ein menschlicheres Antlitz zu verlei-
hen. Gleichzeitig versprach der Generalsekretär den
Wirtschaftsführern aber auch, dass er sich – stellver-
tretend für die Vereinten Nationen – auch zukünftig
für freien Handel und offene Märkte einsetzen wür-
de. Die Rede wurde von Teilen der Zivilgesellschaft
sehr kritisch aufgenommen.12 Dennoch trug sie und
die Besiegelung des Globalen Paktes entscheidend da-
zu bei, dass Wirtschaft und Teile der Zivilgesellschaft
im Rahmen des Globalen Paktes einen Schritt auf-
einander zugehen konnten ohne bei ihren Anteilseig-
nern oder ihren Mitgliedern das Gesicht zu verlieren.

Der Generalsekretär nutzte seine Autorität als (Ver-)
Mittler und stieß damit nicht nur den Dialog zwi-
schen UN-Organisationen, Privatwirtschaft und Zi-
vilgesellschaft im Rahmen des Globalen Paktes an.
Er brachte das Thema auch der Staatenwelt wieder
näher. Seit dem Jahr 2001 verabschiedet die UN-Ge-
neralversammlung alle zwei Jahre eine Resolution
zur Zusammenarbeit der Vereinten Nationen mit der
Privatwirtschaft.13 Unter dem Dach des Globalen
Paktes trafen sich Unternehmens-, Gewerkschafts-
und zivilgesellschaftliche Vertreter und diskutierten
beispielsweise zum ersten Mal gemeinsam die Rolle
von Unternehmen in Konflikten, den Beitrag von Un-
ternehmen zum Menschenrechtsschutz und ähnliches.
Auch in der Folge fungierte der Globale Pakt als
Schrittmacher und regte auf der Basis seiner Grund-
sätze neue Initiativen an: zum nachhaltigen Konsum,
zu nachhaltigen Geldanlagen und zu einer verant-
wortungsvollen Managementausbildung. Nach dem
Scheitern des Klimagipfels in Kopenhagen im De-
zember 200914 könnten die in den letzten Jahren ein-
gebrachten Umweltinitiativen an Bedeutung gewin-
nen und neue Impulse geben, um das Verhandlungs-
patt bei den UN-Klimakonferenzen aufzulösen. 

Entscheidungsfindung im Globalen Pakt

Der Globale Pakt war von Beginn an als sektorüber-
greifende Initiative (multi-stakeholder initiative) und
nicht nur als Partnerschaft zwischen den Vereinten
Nationen und der Privatwirtschaft konzipiert. Auch
wenn nicht alle bedeutsamen NGOs dem Aufruf der
Vereinten Nationen folgten, so haben sich von Be-
ginn an namhafte Organisationen dem Pakt ange-
schlossen, etwa Amnesty International, Human Rights
Watch, International Alert, Oxfam oder der WWF.15

Ebenso beteiligten sich große internationale Ge-
werkschaftsverbände.16 Die Legitimität der Initiati-
ve wurde im Jahr 2002 dadurch gestärkt, dass Ver-
treter aller drei Sektoren – Privatwirtschaft, Zivilge-
sellschaft, Gewerkschaften – seither im wichtigsten
Entscheidungsgremium des Paktes, dem Direktorium
(Global Compact Board, früher Advisory Council)
vertreten sind. Da das Direktorium strategische Wei-
chenstellungen vornimmt und auch bei Verstößen
gegen die Grundsätze die letzte Entscheidungsinstanz
darstellt, ist die Besetzung bedeutsam. Die Benennung
der Ratsmitglieder erfolgte in einem intransparen-
ten Verfahren; die genauen Bedingungen für Kandi-
datur und Auswahl wurden erst Anfang 2009 präzi-
siert.17 Das Prozedere um die Benennung der Rats-
mitglieder ist beispielhaft für viele andere Verfahren
im Globalen Pakt. Grundsätzlich wird Transparenz
angestrebt, aber verschiedene Dokumente und Ent-
scheidungen werden über die Webseite nicht oder
nur in Auszügen öffentlich zugänglich gemacht. So
sind bis dato mit Ausnahme des ›PetroChina-Falles‹
noch keine Informationen zu Beschwerdefällen der
Öffentlichkeit präsentiert worden. Die Handhabung

Die zehn Grundsätze des Globalen Paktes
MMeennsscchheennrreecchhttee

Grundsatz 1 | Unternehmen sollen den Schutz der internationalen
Menschenrechte innerhalb ihres Einflussbereichs unterstützen und
achten und

Grundsatz 2 | sicherstellen, dass sie sich nicht an Menschenrechts-
verletzungen mitschuldig machen.

AArrbbeeiittssnnoorrmmeenn
Grundsatz 3 | Unternehmen sollen die Vereinigungsfreiheit und die
wirksame Anerkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen wah-
ren sowie ferner für

Grundsatz 4 | die Beseitigung aller Formen der Zwangsarbeit,

Grundsatz 5 | die Abschaffung der Kinderarbeit und

Grundsatz 6 | die Beseitigung von Diskriminierung bei Anstellung
und Beschäftigung eintreten.

UUmmwweellttsscchhuuttzz
Grundsatz 7 | Unternehmen sollen im Umgang mit Umweltproble-
men einen vorsorgenden Ansatz unterstützen,

Grundsatz 8 | Initiativen ergreifen, um ein größeres Verantwortungs-
bewusstsein für die Umwelt zu erzeugen, und

Grundsatz 9 | die Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher
Technologien fördern.

KKoorrrruuppttiioonnssbbeekkäämmppffuunngg
Grundsatz 10 | Unternehmen sollen gegen alle Arten der Korruption
eintreten, einschließlich Erpressung und Bestechung.

Quelle: ›Global Compact‹-Büro, Vereinte Nationen, New York, August 2005, 
http://www.unglobalcompact.org/docs/languages/german/de-gc-flyer-05.pdf
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systematischer Verstöße gegen die Grundsätze des
Globalen Paktes ist nach wie vor unbefriedigend, wie
die Beschwerde gegen den chinesischen Ölkonzern
PetroChina wegen Menschenrechtsverletzungen in
Sudan und die zurückhaltende Reaktion des Büros
des Globalen Paktes gezeigt hat.18

Der Versuch, alle Gruppen in eine sektorübergrei-
fende Partnerschaft einzubinden, ist als positiv zu be-
werten. Doch die immer noch mangelnde Transparenz
und die unsteten Reaktionen bei systematischen Ver-
letzungen der Grundsätze bleiben unbefriedigend.

Halten Unternehmen, was sie versprechen?

Ausgangspunkt des Globalen Paktes war die Erwar-
tung, dass sich das formelle Bekenntnis von Unter-
nehmen zu den zehn Grundsätze schrittweise auch
in einem veränderten Unternehmensverhalten nieder-
schlägt. Da eine Kontrolle der unternehmerischen Ak-
tivitäten von Beginn an weder angestrebt wurde noch
möglich erschien, wurde das Verfahren der Selbst-
berichterstattung gewählt. Die Bilanz fällt ernüch-
ternd aus. Ein Jahr nach Einführung der so genann-
ten Fortschrittsmitteilung (Communication on Pro-
gress – COP) im Jahr 2005 hatten lediglich ein Drit-
tel der Mitglieder des Paktes COPs eingereicht, so
dass Anfang 2008 die ersten Unternehmen aus dem
Pakt ausgeschlossen wurden.19 Auch knapp zehn Jah-
re nach seiner Gründung hat sich die Bilanz nur be-
dingt gebessert. Die Anzahl der ausgeschlossenen Un-
ternehmen steigt ständig; bis Oktober 2009 wurden
über 1000 Unternehmen aus dem Mitgliederverzeich-
nis des Globalen Paktes gestrichen.20 Nur ein Drittel
der Unternehmen reicht, wie gefordert, ihre Berichte
jährlich ein.21 Auch die Unterschiede in der Berichts-
disziplin je nach Land und Region sind bemerkens-
wert: So wurden beispielsweise in Rumänien und
den Philippinen im Oktober 2009 fast alle Mitglie-
der ausgeschlossen, in Ägypten, Kamerun und Me-
xiko weit über die Hälfte.22 In Deutschland verloren
hingegen nur vier von knapp 150 Unternehmen ihren
Mitgliedsstatus. Diese Entwicklung könnte sich durch
die neuen, strengeren COP-Regeln vom April 2009
weiter verschärfen. 

Neben der Quantität der Berichte kann die Leis-
tung des Globalen Paktes insbesondere an der Qua-
lität der unternehmerischen Aktivitäten gemessen wer-
den. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Maß-
nahmen der Mitgliedsunternehmen in den meisten
Fällen nicht nur auf den Pakt zurückzuführen sind,
sondern auch auf andere Initiativen zur Förderung
von Unternehmensverantwortung. Die meisten Un-
ternehmen konzentrieren sich auf Arbeitsnormen
und Umweltschutz; Aktivitäten zum Menschen-
rechtsschutz und zur Korruptionsbekämpfung stel-
len eher die Ausnahme dar.23 Unternehmen beginnen
häufig mit Maßnahmen, die keine strategische Neu-
ausrichtung des Konzerns erfordern. Themen, die das
Kerngeschäft betreffen, nähern sie sich nur schritt-

weise. Bestimmte Handlungsfelder werden häufig erst
nach aufgetretenen Skandalen bearbeitet. ›Fortge-
schrittene‹ Unternehmen zeichnen sich erstens durch
intensive Beratungen mit den betroffenen Akteuren
aus, zweitens durch die sorgfältige Bestimmung re-
levanter Themen, drittens durch die Freigabe von In-
formationen über sensible Themenfelder und vier-
tens durch eine insgesamt ausgewogene Berichter-
stattung.24 Eine weitere Grundidee des Globalen Pak-
tes, Partnerschaftsprojekte von Mitgliedsunterneh-
men mit den Vereinten Nationen anzuschieben, fand
bisher auch nur ein verhaltenes Echo.25

11 Vgl. Annual Review 2008, UN Global Compact, New York 2009, S. 9.

12 Vgl. Judith Richter, Öffentlich-private Partnerschaften und Entwick-

lungspolitik. Kommentierte Bibliografie, in: Schweizerisches Jahrbuch

für Entwicklungspolitik, Band 24, Nr. 2, 2005, S. 197ff., hier S. 199; Ann

Zammit, Development at Risk: Rethinking UN-Business Partnerships,

Genf 2003, S. 70ff.

13 Siehe Verabschiedung der Resolution ›Towards Global Partner-

ships‹, UN Doc. A/RES/64/223 v. 21.12.2009.

14 Siehe dazu auch den Bericht von Jürgen Maier, S. 31–33, in diesem

Heft.

15 Oxfam und Human Rights Watch sind in der Zwischenzeit aus

dem Globalen Pakt ausgetreten.

16 Zum Beispiel ›International Federation of Chemical, Energy, Mine

and General Workers’ Unions‹ (ICEM) und ›International Trade Union

Confederation‹ (ITUC).

17 Vgl. Richtlinien zur Bestimmung der Direktoriumsmitglieder: http://

www.unglobalcompact.org/docs/about_the_gc/Terms_of_Referen

ce_Board.pdf

18 Vgl. ›UN Global Compact Office Responds to NGO Letter‹, UN Global

Compact, 9.2.2009, http://www.unglobalcompact.org/NewsAndEvents

/news_archives/2009_01_12b.html

19 Vgl. ›Update: Over 900 Global Compact Participants Marked

»Inactive« or Delisted‹, UN Global Compact, 28.1.2008, http://www.un

globalcompact.org/NewsandEvents/news_archives/2008_01_28.html

20 Vgl. ›1,000 Companies Delisted by UN Global Compact Since 2008‹,

UN Global Compact, 7.10.2009, http://www.unglobalcompact.org/

NewsAndEvents/news_archives/2009_10_07.html

21 Vgl. Annual Review 2008, UN Global Compact, New York 2009, S. 8

und 53. Die Zahl der pro Jahr eingereichten COPs ist den Jahresberich-

ten zu entnehmen (zum Beispiel 2008: 1732 COPs von 5000 Mitglieds-

unternehmen).

22 Vgl. Global Compact Critics 2009: The Great Twitter Debate: The

UN Global Compact, http://citizenpolity.com/2009/10/29/the-great-

twitter-debate-the-un-global-compact-part-1/

23 Siehe, Local Network Report 2008, a.a.O. (Anm. 10), S. 13.

24 Vgl. Lothar Rieth, Deutsche Unternehmen im Global Compact: All-

gemeines Bekenntnis und selektive Umsetzung, COP-Analyse II, 2008,

S. 23ff: http://www.theorymeetspractice.de/Media/COP_II-Projekt-

bericht.pdf

25 Local Network Report 2008, a.a.O. (Anm. 10), S. 44. Vgl. hier auch

die bereits vor Jahren geäußerte Skepsis gegenüber Partnerschaften:

Jens Martens, Globale >Partnerschaften< und Politiknetzwerke. Hoff-

nungsträger des Multilateralismus oder Einfallstor für ›Big Business‹,

VN, 4/2004, S. 150–155.

Der Versuch, alle
Gruppen in eine 
sektorübergreifende
Partnerschaft einzu-
binden, ist als positiv
zu bewerten.
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Um die Ziele des Globalen Paktes zu erreichen,
stand seit seiner Gründung das Versprechen im Raum,
dass die Leistungen der Unternehmen öffentlich kom-
mentiert und diskutiert würden. Dieses Versprechen
wurde bis heute nicht vollständig eingelöst. Auf den
bis 2006 viermal durchgeführten Lernforen, die in
der Folge im Wesentlichen in die Treffen der Ent-
scheidungsträger aller beteiligten Sektoren (Leaders
Summit) aufgegangen sind, wurden zumeist ausge-
wählte Beispiele (best practices) vorgestellt. Unklare
Kriterien, die mangelnde Bereitschaft, auch über Pro-
bleme und Misserfolge zu berichten und die begrenz-
te Zuhörerschaft schränkten die Lernerfahrung der
Beteiligten jedoch erheblich ein. Der Versuch, eine
allgemeine Online-Befragung durchzuführen, wurde
aufgrund von Qualitätsproblemen schnell eingestellt.
So konnte nicht gewährleistet werden, dass die Be-
fragten über ausreichend inhaltliche und sprachliche
Kompetenzen verfügen. Bereits im Jahr 2004 wurde
ein Programm zur Auszeichnung vorbildlicher COPs
eingeführt (notable COP program), dass jedoch auf-
grund seiner geringen Aussagekraft weder bei Un-
ternehmen noch in der Zivilgesellschaft Beachtung ge-
funden hat. Eine unabhängige Bewertung der COPs
durch Vertreter anderer Unternehmen (peer review),
wie im britischen lokalen Netzwerk praktiziert, könn-
te bei der inhaltlichen und formalen Optimierung der
COPs Abhilfe schaffen.

Da die Lernerfahrung und die Möglichkeit zum
Dialog oft nicht ausreichten, um Unternehmensver-
treter von der Initiative zu überzeugen, wurde teil-
weise versucht, die Argumentation der Privatwirt-
schaft zu übernehmen. Betriebswirtschaftliche Über-
legungen, wie beispielsweise ein verbessertes Anse-
hens- und Risikomanagement (business case), wur-
den noch stärker betont. Bedauerlicherweise geriet
dabei die Gemeinwohlorientierung (public case) im-
mer mehr ins Hintertreffen.26 Es entstand der Ein-
druck, dass der von Beginn an postulierte Aspekt des
globalen Bürgertums mit Werteorientierung (corpo-
rate citizen)27 vermehrt durch ein betriebswirtschaft-
liches Verständnis ersetzt und somit ethisch korrek-
tes Verhalten nur als Mittel zum Zweck für wirt-
schaftlichen Erfolg verwendet wurde. Diese Logik
widerspricht dem Grundgedanken sozialer und öko-
logischer Nachhaltigkeit, da Unternehmen bei verän-
dertem Marktumfeld ihr Verhalten wieder ändern
könnten. Aus Enttäuschung über diese Entwicklung
wendeten sich immer mehr NGOs vom Globalen
Pakt ab und konzentrierten sich fortan auf verbindli-
che Regeln zur Förderung von Unternehmensverant-
wortung.

Globaler Pakt und ›UN-Normen‹

Die obige Untersuchung des Globalen Paktes hat die
Problematik freiwilliger Initiativen hinreichend deut-
lich gemacht. Vor diesem Hintergrund ist in den letz-

ten Jahren das Verhältnis des Globalen Paktes zu den
›Normen der Vereinten Nationen für die Verantwort-
lichkeiten transnationaler Unternehmen und anderer
Wirtschaftsunternehmen im Hinblick auf die Men-
schenrechte‹ (kurz: ›UN-Normen‹) stärker diskutiert
worden. In der bisher geführten Form ist die Dis-
kussion um freiwillige versus verbindliche Regelun-
gen für transnationale Unternehmen jedoch oft nicht
sinnvoll. Vielmehr verfolgen die beiden Initiativen
unterschiedliche Ziele. Der im Jahr 2004 erstmals in
der Menschenrechtskommission der Vereinten Na-
tionen diskutierte Entwurf der ›UN-Normen‹ zielte
auf eine verbindliche Regelung der Tätigkeit trans-
nationaler Unternehmen. Der politische Wille, eine
verbindliche internationale Regulierung für transna-
tionale Unternehmen auszuhandeln, fehlte aber bei
wichtigen Staaten wie den USA von Beginn an.28

Seitdem findet ein breit angelegter Konsultations-
prozess zur Klärung der menschenrechtlichen Verant-
wortung der Privatwirtschaft statt, der seit dem Jahr
2005 vom amerikanischen Politikwissenschaftler John
Ruggie als Sonderbeauftragtem für das Thema vor-
angetrieben wird. Ruggie gehörte mit Georg Kell zu
den Architekten des Globalen Paktes. Kell, bisher ein-
ziger Leiter des Büros des Globalen Paktes, betonte in
mehreren Stellungnahmen, dass sich das Modell des
Globalen Paktes und eine verbindliche Regulierung
transnationaler Unternehmen nicht widersprechen,
sondern sich ergänzen.29

Der Pakt beruht auf Freiwilligkeit und zielt auf ei-
nen Lernprozess bei Unternehmen und die Entwick-
lung von guten Geschäftspraktiken ab. Dies geht in
gewisser Weise über das Ziel einer verbindlichen Re-
gulierung von Mindeststandards hinaus, die für alle
Unternehmen gelten. So werden im Globalen Pakt
einerseits Wege diskutiert, wie die Einhaltung inter-
nationaler Normen praktisch möglich ist. Zum an-
deren deckt der Pakt auch Bereiche ab, die weit über
die ›UN-Normen‹ hinausgehen, wie etwa die Unter-
nehmensverantwortung in der Führungskräfteaus-
bildung oder die Grundsätze zum verantwortungs-
vollen Investieren. Die ›UN-Normen‹ würden dem-
gegenüber wiederum auch solche Unternehmen erfas-
sen, die sich nicht an freiwilligen Initiativen beteiligen
oder gegen internationale Grundnormen verstoßen.

Die Unternehmen, die dem Globalen Pakt ange-
hören, dokumentieren durch ihre Mitgliedschaft be-
reits ein Mindestmaß an Offenheit für ihre gesell-
schaftliche Verantwortung. Auch wenn die Umset-
zung der Grundsätze nur lückenhaft vollzogen wird,
sind viele dieser Unternehmen vielfach kooperative
Vorreiter. Tausende anderer Unternehmen sind zu
einem solchen Dialog nicht bereit. 

John Ruggie hat in den Beratungsrunden zur Klä-
rung der menschenrechtlichen Verantwortung der
Privatwirtschaft mittlerweile unzählige Eingaben
verschiedenster Akteure gesammelt und Beratungen
zu Teilfragen und unter Beteiligung einer Vielzahl

Das Versprechen,
dass die Leistungen

der Unternehmen
öffentlich kommen-

tiert und diskutiert
würden, wurde

nicht vollständig
eingelöst.

Der Globale Pakt
deckt Bereiche ab, 

die weit über 
die ›UN-Normen‹

hinausgehen.
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betroffener Akteure organisiert. Er hat damit einen
nicht unwesentlichen Beitrag zur Untersuchung be-
stehender Initiativen im Bereich Privatwirtschaft und
Menschenrechte geleistet. Interessanterweise hat er
sich in seinen Berichten weit von der ursprünglichen
Idee einer internationalen, verbindlichen Regulie-
rung transnationaler Unternehmen in Form eines
internationalen Vertrags entfernt. In seinem Bericht
des Jahres 2008 macht er einen politischen Rahmen-
vorschlag, der im Menschenrechtsrat breite Zustim-
mung fand, der aber die staatliche Verantwortung für
Menschenrechte als Ausgangspunkt nimmt und auch
in den Mittelpunkt stellt. Die von ihm formulierte
Trias ›protect – respect – remedy‹, also die Pflicht
der Staaten, seine Bürger vor Menschenrechtsverlet-
zungen zu schützen, die Achtung der Menschenrech-
te durch Unternehmen und die Wiedergutmachung
bei Menschenrechtsverletzungen, beruht hauptsäch-
lich auf der Idee der Stärkung (national)staatlicher
Kapazitäten.30 Doch zeigt insbesondere die Debatte
um die Durchsetzung möglicher Entschädigungsan-
sprüche, dass nationale politische Interessen oder
fehlende staatliche Strukturen auf absehbare Zeit ein
wirksames Regime zur Steuerung der menschen-
rechtlichen Verantwortung von Unternehmen un-
tergraben werden und dass allein deshalb der Glo-
bale Pakt auch zukünftig eine wichtige Ergänzung
darstellen wird.

Ausblick

Als der Globale Pakt im Juli 2000 aus der Taufe ge-
hoben wurde, befürchteten viele Kritiker, die Auto-
rität der Vereinten Nationen würde durch medien-
wirksame, aber oberflächliche Aktivitäten von Un-
ternehmen in Mitleidenschaft gezogen werden (blue
washing). Diese Sorge war unbegründet. Dies mag
daran gelegen haben, dass der Globale Pakt nicht die
öffentliche Aufmerksamkeit erfahren hat, die viele
erwartet und andere befürchtet hatten. Nach anfäng-
licher Euphorie, ihr Ansehen würde sich merklich ver-
bessern, werben Unternehmen heute kaum noch ak-
tiv mit dem Logo des Globalen Paktes. Viele Unter-
nehmen müssen heute eher darauf hingewiesen wer-
den, dass sie als Mitglieder auf ihrer Webseite oder
in ihrer Fortschrittsmitteilung auf den Globalen Pakt
verweisen sollten. Für viele Unternehmen war und
ist der Pakt eine Möglichkeit, sich intensiver mit bis-
her fremden Themen wie Menschenrechten oder Kor-
ruptionsbekämpfung auseinanderzusetzen, ohne sich
gleichzeitig zu sehr zu exponieren.

In den letzten zehn Jahren haben die Mitarbeiter
des Büros des Globalen Paktes erfahren müssen, wie
schwer es ist, eine globale, freiwillige Initiative er-
folgreich weiterzuentwickeln. Die Zahl der Mitglie-
der und gleichzeitig die Qualität des Unternehmens-
engagements zu erhöhen, ist ein ambitioniertes Ziel.
Der Pakt hat zuletzt immer neue Themenfelder be-

setzt, gleichzeitig kritisieren NGOs die mangelnde
Wirksamkeit der Initiative und fordern daher ver-
bindliche Regelungen. Im Zuge dieser Entwicklung
hat der Globale Pakt an Konturen und zugleich an
Zustimmung verloren. Insbesondere die unterneh-
merische Wirklichkeit in Entwicklungs- und Schwel-
lenländer zeigt, dass gesetzeskonformes Verhalten
bei den meisten Unternehmen nicht die Regel dar-
stellt. Mit seiner einzigartigen Stellung im UN-Sys-
tem sollte der Globale Pakt auf eine Verbesserung
insbesondere in diesen Ländern hinwirken, auf Re-
gierungen und Unternehmen zugehen, um Unter-
nehmensverantwortung zu fördern. Regionale Zen-
tren und lokale Netzwerke spielen eine zentrale Rol-
le bei der schrittweisen Schaffung eines Problembe-
wusstseins vor Ort.31 Wenn weltweit immer mehr
kleine und mittlere Unternehmen Mitglied des Pak-
tes werden, so kann diese Arbeit immer weniger
zentral vom kleinen Büro des Paktes in New York
koordiniert und überwacht werden. Auch wenn mit
dem Aufbau regionaler Zentren weniger Öffentlich-
keit erzeugt wird als mit der Initiierung einer neuen
Themenkampagne, so stärken langfristig gerade
diese Maßnahmen die Nachhaltigkeit und somit
den Erfolg des Globalen Paktes. Die Durchführung
aufwendiger Veranstaltungsformate, wie beispiels-
weise der ›Leaders Summit‹ zum zehnten Jahrestag
des Paktes am 24. und 25. Juni 2010 in New York,
wird sich am konkreten Unternehmensverhalten vor
Ort messen lassen müssen.

26 Vgl. Annegret Flohr, Lothar Rieth, Sandra Schwindenhammer, Klaus

Dieter Wolf, The Role of Business in Global Governance: Corporations

as Norm-Entrepreneurs, Houndmills 2010, S. 198f.

27 Georg Kell, Weltorganisation und Weltwirtschaft. Globaler Pakt

für das nächste Jahrhundert, VN, 5/1999, S. 166–168.

28 Vgl. Elisabeth Strohscheidt, UN-Normen zur Unternehmensver-

antwortung. Schreckgespenst für die Wirtschaft oder notwendiges In-

strument zur politischen Steuerung wirtschaftlicher Globalisierung?,

VN, 4/2005, S. 138–144, hier S. 139.

29 ›Ten Years After‹, Rede von Georg Kell auf der Konferenz ›Corporate

Responsibility 2008‹ in Chatham House, London, 13.3.2008, http://

www.ethicalmarkets.com/2008/03/13/%E2%80%9Cten-years-after-

georg-kells-speech-at-chatham-house/

30 Vgl. Brigitte Hamm, Menschenrechte und Privatwirtschaft in den

UN. Ein verbindliches Regelwerk ist nicht auf der Agenda, VN, 5/2008,

S. 219–224, hier S. 223.

31 Zur Förderung des Globalen Paktes wurden bereits regionale Zen-

tren in Lateinamerika und Asien gegründet, http://www.unglobal

compact.org/NewsAndEvents/news_archives/2009_10_29.html
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Logo des Globalen
Paktes.
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Interview mit Detlev Mehlis, dem ehemaligen
Leiter der Internationalen Unabhängigen Unter-
suchungskommission (International Independent
Investigation Commission – IIIC), über die schwie-
rigen Ermittlungen zur Aufklärung des Mordes
an dem ehemaligen Ministerpräsidenten Libanons
Rafik al-Hariri am 14. Februar 2005 und die Rolle
der UN dabei.

Frage: Herr Mehlis, was genau ist am 14. Februar
2005 in Beirut passiert?
MMeehhlliiss:: Das ist bis heute noch nicht vollständig ge-
klärt. Fakt ist, dass sich dem Auto-Konvoi, in dem
auch Rafik al-Hariri saß, ein LKW näherte. Als sich
dieser auf gleicher Höhe mit dem PKW von al-Hariri
befand, wurde er, beladen mit mindestens 1000 Kilo-
gramm militärischem Sprengstoff, in die Luft ge-
sprengt. Durch die Explosion wurde Rafik al-Hariri
getötet und 22 seiner Begleiter, darunter Sicherheits-
beamte, Fahrer und der ehemalige Finanzminister Li-
banons. 

Was geschah nach dem Anschlag?
Kurz nach dem Anschlag schickte UN-General-

sekretär Kofi Annan eine kleine Gruppe von Ermitt-
lern unter der Leitung des irischen Polizei-Commis-
sioners Peter FitzGerald nach Beirut, um sich einen
Überblick verschaffen zu lassen. Nach etwa vier Wo-
chen legte FitzGerald einen Bericht vor.* Dieser stell-
te fest, dass Hintergrund des Anschlags, nach Mei-

nung dieser Minikommission, die Spannungen zwi-
schen al-Hariri und der syrischen Führung waren
und dass die libanesischen Sicherheitsbehörden, so
wie sie damals in Beirut tätig und besetzt waren, we-
der willens noch in der Lage waren, die Tat aufzu-
klären. Das waren die Ergebnisse, die FitzGerald dem
Sicherheitsrat vorlegte. Der Sicherheitsrat beschloss
daraufhin, der Sache auf den Grund zu gehen und
die Untersuchungskommission einzurichten. 

Politische Morde und Anschläge geschehen immer
wieder, und selten wird dann eine Untersuchung
durch die UN eingeleitet. Wie kam es dazu, dass
sich Kofi Annan und der Sicherheitsrat mit dieser
Sache befassten? 

Rafik al-Hariri war langjähriger Ministerpräsident
Libanons; einen derartigen Anschlag auf hochrangi-
ge Politiker gibt es auch in dieser Region nicht so oft.
In Libanon hatte es bereits vorher vergleichbare An-
schläge gegeben, und offenbar meinten die UN, das
Maß sei nun voll. Hinzu kommt, dass al-Hariri ein
enger persönlicher Freund des damaligen französi-
schen Staatspräsidenten Jacques Chirac war, so dass
auch von französischer Seite offensichtlich berech-
tigter Druck kam, die Tat aufzuklären. 

Wer waren die treibenden Kräfte? 
Das war in erster Linie die französische Regierung,

allerdings auch die amerikanische, zu der al-Hariri
ebenfalls gute Beziehungen pflegte. Ferner bestand
von Anfang an der Verdacht, dass dieser Anschlag
eine Reaktion auf Sicherheitsratsresolution 1559
(2004) war. Diese Resolution besagt im Wesentli-
chen zweierlei: Erstens wird darin der Abzug aller
sich in Libanon befindlichen ausländischen Trup-
pen verlangt und zweitens sollten alle noch verblie-
benen Milizen in Libanon entwaffnet werden. Es
gab nur noch ein Land, das Truppen in Libanon sta-
tioniert hatte, und zwar Syrien. Es gab nur noch ei-
ne bewaffnete Miliz, das war die Hisbollah. 

Der ehemalige syrische Vizepräsident Abdul
Halim Khaddam hat mir später in einer Zeugenver-
nehmung bestätigt, dass die syrische Regierung da-
von ausging, dass al-Hariri für diese syrien- und his-
bollahfeindliche Resolution persönlich verantwort-
lich sei. Andeutungsweise findet sich diese Vermu-
tung schon im FitzGerald-Bericht. Damit bestand der
Verdacht, dass al-Hariri wegen einer Sicherheitsratsre-
solution, die zu Recht oder Unrecht auf ihn zurück-
geführt wurde, umgebracht worden war. Auch da-
durch sah sich der Sicherheitsrat wohl in der Pflicht,

»Für Libanon war es richtig, die 
Vereinten Nationen ermitteln zu lassen«

Detlev Mehlis informiert den UN-Sicherheitsrat am 13. Dezember 2005 über den Stand
der Ermittlungen. Foto: Ryan Brown 
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nunmehr mit Resolution 1595(2005) die Schaffung
dieser internationalen Ermittlungskommission zu be-
schließen.

Was genau war ihre Aufgabe als Leiter der Kommis-
sion?

Meine Aufgabe war, diese Kommission – IIIC –
zu leiten. Ich habe nicht die Ermittlung geleitet, ob-
wohl ich natürlich für die Ermittlungen verantwort-
lich war. Die Kommission bestand aus drei Säulen.
Die erste Säule war der Ermittlungsbereich, etwa 30
Personen, wobei meine Aufgabe darin bestand, die-
sen Ermittlungsbereich personell auch aufzubauen.
Die zweite Säule war die Verwaltungsabteilung. Sie
bestand aus Angestellten der Vereinten Nationen.
Und die dritte Säule war die Abteilung Sicherheit.
Dies war der personell intensivste Bereich, mit 50
Personen, ebenfalls Angestellte der UN, die entwe-
der aus New York oder Wien kamen, um für die Si-
cherheit unseres Hauptquartiers und der Mitarbei-
ter zu sorgen. Für diese drei Säulen der Kommission
war ich verantwortlich. 

Was war der genaue Auftrag der Kommission?
Die Kommission sollte laut Resolution 1595 den

libanesischen Behörden bei der Untersuchung aller
Aspekte dieses Terrorakts behilflich sein, also bei der
Ermittlung der Urheber, Förderer und Mittäter.

Wie war die Zusammenarbeit mit den libanesischen
Behörden?

Die Zusammenarbeit mit den Libanesen entwi-
ckelte sich. Uns kam zugute, dass es zwischen dem
FitzGerald-Bericht und der Einsetzung meiner Kom-
mission, in Bezug auf die Ermittlungen einen Leer-
lauf von mehreren Wochen gab. In dieser Zeit pas-
sierte zweierlei. Erstens zogen die syrischen Trup-
pen aus Libanon ab, womit der eine Teil der Forde-
rung aus Resolution 1559 erfüllt war; zweitens trat
die alte libanesische Regierung, die noch unter Ob-
hut des syrischen Regimes gebildet worden war, zu-
rück. Damit wurden auch die führenden Köpfe der
libanesischen Sicherheitsbehörden abgelöst oder tra-
ten zurück. Daher befanden wir uns in einer weitaus
günstigeren Ausgangslage als FitzGerald. 

Wie äußerte sich dies konkret?
Wir hatten mit den neuen Sicherheitsbehörden, der

neuen Generalstaatsanwaltschaft und dem neuen Ge-
neralstaatsanwalt Partner, die gewillt waren, mit uns
zusammenzuarbeiten, wenn auch zunächst zurück-
haltend. Libanon ist ein souveräner Staat mit einer
souveränen Verwaltung, und da ist man natürlich erst
einmal skeptisch, wer da von außen kommt. Aber wir
wurden freundlich empfangen, die Zusammenarbeit
und die Kommission wurden als etwas Positives be-
trachtet. Meine Aufgabe war es außerdem, Vertrauen
zu schaffen bei den libanesischen Behörden, letztlich

auch bei der libanesischen Bevölkerung. Wir brauch-
ten schließlich Zeugen. Am Anfang gab es große De-
fizite bei den libanesischen Behörden, in technischer,
handwerklicher und kriminalistischer Hinsicht. Doch
verbesserte sich dies erstaunlich schnell, und am Ende
meiner Tätigkeit funktionierte die Koordinierung
und Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden
sehr gut.  

Wie war die Zusammenarbeit mit Staaten, insbe-
sondere Syrien?

Zum einen enthielt Sicherheitsratsresolution 1595
die ausdrückliche Aufforderung an alle UN-Mitglied-
staaten, alle Erkenntnisse, die sie über die Tat haben,
der Kommission mitzuteilen; darin bestand schon ein-
mal eine Bringschuld aller Staaten. Ich habe Rechts-
hilfeersuchen an all jene Staaten geschickt, bei de-
nen ich meinte, sie könnten wichtige Informationen
beitragen. Ich habe beispielsweise bei den USA ange-
fragt; von dort kam die Antwort, dass es nichts Nen-
nenswertes gebe. Von Syrien erhielten wir zunächst
keine Antwort. Erst nach Wochen oder Monaten
kam die Antwort sinngemäß, dass sie bereit seien,
mit uns zusammenzuarbeiten. Dieses Frage-und-Ant-
wort-Spiel ging eine Weile hin und her. In dieser Zeit
haben wir natürlich schon nach besten Kräften er-
mittelt. Aufgrund von Zeugenaussagen, die syrische
Regierungskreise sehr stark belastet haben, konnte
ich die Rechtshilfeersuchen präziser fassen. Doch es
zog sich sehr lange hin, bis verwertbare Antworten
kamen. Hilfreich war, dass der Sicherheitsrat am
31. Oktober 2005 die Resolution 1636 verabschiede-
te. Darin forderte er Syrien nachdrücklich auf, mit
der IIIC zusammenzuarbeiten. Daraufhin erfüllten
die syrischen Behörden unsere Rechtshilfeersuchen
in größerem Umfang und zügiger, aber auch nicht
vollständig. 

Detlev Mehlis
Detlev Mehlis, geb. 1949, ist Oberstaatsanwalt in Berlin. Er
war von Mai 2005 bis Januar 2006 Leiter der Internationalen
Unabhängigen Untersuchungskommission (International In-
dependent Investigation Commission – IIIC). Diese Kommission
war vom UN-Sicherheitsrat eingesetzt worden, um den libane-
sischen Behörden bei der Aufklärung des Mordes an dem ehe-
maligen libanesischen Ministerpräsidenten Rafik al-Hariri am
14. Februar 2005 zu helfen. Seit Januar 2010 ist Detlev Mehlis
im Rahmen des ›EU-Philippine Justice Support Programme‹
(EPJUST) auf den Philippinen im Einsatz. Auch dort soll er den
Behörden bei der Aufklärung politischer Morde helfen.

* Alle Berichte im Fall Rafik al-Hariri sind zu finden auf der Webseite

des Sondertribunals für Libanon unter: http://www.stl-tsl.org/sid/49.

Bericht der Tatsachenermittlungsmission vom 24. März 2005,

http://domino.un.org/unispal.nsf/0/79cd8aaa858fdd2d85256fd5005

36047?OpenDocument
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Warum sind Sie als Leiter der Kommission bereits
nach sieben Monaten zurückgetreten?

Ich bin nicht zurückgetreten. In der Resolution
1595 ist von drei bis sechs Monaten Dauer der Kom-
mission die Rede. Dementsprechend lief mein Ver-

trag mit den UN im Dezember aus. Zwar baten mich
sowohl Kofi Annan als auch die Vertreter der USA,
Frankreichs, Großbritanniens und Russlands weiter-
zumachen, aber ich hatte mich eben doch auf die ur-
sprüngliche Zeitspanne eingestellt und bin dann nur
noch für eine Übergangszeit geblieben, bis der von
mir vorgeschlagene Nachfolger sein Amt antrat.

Wie bewerten Sie die Arbeit der Kommission insge-
samt? Die Kommission wurde ja nach knapp vier
Jahren aufgelöst und in einen Gerichtshof umge-
wandelt, den Sondergerichtshof für Libanon.

Ich kann dies nicht objektiv bewerten, weil ich
nicht weiß, wie die Arbeit fortgesetzt wurde. Wir
hatten Vieles angefangen, was wir nicht beenden
konnten, wie etwa die erwähnte ausstehende Beant-
wortung mehrerer Rechtshilfeersuchen an Syrien.
Wir waren mit der Auswertung der Telekommu-
nikationsdaten noch nicht fertig, es waren noch Zeu-
gen zu vernehmen. Insbesondere hatten wir juris-
tisch darum gebeten, den syrischen Staatspräsidenten
Baschar Hafiz al-Assad zu den Vorwürfen, die Zeu-
gen gegen ihn direkt erhoben hatten, vernehmen zu
dürfen. Dies alles stand noch aus. Was daraus wurde,
kann ich nicht sagen, weil den Berichten der Kom-
mission, die nach meinen kamen, dazu nichts Näheres
zu entnehmen ist. 

Ansonsten dauern die Ermittlungen sicherlich be-
unruhigend lange. Wir haben es hier nicht mit einem
Völkermordverfahren wie in Jugoslawien oder Ruan-
da zu tun, bei dem man von vornherein davon aus-
geht, dass es Jahre oder Jahrzehnte dauert, sondern
mit einem – wenn auch furchtbaren – Einzelfall. Wenn
man sich vergleichbare Fälle ansieht, stellt man fest,
dass ein solcher Fall, wenn er nicht innerhalb von
zwei oder drei Jahren aufgeklärt wird, wahrschein-
lich überhaupt nicht mehr aufgeklärt wird. Ob das
hier so ist, kann ich nicht sagen.

Sie hatten vier Tatverdächtige festnehmen lassen,
die aber mittlerweile wieder freigelassen wurden. 

Ich hatte den libanesischen Behörden empfohlen,
die vier Leiter der ehemaligen Sicherheitsbehörde in
Libanon festzunehmen. Dies erfolgte mit richerlichem
Haftbefehl. Sie blieben während meiner Dienstzeit und
auch unter meinen beiden Nachfolgern, die die Haft-
gründe ebenso wie ich ständig überprüften, in den
folgenden drei Jahren in libanesischer Untersuchungs-
haft. Dann kam der Zeitpunkt, an dem die Kommis-
sion in die durch den Sondergerichtshof geschaffene
Staatsanwaltschaft überging. 

Während man nach libanesischem Recht unter
bestimmten rechtlichen Voraussetzungen Untersu-
chungshaft über einen langen Zeitraum verhängen
kann, soweit der dringende Tatverdacht weiter be-
steht, änderte sich mit der Schaffung des Sonderge-
richtshofs für Libanon auch die Rechtslage. Nun
standen diese vier Untersuchungsgefangenen in direk-

Datum Ereignis UN-Dokument

14.2.2005 Sprengstoff-Anschlag auf den ehemaligen 
libanesischen Ministerpräsidenten Rafik 
al-Hariri in Beirut. Al-Hariri und 22 weitere 
Personen werden getötet.

18.2.2005 UN-Generalsekretär Kofi Annan beauftragt
eine Tatsachenermittlungsmission unter
Leitung von Peter FitzGerald, um den Vorfall
vor Ort zu untersuchen.

UN Press 
Release
SG/SM/9727

24.3.2005 FitzGerald legt dem UN-Sicherheitsrat
seinen Bericht vor. 

UN Doc.
S/2005/203

7.4.2005 Der Sicherheitsrat setzt eine internationale
unabhängige Untersuchungskommission
(IIIC) ein, um den libanesischen Behörden
bei der Aufklärung der Tat behilflich zu sein. 

UN-Dok.
S/RES/1595

13.5.2005 Kofi Annan ernennt Detlev Mehlis zum 
Leiter der Untersuchungskommission.

UN Press 
Release
SG/A/922

20.10.2005 Erster Bericht von Mehlis an den Sicher-
heitsrat.

UN Doc.
S/2005/662

31.10.2005 Der Sicherheitsrat fordert Syrien auf, mit der
IIIC in vollem Umfang zu kooperieren.

UN-Dok.
S/RES/1636

12.12.2005 Zweiter Bericht von Mehlis an den Sicher-
heitsrat; Verweis auf Mittäterschaft 
syrischer Militärs, vier Tatverdächtige 
in Untersuchungshaft.

UN Doc.
S/2005/775

15.12.2005 Der Sicherheitsrat verlängert die IIIC 
bis 15. Juni 2006.

UN-Dok.
S/RES/1644

11.1.2006 Serge Brammertz aus Belgien wird zum 
neuen Leiter der IIIC ernannt.

UN Press 
Release
SG/SM/10298 

29.3.2006 Der Sicherheitsrat bittet den Generalsekre-
tär, mit Libanon eine Vereinbarung über 
die Einrichtung eines Gerichtshofs auszu-
handeln.

UN-Dok.
S/RES/1664

15.6.2006 Der Sicherheitsrat verlängert die IIIC 
bis 15. Juni 2007.

UN-Dok.
S/RES/1686

27.3.2007 Der Sicherheitsrat verlängert die IIIC 
bis 15. Juni 2008.

UN-Dok.
S/RES/1748

30.5.2007 Der Sicherheitsrat beschließt die Einrich-
tung des Sondergerichtshofs für Libanon
(STL).

UN-Dok.
S/RES/1757 
(mit Statut)

16.11.2007 Daniel Bellemare aus Kanada wird zum 
neuen Leiter der IIIC ernannt.

UN Press 
Release
SG/A/1109 

2.6.2008 Der Sicherheitsrat verlängert die IIIC 
bis 31. Dezember 2008.

UN-Dok
S/RES/1815

17.12.2008 Der Sicherheitsrat verlängert die IIIC 
bis 29. Februar 2009.

UN-Dok
S/RES/1852

1.3.2009 Der STL nimmt seine Arbeit auf.

29.4.2009 Der STL lässt die vier Tatverdächtigen auf-
grund Mangels an Beweisen frei.

http://www.
stl-tsl.org/sid/69

Chronik des Falles Rafik al-Hariri (2005–2009)
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ter Verantwortung des UN-Tribunals. Bis dahin war
es immer noch der besagte libanesische Fall. Doch
nun waren die UN direkt verantwortlich, und in den
Statuten des Sondergerichtshofs heißt es, dass nach
spätestens 90 Tagen jeder Untersuchungshäftling an-
geklagt sein muss. Daher hat sich der Nachfolger
meines Nachfolgers, Daniel Bellemare, in dieser Frist
mangels genügender Beweismittel nicht in der Lage
gesehen, diese vier anzuklagen. Er hat daraufhin die
Aufhebung dieser Haftbefehle veranlasst beziehungs-
weise keine neuen Haftbefehlsanträge gestellt. Es wa-
ren libanesische Haftbefehle, die letztlich in dem Mo-
ment erloschen waren, in dem der libanesische Fall
zum UN-Fall transformierte.

Sind Sie mit dieser Entscheidung einverstanden?
Aus damaliger Sicht war diese Empfehlung, die

vier Beschuldigten verhaften zu lassen, rechtlich völ-
lig in Ordnung. Es bestand dringender Tatverdacht.
Gleichwohl bestand selbstverständlich speziell bezo-
gen auf die vier Personen in Untersuchungshaft, stets
die Unschuldsvermutung. Das Problem ist, dass ich
nicht weiß, was in den anschließenden insgesamt 40
Monaten in ermittlungstechnischer Sicht geschehen
ist. Sind andere Täter ermittelt worden? Sind andere
Zeugen aufgetreten, die andere Täter belastet haben?
Es muss schon eine Veränderung der Sachlage in die-
sen 40 Monaten gegeben haben, wobei am Ende muss-
te sich eine Veränderung schon relativ plötzlich er-
geben haben. Was es war, kann ich nicht sagen.

Wie kam es zu der Entscheidung, die Kommission
nach knapp vier Jahren in einen Gerichtshof umzu-
wandeln?

Ich habe in meinen beiden Berichten darauf hin-
gewiesen, dass Beweismittel vorliegen, die zumindest
auf eine Tatbeteiligung offizieller syrischer Stellen hin-
deuten. Dies hatte zur Folge, dass die libanesische
Regierung den Sicherheitsrat bat, die Verantwortung
für dieses Verfahren zu übernehmen. Die spezifische
Rechtslage in Libanon spielte bei dieser Entscheidung
sicherlich auch eine Rolle. Es bestehen bestimmte Ab-
kommen mit Syrien, denen zufolge Libanon zum Bei-
spiel keine syrischen Militärangehörigen oder über-
haupt keine syrischen Beamten vor Gericht stellen darf. 

Der Entscheidung, diesen Gerichtshof einzurichten,
haben weder das Parlament noch der Staatspräsi-
dent Libanons zugestimmt. Dennoch hat der UN-Si-
cherheitsrat die Einrichtung beschlossen. War dies
rechtmäßig? 

Es war der Wunsch der frei gewählten libanesi-
schen Regierung. Diesem Wunsch ist der Sicherheits-
rat nachgekommen. 

Was ist das Besondere an dem Gerichtshof?
Das Besondere und Gute ist, dass das libanesi-

sche Recht zur Anwendung kommt und nicht das

doch etwas schwerfällige britische Recht. Das liba-
nesische Recht entspricht dem französischen Recht,
was weitaus einfacher, gradliniger und zeitsparender
ist. Dies ist also in der Tat das Neue. Ich meine, es ist
das erste Mal, dass bei einem internationalen Ge-
richtshof das Recht des betroffenen Staates ange-
wendet wird.

Ist die Kritik am Gerichtshof, dass er selektiv ist, be-
rechtigt? Schließlich wurden während des Bürger-
kriegs von 1975 bis 1990 zahlreiche Morde began-
gen, die nicht aufgeklärt wurden.

Man hätte es natürlich auch ganz anders machen
können. Aber man hat es nun einmal so gemacht, und
es ergibt für mich auch so Sinn. Die Konzentration
auf eine Einzeltat sollte auch die Konzentration der

Staatsanwaltschaft, des Gerichts und der Ermittlung
befördern. Das heißt, wenn ich in einer unüberschau-
baren Vielzahl von Vorgängen ermittle, kann dies bis
zum Sankt-Nimmerleins-Tag dauern. Bei diesem kon-
kreten Einzelfall wird man natürlich an irgendeinem
Tag sagen müssen, dieser Fall ist aufgeklärt, teilweise
aufgeklärt oder nicht aufgeklärt. Natürlich spielt auch
die zeitliche Nähe eine Rolle: eine Tat von 1979 ist
sicher schwerer, das heißt eigentlich kaum, aufzuklä-
ren als eine von 2005. Ich habe das so verstanden,
dass dieser Gerichtshof in der Tat eine vorüberge-
hende Erscheinung sein soll.

Was halten Sie von Vermutungen, die Hisbollah sei
der Drahtzieher hinter den Anschlägen?

Ich kann es weder bestätigen noch dementieren.
Unsere Verdächtigen kamen nicht aus Kreisen der
Hisbollah, aber die Ermittlungen waren erklärter-
maßen nicht abgeschlossen.

Ist ein erfolgreicher Abschluss der Ermittlungen
aussichtsreich?

Ich weiß es nicht, aber eines ist klar: Je länger sich
die Ermittlungen hinziehen, desto schwieriger wird
die Aufklärung. Das ist eine kriminalistische Binsen-
weisheit, und die Ermittlungen dauern schon erstaun-
lich, bedrückend lange.

Ist der Gerichtshof unabhängig? Kann er faire Ver-
fahren gewährleisten?

Ich denke mit dem Gerichtspräsidenten Antonio
Cassese, der ja ein erfahrener Mann, ein allgemein an-
erkannter Jurist ist, ist die Unabhängigkeit sicher ge-
währleistet. Aber ohne Angeklagte kann das Gericht
so gut und unabhängig sein wie es will, es ist dann
ein Gericht ohne Angeklagte. 

»Das Besondere und Gute an dem Gerichtshof ist, 
dass das libanesische Recht zur Anwendung kommt.«
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Der Fall könnte, wenn er nicht abgeschlossen wer-
den sollte, trotzdem nicht an den Internationalen
Strafgerichthof überwiesen werden, oder?

Richtig, das könnte er nicht. Es handelt sich zwar
um ein furchtbares Verbrechen, aber sicher nicht um
ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder ein
Kriegsverbrechen oder ähnliches, wie es im Statut des
Strafgerichtshofs steht.

Wie bewerten Sie die Rolle der UN?
Es war gut, dass die UN sich dieses Falles ange-

nommen haben. Wer hätte es sonst tun sollen? Die
Libanesen hätten es – das hat FitzGerald wohl zu
Recht festgestellt – damals aus handwerklichen Grün-
den, aus Mangel an Expertise und aus politischen
Gründen nicht gekonnt. Wer hätte es also sonst ma-
chen sollen? Insoweit war es sicher gut. Die Verein-
ten Nationen werden aus diesem Verfahren viel ge-
lernt haben. Auch die Kommission hat dem Gene-
ralsekretär einen vertraulichen Erfahrungsbericht
übermittelt, aus dem vielleicht andere für andere Fäl-
le lernen können.

Viel Spannung wurde aus den ersten freien Wahl-
en in Libanon herausgenommen, weil es in Sachen
al-Hariri keine Schuldzuweisungen zwischen den ver-
schiedenen Lagern gab, sondern eine stillschweigende
Übereinkunft, dass man dies eben der Kommission
überlässt. Man hatte dieses Problem dank der UN
›outgesourced‹. Dies war sicher auch ein Erfolg.

Man hat zudem gelernt, dass eine derartige Un-
tersuchung nur in einem positiven Umfeld funktio-
niert. So eine Kommission kann man sehr leicht aus-
bremsen. Wenn wir etwa Zeugen in Beirut suchen,
läuft mein schwedischer, dänischer oder schweizeri-
scher Ermittler ein Vierteljahr durch die Stadt und
sucht den Zeugen und findet ihn dann doch nicht,
während die libanesischen Behörden – wenn sie es
wollen, und sie wollten es – uns den Zeugen binnen
zwei Tagen brachten. Auch das hat man sicher dar-
aus gelernt.

Die Frage, die sich am Ende stellt, ist, ob es sinn-
voll gewesen ist, vor Abschluss der Ermittlungen nun
schon diesen internationalen Gerichtshof zu errich-
ten, der letztlich im Wesentlichen seit einem Dreivier-
teljahr arbeitslos ist, oder hätte man nicht vielleicht
doch das Ende der Ermittlungen abwarten sollen?
Unter finanziellen Gesichtspunkten wäre es sicher
sinnvoller gewesen, den Abschluss der Ermittlungen
abzuwarten und erst danach dieses doch sehr auf-
wendige und kostenintensive Institut des Sonderge-
richtshofs für Libanon zu errichten, der ein Riesen-
apparat ist. Es werden wohl mit Sicherheit in Den
Haag 150 bis 200 Personen Vollzeit arbeiten.

Die Frage der Kosten ist natürlich schon ein wichti-
ger Punkt. Einen Gerichtshof für mehr oder weniger
einen Fall zu schaffen, scheint etwas überdimensio-
niert. 

Ich stimme Ihnen zu. Es ist eine teure Sache.

Generalsekretär Ban Ki-moon hat nach dem Atten-
tat auf die ehemalige pakistanische Premierminis-
terin Benazir Bhutto im Dezember 2007 erneut eine
Untersuchungskommission eingesetzt. Sehen Sie
darin eine positive Entwicklung?

Grundsätzlich bin ich dafür, solche internationa-
len politischen Fälle, wie der Fall al-Hariri, in irgend-
einer Weise an den Internationalen Strafgerichtshof
anzuhängen, wie auch immer das rechtlich umzuset-
zen ist. Das wäre das Sinnvollste. Bhutto und al-
Hariri sind politische Entscheidungen. Die UN sind
eine politische Institution. Die Einrichtung solcher
Kommissionen und Tribunale hängt auch davon ab,
wer sich in den UN exponiert, wer im Sicherheitsrat
das Sagen hat, wer der Generalsekretär ist, wer den
Generalsekretär anschiebt und so weiter. Wobei der
Fall Bhutto nicht schaden wird. Man muss eben im-
mer sehen, worin der Mehrwert liegt. Man kann nicht
grundsätzlich sagen, dass internationale Ermittlun-
gen immer besser sind als nationale. Nationale Behör-
den sind mit den Gegebenheiten besser vertraut. Die
Annahme, internationale Ermittlungen sind immer
besser, ist nicht richtig. Sie können zwar, wie bei al-
Hariri, politische Spannungen herausnehmen, aber
rein faktisch bedeutet dies nicht, dass internationale
Ermittlungen immer nationalen vorzuziehen sind.

Es könnte aber auch dazu führen, dass die Verein-
ten Nationen schlecht dastehen, wenn etwa dieser
Fall nicht aufgeklärt wird.

Das ist in der Tat ein hohes Risiko. Man hat da-
mit auch viele Hoffnungen geweckt. In der libanesi-
schen Bevölkerung macht sich, was man den dorti-
gen Medien entnehmen kann, schon erkennbar große
Enttäuschung breit. Zudem kursieren die wildesten
Gerüchte, angefangen bei Absprachen zwischen den
Großmächten oder zwischen wem auch immer. 

Aber für Libanon selbst war es auf jeden Fall die
richtige Entscheidung, diese Angelegenheit nicht
einfach im Sande verlaufen zu lassen, sondern sie
von den UN verwalten zu lassen?

Ich fand dies richtig, aber die Bedingungen müssen
stimmen. Nützt es etwas, das international zu ma-
chen? In diesem Fall war es sicher richtig.

Das Gespräch fand am 29. Dezember 2009 in Berlin statt.

Die Fragen stellte Anja Papenfuß. 

»Ich bin dafür, solche internationalen politischen Fälle an
den Internationalen Strafgerichtshof anzuhängen.«
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Das Internationale Jahr der Aussöhnung 2009 war
geprägt durch eine Reihe unkoordinierter Aktivitä-
ten von Staaten und nichtstaatlichen Einrichtungen
mit dem Schwerpunkt auf friedenserhaltenden Maß-
nahmen. Staaten zu mehr juristischer wie auch histo-
rischer Aufarbeitung von vergangenem Unrecht zu
motivieren, ist dabei weitgehend nicht gelungen.
Nicht selten wird Aussöhnung politisch instrumenta-
lisiert. Gleichwohl markiert das Jahr erst den Anfang
von Debatten und einem Aufarbeitungs- und Ver-
söhnungstrend, der sich in den nächsten Jahrzehn-
ten und in diesem Jahrhundert fortsetzen wird. 

Geht wieder ein Internationales Jahr zu Ende, ohne
dass eine breite Öffentlichkeit davon erfahren hat?
Das Internationale Jahr der Aussöhnung 2009 (In-
ternational Year of Reconciliation) lief im Dezember
2009 ohne großes Aufsehen aus. Doch warum diese
Zurückhaltung, wenn viele Staaten betonen, dass die
Aufarbeitung von vergangenem Unrecht und die Ver-
söhnung von Opfern und Tätern wichtig sind für ge-
sellschaftliche Stabilität, Frieden und Demokratie?
Historische Aufarbeitung, juristische Verfolgung ver-
gangener Straftaten, Erinnerungspolitik und Aussöh-
nung1 stehen heute auf der politischen Tagesordnung
der meisten Staaten und Foren dieser Welt.

Wozu ein Internationales Jahr?

Dass man über dieses Internationale Jahr so wenig
gehört hat, mag daran liegen, dass es entgegen der
üblichen Praxis nicht mit einer Pflicht zur Berichter-
stattung vor der UN-Generalversammlung verbun-
den war. Darin lag eine der Bedingungen, die sich
die europäischen Staaten und die USA bei der Ver-
abschiedung des Internationalen Jahres im Novem-
ber 20062 auserbeten hatten – aus durchaus politi-
schen Gründen. Diese liegen zum einen in nicht klar
definierten Maßnahmen, die von der Politik, Medien
und der breiten Öffentlichkeit erwartet werden, zum
anderen liegt es an den Absichten jener Staaten, al-
len voran Nicaragua, die die Resolution bei den
Vereinten Nationen einbrachten.3

Die in der Resolution erwähnten Aktivitäten und
Vorschläge zur Aussöhnung reichen von der Rolle
der Staaten in den Bereichen Konfliktprävention, Frie-
densmissionen, Demokratisierung, Rechtsstaatlich-
keit, Wahrheitsfindung bis hin zur Bedeutung der Me-
dien, breiten Öffentlichkeit und nichtstaatlicher Or-
ganisationen (NGOs), zu diesem Prozess beizutra-
gen. Hätten sich die Staaten allerdings verpflichtet,

Das Internationale Jahr der Aussöhnung 2009
Auftakt zu einem Jahrhundert der Aussöhnung?
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der Generalversammlung am Ende des Jahres über
ihre Aktivitäten Bericht zu erstatten, hätte dies mög-
licherweise zu heftigen politischen Diskussionen und
weitreichenden Konsequenzen geführt – weit über
die eigenen Staatsgrenzen hinaus. Genau dies woll-
ten einige Staaten vermeiden.

Modeerscheinung Versöhnungsprozesse

Versöhnungsprozesse sind in Mode gekommen. Al-
lein im Verlauf der zurückliegenden Dekade sind Dut-
zende Wahrheits-, Aufarbeitungs- oder Versöhnungs-
kommissionen eingerichtet worden. Zählt man die
Bemühungen um Aufarbeitung in Osteuropa und in
Ländern wie Spanien oder Kanada hinzu, kommt man
auf über 30 Kommissionen und Initiativen.4 Ein gut-
es halbes Dutzend internationale Tribunale und der
Internationale Strafgerichtshof sollen dafür sorgen,
dass Unrecht nicht ungesühnt bleibt. Die Strafgerichts-
höfe für das ehemalige Jugoslawien und für Ruanda,
zu Sierra Leone, Libanon oder Kambodscha sind die
bekannten Beispiele. Ein weiterer Gerichtshof ist in
Timor-Leste geplant. Das Jahrhundert der Entschul-
digung, Erinnerung, Anerkennung, juristischen und
historischen Aufarbeitung und Wiedergutmachung
hat gerade erst begonnen, wie nicht nur die Initiato-
ren des UN-Jahres, sondern auch eine Reihe von
Fachautoren konstatieren.5

Fast monatlich erscheinen neue Romane, Filme,
Medienberichte oder wissenschaftliche Publikationen,
die sich mit schwerwiegenden Menschenrechtsverlet-
zungen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit in
der Vergangenheit beschäftigen. Politische oder par-

Anja Mihr

1 Die Begriffe Aussöhnung und Versöhnung werden in diesem Beitrag

synonym verwendet.

2 UN-Dok. A/RES/61/17 v. 20.11.2006. Hinweis zur Zitierweise: UN-Do-

kumente, die ins Deutsche übersetzt wurden, werden mit ›UN-Dok.‹ ab-

gekürzt, UN-Dokumente in englischer Sprache mit ›UN Doc.‹.

3 Eingebracht wurde die Resolution von Argentinien, Brasilien, El Sal-

vador, Guatemala, Honduras und Nicaragua; Unterstützt von Chile, Cos-

ta Rica, Mauritius Panama, Philippinen und Ruanda, UN Press Release

GA/10536 v. 20.11.2006.

4 Siehe für Post-Konflikt-Staaten etwa ›United States Institute of

Peace‹, http://www.usip.org und ›International Center for Transitional

Justice‹ (JCTJ), http://www.ictj.org/en/index.html

5 Mark Gibney/Rhoda E. Howard-Hassmann/Jean-Marc Coicaud/Ni-

klaus Steiner (Eds.), The Age of Apology, Facing Up to the Past, Philadel-

phia 2008.
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lamentarische Debatten sowie deren Verbreitung
durch Medien und Internet haben zum Ziel, sich öf-
fentlich mit vergangenem Unrecht auseinanderzu-
setzen. Opfer und Täter sollen dabei gleichermaßen
identifiziert, Schuldfragen und historische Fakten ge-
klärt werden. Inwiefern auch Versöhnung und ernst-
hafte Friedensabsichten dabei eine Rolle spielen, ist
bei der Vielzahl der politisch motivierten Initiativen
nicht immer erkennbar. Aus diesem Grund erhielt
das UN-Jahr von vielen Staaten nur eine eher mora-
lische, denn praktisch-politische Unterstützung. 

Nachdem der UN-Sicherheitsrat 1993 und 1994
die ersten internationalen Strafgerichtshöfe für das
ehemalige Jugoslawien und für Ruanda ins Leben
gerufen hatte, kam das Thema juristische Aufarbei-
tung – auch unter dem Namen ›transitional justice‹
– immer stärker auf, gepaart mit dem Wunsch, in-
ternationale Menschenrechtstandards mögen übe-
rall auf der Welt auf vergangenes Unrecht Anwen-
dung finden.6

Waren die Diskussionen um die Nürnberger Pro-
zesse von 1945 bis 1949 und die Wiedergutmachungs-
politik in Deutschland noch auf Kriegsverbrechen und
ihre Folgen reduziert, haben die Versöhnungsprozes-
se seit den neunziger Jahren zum erklärten Ziel, lang-
fristig Frieden und Stabilität in einem Land oder ei-
ner Region zu schaffen. Erste Untersuchungen über
den Zusammenhang von juristischer Aufarbeitung,
den Wahrheits- und Versöhnungskommissionen in
Südafrika oder Peru und gesellschaftlichen Friedens-
prozessen erschienen erst in den neunziger Jahren.
Das deutsche Modell der Vergangenheitsbewältigung
hatte mit diesen Prozessen zunächst wenig gemein.
Die ersten umfassenderen Studien von Martha Mi-
now, Rudi Teitel und Jon Elster zählen heute zu den
Standardwerken, die in seriösen Publikationen zum
Thema zitiert werden.7

Hunderte internationaler und lokaler NGOs und
Opferverbände haben sich zu diesem Zweck in den
letzten Jahrzehnten gegründet. Die meisten arbeiten
ehrenamtlich oder werden im Rahmen von Projekten
gefördert, im wiedervereinigten Deutschland ebenso
wie in Chile, Kroatien, auf den Philippinen oder in
Ruanda. Die Vertreter dieser Organisationen leisten
Aufklärungsarbeit, exhumieren Massengräber, er-
stellen Berichte oder organisieren Treffen zwischen
Opfern und Tätern. NGOs lobbyieren die Politiker
und sind häufig als Mediatoren bei Konfliktlösungs-
prozessen tätig.

Warum also noch ein zusätzliches Internationales
Jahr der Aussöhnung, wo dieser Prozess doch längst
an Dynamik gewonnen hat, der sich weder Regierun-
gen noch die Gesellschaft entziehen können?

Initiator Nicaragua

Eine Antwort darauf findet sich in dem Land, wel-
ches das Internationale Jahr der Aussöhnung im Jahr
2006 ins Leben gerufen hat: Nicaragua. In dem Land,

das sich von 1977 bis weit in die achtziger Jahre hin-
ein in einem Bürgerkrieg befand, sind es vor allem
die Opferverbände, Kirchen und NGOs, die ab 1990
den Aufarbeitungsprozess vorangetrieben haben. Bis
dahin herrschte ein zermürbender Guerillakrieg zwi-
schen den paramilitärischen und den teilweise von
den USA unterstützten Contra-Truppen gegen die
kommunistischen und in die Regierung gewählten
Sandinisten. Auf beiden Seiten wurden weit über
30 000 Menschen Opfer von Gewalt, Mord, Ver-
schwindenlassen oder Umsiedlung. Der Internatio-
nalen Gerichtshof in Den Haag verurteilte die USA
bereits 1986 zu einer Geldstrafe in Milliardenhöhe
für Wiedergutmachung. Das Land zahlte diese Gel-
der jedoch weder an die Regierung noch an die Op-
fer in Nicaragua. Auch eine Ermahnung durch die
UN-Generalversammlung, dem Urteil des Haager
Gerichtshofs Folge zu leisten, hatte keinen Erfolg.
Die Regierung in Washington, D.C. erkannte weder
die Zuständigkeit des Gerichtshofs noch das Urteil
an. Sowohl die Regierung Nicaraguas als auch die
zahlreichen Kirchenorganisationen und NGOs be-
mühten sich in den Folgejahren vergeblich, die USA
für einen Teil der massiven Gewalt und der Zerstö-
rung des Landes mitverantwortlich zu machen. 20
Jahre später versuchte Nicaragua mit der UN-Reso-
lution zum Internationalen Jahr der Aussöhnung in-
direkt, die USA an ihre politische Verantwortung zu
erinnern.

Gegenstimmen

Vor diesem Hintergrund wird klar, warum sich Ni-
caragua bei den Verhandlungen in der Generalver-
sammlung über ein Internationales Jahr der Aussöh-
nung mit seiner Forderung nach dem für internatio-
nale Jahre üblichen ›Follow-up‹, das heißt eine Be-
richterstattung oder Aussprache der Mitgliedstaa-
ten in der Generalversammlung nicht durchsetzen
konnte.8

Es waren aber nicht nur die USA oder die Staaten
der Europäischen Union mit kolonialer Vergangen-
heit, die ein ›Follow-up‹ oder die konkrete Umset-
zung der Maßnahmen verhinderten und sich gegen die
ursprüngliche Fassung der Resolution stellten.9 Ver-
treter Venezuelas sorgten dafür, dass die aktive und
besonders wichtige Rolle der Medien und damit der
Öffentlichkeit für die Aufarbeitungs- und Versöh-
nungsprozesse kurzerhand in eine rein berichtende
und somit eher passive umgewandelt wurde. Die ve-
nezolanischen Diplomaten der Regierung von Hugo
Chavez beschuldigten die Medien, einseitig die Öf-
fentlichkeit zu manipulieren und gezielt Falschmel-
dungen über vergangenes Unrecht und Menschen-
rechtsverletzungen zu streuen. Damit, so Venezuela,
würden sie einem wahrhaftigen Aussöhnungsprozess
im Wege stehen. Vor allem aber schützte die Regie-
rung damit sich selbst vor öffentlichen Debatten und
rechtfertigte stattdessen Pressezensur bei dem Ver-
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such der Bekanntgabe von Menschenrechtsverletzun-
gen im eigenen Land.10 Das Ergebnis der Verhand-
lungen war eine UN-Resolution, die überwiegend ap-
pellierenden Charakter hat. 

Unterstützer

Das Internationale Jahr unterstützten vor allem jene
Länder, die in den achtziger und neunziger Jahren
begannen, ihre gewaltsame Vergangenheit und Dik-
taturen aufzuarbeiten. Neben Nicaragua waren dies
Argentinien, Chile, El Salvador, Guatemala, Mauri-
tius, Panama, die Philippinen und Ruanda. Es waren
gleichzeitig Staaten, die ein Interesse daran hatten,
dass auch ihre Nachbarländer, die USA oder die eu-
ropäischen Staaten sich ihrer Verantwortung stellen
und die Versöhnungsprozesse finanziell unterstüt-
zen. Das Jahr diente aber auch als ›Mutmacher‹ für
die zahlreichen Opferverbände, NGOs oder Mitglie-
der der völlig unterfinanzierten und nicht selten ein-
geschüchterten Wahrheits- und Versöhnungskom-
missionen in vielen Ländern. Allzu häufig sind deren
Berichte und Abschlussprotokolle, mit Vorschlägen
nach (finanzieller) Wiedergutmachung, in den Schub-
laden der politisch Verantwortlichen gelandet, wie
etwa in Chile und Peru. Ein Großteil der Forderungen
werde nur teilweise oder unzureichend umgesetzt.11

Bis heute ist unklar, inwiefern halbherzige oder gar
einseitige Aussöhnungsprozesse überhaupt zu Frie-
den und Demokratie beitragen können. Trotz der
Vielzahl gut recherchierter Länderanalysen stehen
empirische Untersuchungen über den langfristigen
Beitrag von Aussöhnungsprozessen auf die gesell-
schaftliche Entwicklung noch aus. 

Ziel der Aussöhnung

Regierungen scheuen häufig, die Verantwortung für
vergangenes Unrecht zu übernehmen. Sie befürchten,
mit überzogenen Forderungen konfrontiert oder zu
weitreichenden Gesetzesänderungen gezwungen zu
werden; sie befürchten, alte Eliten zu verprellen oder
hohes Schmerzensgeld für all jene zahlen zu müssen,
deren Leben, Gesundheit oder Hab und Gut zerstört
oder konfisziert wurde. Länder wie Guatemala, Mau-
ritius oder Ruanda haben es aus finanziellen Grün-
den abgelehnt, weitreichende Verantwortung zu über-
nehmen oder es schlicht bei Versöhnungsreden be-
lassen. Hinzu kommt, dass in den meisten dieser Län-
der Opfer von Terror und Unterdrückung noch bis in
die Gegenwart Tür an Tür mit den ehemaligen Tätern
und Verantwortlichen leben und leben müssen. Ru-
anda ist hierfür das bekannteste Beispiel. In Ländern
wie Argentinien, Chile oder den Philippinen sind vie-
le der alten politischen Eliten nach wie vor in Amt
und Würden. Sie bilden so Teil der neuen demokra-
tischen Parteieliten und weisen die Forderungen ehe-
maliger politischer Gefangener und von Gewaltop-
fern zurück. Damit wird nicht selten das Unrecht aus

der Vergangenheit erneut legitimiert und politisch in-
stitutionalisiert. Eine fundierte Aufarbeitung und Aus-
söhnung ist nicht möglich und oft nicht erwünscht.
Gern wird darauf verwiesen, dass eine Gesellschaft
noch nicht reif sei und man mindestens eine Genera-
tion, sprich 20 bis 25 Jahre, mit einer fundierten Auf-
arbeitung warten solle. Aussöhnung kann aber aus
Sicht der Opfer nicht so lange warten.

Obgleich viele dieser Staaten Wahrheits- und Ver-
söhnungskommissionen oder politische Ausschüsse
eingerichtet haben, liegt ihnen häufig wenig an einer
wahrheitsgetreuen Aufarbeitung oder an einer juris-
tischen Verfolgung der Täter. In diesen Ländern
herrscht ein erbitterter Streit zwischen NGOs, Op-
ferverbänden, Hinterbliebenen einerseits und Ver-
antwortlichen in der Regierung andererseits. Letzte-
re wollen das Unrecht nicht oder nur zögerlich aner-
kennen. 

Aufgrund dieser Halbherzigkeit verlieren neue,
in der Regel formaldemokratische, Systeme schnell
an Glaubwürdigkeit und büßen am Ende ihre de-
mokratische Qualität ein. Denn durch fehlende juri-
stische Aufarbeitung, durch Straflosigkeit und Ver-
schweigen wird vergangenes Unrecht legitimiert.
Das dringend notwendige Vertrauen der Gesellschaft
in die neuen demokratischen Institutionen wird ver-
eitelt. Wer nicht erfährt oder erkennen kann, dass
das neue politische System in der Lage ist, die Ver-
antwortlichen für Massenmorde, politische Unter-
drückung oder Verschwindenlassen des vergange-
nen Regimes zur Rechenschaft zu ziehen, wird ge-
nauso wenig Vertrauen in das neue System haben,
wie er oder sie es in das alte System hatte.12

6 William A. Schabas/Shane Darcy (Eds.), Truth Commissions and

Courts: The Tension Between Criminal Justice and the Search for Truth,

Dordrecht 2001.

7 Martha Minow, Between Vengeance and Forgiveness: Facing History

After Genocide and Mass Violence, Boston 1998; Rudi G. Teitel, Transitio-

nal Justice, Oxford 2000; Jon Elster, Closing the books, Transitional Justi-

ce in Historical Perspective, Cambridge 2004.

8 Siehe beispielsweise die Aussprache in der Generalversammlung am

10. Dezember 2009 zum Internationalen Jahr des Menschenrechtsler-

nens, UN Press Release GA/10901 v. 10.12.2009, http://www.un.org/

News/Press/docs/2009/ga10901.doc.htm

9 Vgl. UN Doc. A/61/192 v. 4.8.2006.

10 So etwa der Bericht von Human Rights Watch vom 21. Mai 2009 über

die Pressezensur bei den venezolanischen Fernsehstationen: http://

www.hrw.org/en/news/2009/05/21/venezuela-stop-harassing-tv-

station

11 Zum Beispiel in Chile, siehe ICTJ, http://www.ictj.org/en/where/

region2.html

12 Anja Mihr, From Reconciliation to the Rule of Law and Democracy,

Web Journal of Current Legal Issues, No. 1, 2009, University of Newcastle,

http://webjcli.ncl.ac.uk/2009/issue1/mihr1.html
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Vertrauen in die neuen politischen Strukturen, Sys-
temstabilität und somit gesellschaftlicher und sozia-
ler Frieden ist das Ziel dieser Aussöhnungsprozesse
und der meisten UN-Resolutionen sowie Handrei-
chungen zu diesem Thema. Der Erfolg von Aussöh-
nungs- und Aufarbeitungsprozessen liegt darin, mög-
lichst alle relevanten Gruppen, Opfer wie Täter, in
den Prozess einzubeziehen. Jegliche Reformen müs-
sen unter Einbeziehung aller gesellschaftlicher Akteu-
re beschlossen und anerkannt werden.13 Scheitert die-
ser schwierige Balanceakt aufgrund politischer Riva-
litäten zwischen neuen und alten Eliten, ist der Aus-
söhnungsprozess und damit auch gesellschaftliche
Stabilität zum Scheitern verurteilt.

Maßnahmen

Das Internationale Jahr der Aussöhnung hatte auch
einen friedenspolitischen Aspekt. Dies lag nicht zu-
letzt daran, dass ein Großteil des UN-Haushalts in-
zwischen für friedenserhaltende Maßnahmen und
Konfliktlösungsmechanismen aufgewendet wird und
die Organisatoren von Versöhnungsarbeit häufig nur
mit dem Bezug zur Friedensarbeit auf finanzielle Un-
terstützung hoffen konnten. Denn ausdrücklich wird
in Resolution 61/17 erwähnt, dass viele der Aktivitä-
ten des UN-Systems und der internationalen Gemein-
schaft zur Unterstützung der Friedenssicherung und
Friedenskonsolidierung, der Konfliktverhütung, der
Abrüstung und der nachhaltigen Entwicklung für
einen funktionierenden Versöhnungsprozess ebenso
unabdingbar sind wie Rechtsstaatlichkeit und die ju-
ristische Aufarbeitung von Unrecht. Sie sollen zur Ein-
haltung der Menschenrechte und Demokratisierung
beitragen. 

Handbücher und die ›Van-Boven-Grundsätze‹

Durch die Verbindung zu friedenserhaltenden Maß-
nahmen in Post-Konflikt-Situationen konnten die
Akteure des Internationalen Jahres auf eine Vielzahl
von UN-Richtlinien und -Resolutionen zurückgrei-
fen. Bis heute sind fast ein Dutzend solcher Empfeh-
lungen und Resolutionen von den Vereinten Natio-
nen verabschiedet worden, darunter eine Reihe von
Handreichungen für Rechtsstaatlichkeitsprogramme,
Wahrheitskommissionen, strafrechtliche Verfolgung
von Tätern, Wiedergutmachungsprogramme, ›Tran-
sitional Justice‹ oder internationale Strafgerichtshö-
fe.14 Dieser Serie ging die Resolution 60/147 der Ge-
neralversammlung aus dem Jahr 2005 voraus. Sie
enthielt Grundsätze und Leitlinien für die Aus-
schöpfung von Rechtsmitteln und Wiedergutmachung
grober Verletzungen von Menschenrechten und hu-
manitärem Völkerrecht.15

Diese Grundsätze enthalten Maßnahmen, Mög-
lichkeiten und Anregungen zur juristischen Aufar-
beitung von Unrecht und zur Wiedergutmachung. Sie
werden auch die ›Van-Boven-Grundsätze‹ genannt,

nach ihrem Initiator, dem Niederländer und ersten
UN-Sonderberichterstatter für das Recht auf Wieder-
gutmachung für Opfer schwerwiegender Menschen-
rechtsverletzungen (1990–1993), Theodoor Corne-
lis van Boven. Die Grundsätze und Handreichungen
ergänzen die Resolution zum Internationalen Jahr der
Aussöhnung. Die Staaten sollen mit diesen Grund-
sätzen dazu angeregt werden, nach dem Ende von
Konflikten oder Unterdrückung umgehend Gesetzes-
reformen für Militär und Polizei in die Wege zu lei-
ten. Des Weiteren sind Reformen des Strafrechts
notwendig, und der Zugang zu Rechtsprechung und
Gerichten ist dabei eine Mindestvoraussetzung für
den Frieden. Menschenrechtsverteidiger, NGOs und
Medien sollen bei der Aufarbeitung und den gesell-
schaftlichen Reformprozessen helfen. Internationale
Menschenrechtspakte und -Konventionen müssen
eingehalten werden und dienen als Richtschnur ins-
besondere bei der juristischen Verfolgung von Tätern.
Der Internationale Strafgerichtshof, so die Grund-
sätze, könne dabei eine Rolle spielen. Opfer und Zeu-
gen sollen wirksam geschützt und die Opfer ange-
messen entschädigt werden. 

Die ›Van-Boven-Grundsätze‹ sind vor allem für
die Opfer von Gewalt und Unrecht von Bedeutung.
Mit der Anerkennung der Grundsätze verpflichten
sich Staaten, angemessene Kompensationsmaßnah-
men in die Wege zu leiten. Das eigentlich Neue dieser
Grundsätze liegt aber in dem, was sie implizieren.
Sie definieren den Begriff ›Opfer grober Menschen-
rechtsverletzungen‹. Demnach sollen nicht nur Fol-
gen mentaler, physischer und materieller Verluste,
sondern beispielsweise auch verpasste Chancen in
der schulischen oder beruflichen Entwicklung kom-
pensiert werden. Vor dieser breiten Deutung des Op-
ferbegriffs und den damit verbundenen Ausgleichs-
zahlungen schrecken viele Regierungen zurück.

Allerdings schränkt die Betonung auf grobe Men-
schenrechtsverletzungen die Opferrolle wiederum ein.
Denn während der Völkermord in Ruanda oder die
Ermordungen und das Verschwindenlassen Tausen-
der unter der Militärjunta in Argentinien noch klare
Fälle grober Menschenrechtsverletzungen sind, strei-
ten sich Diplomaten, Politiker, Menschenrechtsakti-
visten und Völkerrechtler seit Jahrzehnten, ob auch
politische Verfolgung, Isolationshaft, Diskriminie-
rung, Umsiedlung oder Berufsverbote von Regime-
kritikern – unabhängig von Terrorregimen – als gro-
be Menschenrechtsverletzungen einzustufen sind. Ei-
ne eindeutige Antwort auf diese Fragen steht noch
aus. In der Folge fühlen sich viele Regierungen von
diesen Grundsätzen nicht angesprochen. Sie bestim-
men selber in ihrem nationalen Kontext, was grobe
Verletzungen der Menschenrechte sind und was nicht.
So überrascht es nicht, dass die meisten Regierungen
kurzerhand zu dem Schluss kommen, dass es solche
groben Menschenrechtsverletzungen in ihren Län-
dern gar nicht gibt.
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Maßnahmen einzelner Staaten

Australien war eines der wenigen Länder, die das
Jahr wörtlich nahmen. Die australische Regierung
verabschiedete im April 2009 einen Aktionsplan zur
Versöhnung für die Jahre 2009 bis 2011. Angelehnt
an die ›Van-Boven-Grundsätze‹ verspricht der Plan
verstärkte Maßnahmen zur Wiedereingliederung und
Entschädigung sowie Aufklärungsarbeit über das an
den Aborigines verübte Unrecht durchzuführen. Län-
der wie Ruanda, die seit Jahren einen staatlich ver-
ordneten Versöhnungsprozess, etwa in Form von
(durchaus fragwürdigen) eingerichteten Versöhnungs-
kommissionen und Umerziehungslagern durchlaufen,
sahen keinen Grund, weitere Maßnahmen im Rah-
men des Internationalen Jahres zu ergreifen. Arme-
nien erinnerte an die fehlende Anerkennung des
Völkermords von 1915 und der dringenden Aus-
söhnung mit der Türkei. In Kasachstan, Mali, Polen
oder Sambia stand der Frieden im Vordergrund. 

Das deutsche Auswärtige Amt sieht seine Rolle
vor allem in der Förderung von Versöhnungs- und
Wahrheitskommissionen weltweit. Besondere Initi-
ativen mit Bezug auf das UN-Jahr hat das Amt nicht
unternommen, verweist jedoch auf die bereits in den
Jahren 2007 und 2008 ausgearbeitete Nürnberger
Erklärung zu Frieden und Gerechtigkeit.16

Die österreichische Regierung unterstützte ein Frie-
densfestival und ergänzte zum Titel kurzerhand Ver-
söhnung als Beitrag zum Frieden. Aber anders als
Australien, bezog sich die Regierung in Wien nicht
auf die eigene, noch unaufgearbeitete Vergangenheit,
sondern auf die Notwendigkeit von Frieden und Ver-
söhnung in anderen Teilen der Welt.17 Nicaragua in-
des, das vor allem auf ein Signal aus den USA hoff-
te, trat nicht besonders in Erscheinung. Das Land
unterstütze jedoch den Vorschlag, eine UN-Dekade
der Aussöhnung ins Leben zu rufen. 

Private Initiativen

Ende 2009 mussten die Initiatoren des Internationa-
len Jahres feststellen, dass über das Jahr verteilt nur
wenige Aktivitäten und Projekte stattgefunden ha-
ben, die meisten davon nichtstaatlich und zivilge-
sellschaftlich initiiert. Universitäten, Hilfsorganisa-
tionen oder NGOs hielten Lesungen, Konferenzen
oder Podiumsdiskussionen ab. Die Veranstaltungen
waren in in der Mehrzahl akademischer Natur oder
richteten sich an ein Fachpublikum oder an Betrof-
fene, zum Beispiel Opfer von Menschenrechtsverlet-
zungen. Sie stehen für die eigentlichen Akteure der
Aussöhnungsprozesse. Denn fast monatlich erschei-
nen im nichtstaatlichen und privaten Sektor neue Be-
richte, Dokumentationen oder journalistische Beiträ-
ge. Darin dokumentieren und analysieren sie die ju-
ristische und historische Aufarbeitung in Deutsch-
land18 und Ruanda ebenso wie die Folgen der Wahr-
heits- und Versöhnungskommissionen in Chile, Peru,

Südafrika oder Timor-Leste. Es gibt kaum ein Land
auf dem Balkan, das keine Einrichtung – sei diese
staatlich oder privat – unter dem Titel Aussöhnung
aufführt, und es gibt etliche in Afrika oder Latein-
amerika. Staatliche Stellen treten in Aktion, wenn es
um die juristische Verfolgung und Überprüfung staat-
licher Mitarbeiter geht. In den ehemals kommunisti-
schen Ländern Osteuropas gehört die Überprüfung
von Staatsbediensteten auf eine mögliche Geheim-
dienstmitarbeit ebenso zur festen Praxis wie in Ja-
pan die jährlichen Gedenkminuten in Hiroshima
und Nagasaki an das ›Nie wieder‹ eines Atomkriegs. 

Die Maßnahmen zur Vergangenheitsbewältigung
sind historischer, politischer und juristischer Natur
und ihre Tendenz steigend. Bei allen wird behaup-
tet, dass sie einen Beitrag zur Aussöhnung zwischen
ehemaligen Feinden beziehungsweise Gegnern leis-
ten würden. Auch hier sind es wieder mehrheitlich
nicht-staatliche Stellen wie das ›International Cen-
ter for Transitional Justice‹, mit Ursprung in den
USA. Sie arbeiten weltweit als Berater und Vermitt-
ler. Hinzu kommen die unzähligen Friedens- und
Konfliktforschungseinrichtungen und -programme,
die von Aktivisten wie Wissenschaftlern gleicher-
maßen getragen werden. Viele von ihnen haben das
Internationale Jahr der Aussöhnung in irgendeiner
Weise für ihre Projekte genutzt. Die finanzstarke
Ford-Stiftung in den USA unterstützte zum Beispiel
neben zahlreichen NGOs gleich mehrere öffentlich-
keitswirksame Projekte, darunter auch Filme wie
›The Reckoning‹ (Die Abrechnung), über den Inter-
nationalen Strafgerichtshof, der im Sommer 2009 in
den amerikanischen Kinos anlief.

13 James L. Gibson, The Contribution of Truth to Reconciliation, Les-

sons From South Africa, Journal of Conflict Resolution, 50. Jg., 3/2006,

S. 409–432.

14 Beispielsweise die Richtlinien des Amtes des Hohen Kommissars der

Vereinten Nationen für Menschenrechte (OHCHR) zu Post-Konflikt-Staa-

ten: OHCHR, Rule-of-Law Tools for Post-Conflict States, New York, Genf,

2006ff. u.a. zu: Truth Commissions, HR/PUB/06/1; Monitoring Legal Sys-

tems, HR/PUB/06/3; Reparation Programmes, HR/PUB/08/1; The Legacy

of Hybrid Courts, HR/PUB/08/2; Amnesties, HR/PUB/09/1.

15 UN-Dok. A/RES/60/147 v. 16.12.2005.

16 Nürnberger Erklärung zu Frieden und Gerechtigkeit, Auswärtiges

Amt, Juni 2008, über: http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/In-

foservice/Presse/Meldungen/2008/080620-Nuernberger-Erklae

rung.html

17 Liste aller Länderbeiträge zu den Global Peace Festivals http://

www.globalpeacefestival.org/

18 Zum Beispiel die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur,

das Zentrum für Zeitgeschichte in Potsdam oder die Stiftung ›Erinnerung,

Verantwortung und Zukunft‹ sowie zahlreiche universitäre Arbeitsstel-

len und Forschungseinrichtungen.
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Aussöhnung – ein rein christlicher Wert?

Einer von NGOs ins Leben gerufenen weltweiten
Friedenstour (Global Peace Tour) schlossen sich Or-
ganisationen – teils staatlich, teils nichtstaatlich –
aus über 40 Ländern an. Sie beriefen sich bei ihren
Aktivitäten auf die Bedeutung von Aussöhnung als
Beitrag zum Frieden. In Deutschland fanden Konfe-
renzen und Vorträge zu dem Thema unter anderem
in Berlin und Nürnberg statt.19

Eine NGO nutzte das Internationale Jahr im be-
sonderen Maße, die ›Foundation for Subjective Ex-
perience and Research‹ (SER). Die in Deutschland,
den Niederlanden und der Schweiz gegründete Or-
ganisation forderte staatliche Aktionspläne, wie die
der australischen Regierung, und eine Globale Aus-
söhnungsdekade (Global Reconciliation Decade) von
2011 bis 2020. Eine entsprechende Petition liegt der
Generalversammlung vor und wird von einigen Mit-
gliedstaaten unterstützt wird aber gegenwärtig nicht
ernsthaft weiterverfolgt. Darin beziehen sich die
Unterstützer vor allem auf den friedenserhaltenden
Aspekt von Aussöhnung.20

Die SER sieht in der Aussöhnung auch eine heilige
Pflicht, was viele NGOs und Politiker verschreckt. So
gut es gemeint sein mag: Die Vereinnahmung der
christlichen Idee von Aussöhnung als Beitrag zu Frie-
den, Demokratie und Wohlstand kann kontrapro-
duktiv sein. Es ist daher auch fraglich, ob eine UN-
Dekade jemals umzusetzen ist, sofern die Idee nicht
von Staaten unterstützt wird, die mit der politischen
Notwendigkeit und weniger moralisch argumentie-
ren. Alle Konventionen, Resolutionen und auch die
Charta der Vereinten Nationen haben derartige reli-
giöse Bezüge aus gutem Grund stets vermieden. Die
Abteilung für ›Transitional Justice‹, Rechtsstaatlich-
keit und Demokratie des Amtes des Hohen Kom-
missars für Menschenrechte distanziert sich entschie-
den davon, Versöhnungsprozesse mit rein christli-
chen Werten in Verbindung zu bringen.

Viele NGOs, die zum Thema Aussöhnung arbei-
ten, sind jedoch religiös motiviert oder im christli-
chen Glauben verankert. Sie werden von Kirchen-
verbänden direkt unterstützt. So hat im Jahr 2000
die römisch-katholische Kirche nach einem Zusam-
mentreffen mit jüdischen und islamischen Vertretern
in Jerusalem eine Dekade zum Thema ›Kirchen stre-
ben nach Aussöhnung und Frieden‹ von 2001 bis
2010 ausgerufen. Die Dekade ist außerhalb katholi-
scher Kirchenkreise kaum bekannt, war aber Teil
der Diskussion in der Generalversammlung im Jahr
2006.21 Problematisch wird es daher, wenn das Kon-
zept der Aussöhnung einzig aus dem Christentum
abgeleitet und auf Versöhnung und Vergebung re-
duziert wird, wie dies etwa der Weltkirchenrat tut.22

Eine derartige Verkürzung widerspricht nicht nur
historischen, traditionellen und religiösen Tatsachen,
sondern schadet auch der von den UN geforderten

religionen- und kulturenübergreifenden Notwendig-
keit zur Aufarbeitung und Versöhnung. Hier geht es
um Versöhnung zwischen Tätern und Opfern, zwi-
schen Kulturen und Religionen, wie etwa in Kosovo
oder Bosnien-Herzegowina, und damit letztlich zwi-
schen alten und neuen politischen Systemen. So über-
rascht es nicht, dass sich insbesondere Staaten, die
nicht christlich geprägt sind, von der Vereinnahmung
des Internationalen Jahres durch kirchliche Organi-
sationen irritiert zeigten. In muslimischen, buddhis-
tischen oder hinduistisch geprägten Ländern fand
das Jahr kaum Widerhall. Obgleich etwa Länder wie
Algerien seit 2005 sowie Indonesien und Marokko
seit 2004 einen staatlichen, aber auch eher stagnie-
renden, Versöhnungsprozess zwischen den ehemali-
gen Konfliktparteien verfolgen. 

Ausblick

Aussöhnung, die juristische Aufarbeitung oder Er-
innerungsarbeit sind längst Gegenstand zahlreicher
politischer Agenden. Ob in Chile, Japan oder Polen,
der Umgang mit der Vergangenheit ist seit Jahren Teil
parlamentarischer Debatten. Nicht selten werden
diese durch die immer selbstbewusster auftretenden
Opfer- oder Hinterbliebenenverbände angeregt. 

In Europa ist heute eine Politik ohne den Rück-
blick auf seine faschistische, nationalsozialistische
oder kommunistische Vergangenheit nicht mehr zu
denken. Dennoch sind diese Länder bei den Verein-
ten Nationen in ihrem Engagement zur Aussöhnung
bislang nicht besonders in Erscheinung getreten. In
den Regionen Asiens, Afrikas und Lateinamerika ver-
gibt die Weltbank jedoch eher Kredite und arbeiten
die UN oder Hilfsorganisationen der Europäischen
Union verstärkt mit jenen Ländern zusammen, die
sich ihrer Vergangenheit stellen und Verantwortung
übernehmen. Solche Staaten gelten auf Dauer als
glaubwürdiger. Und mit diesem Trend hatten die In-
itiatoren des Internationalen Jahres offenbar Recht,
nämlich dass das Jahr 2009 den Anfang eines Jahr-
hunderts der Aussöhnung markieren könnte.

In muslimischen,
buddhistischen oder
hinduistisch gepräg-

ten Ländern fand
das Jahr kaum

Widerhall. 

Alle Konventionen,
Resolutionen und

auch die Charta der
Vereinten Nationen

haben religiöse
Bezüge aus 

gutem Grund stets
vermieden.

19 Siehe http://www.frient.de/themen/justice.asp

20 Global Reconciliation Decade 2011–2020, SER Foundation, http://

www.global-balance.org

21 Request for the Inclusion of a Supplementary Item in the Agenda of

the Sixty-first Session, International Year of Reconciliation, 2009, Letter

from Chargé d’affaires a.i. of Nicaragua to the United Nations Addressed

to the Secretary-General, UN Doc. A/61/192 v. 4.8.2006.

22 World Council of Churches, http://www.oikoumene.org/resources/

themes/reconciliation.html
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Abrüstungskonferenz: 
Tagungen 2009 
■ Endlich Arbeitsprogramm 

verabschiedet
■ Dennoch keine substanziellen 

Fortschritte
■ Weiterhin Uneinigkeit über FMCT

Oliver Meier

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Hans Günter

Brauch, Abrüstungskonferenz, Tagungen 2007

und 2008, VN, 6/2008, S. 269f., fort.)

Im Mai 2009 konnte die Abrüstungskon-
ferenz der Vereinten Nationen (Confe-
rence on Disarmament – CD) mit der Ei-
nigung auf ein Arbeitsprogramm einen
Erfolg verzeichnen, um nur kurz danach
wieder in die mittlerweile 13 Jahre an-
dauernde Selbstblockade zu verfallen. So
wurden im Jahr 2009 auf den 45 formel-
len und 20 informellen Plenarsitzungen
keine substanziellen Fortschritte erzielt.
Während der ersten Sitzungsperiode
(19.1.–27.3.) konnten sich die 65 Mit-
gliedstaaten zwar wie in den vergange-
nen Jahren auf eine Tagesordnung, nicht
jedoch auf das zur Aufnahme von Ver-
handlungen notwendige Arbeitsprogramm
einigen. Erst im Verlauf der zweiten Sit-
zungsperiode (18.5.–3.7.) gelang es dem
algerischen Botschafter Idriss Jazairy,
der turnusgemäß den Vorsitz der CD in-
nehatte, ein Arbeitsprogramm vorzulegen,
dem alle Mitgliedstaaten zustimmen konn-
ten. Mit der Annahme des Programms am
29. Mai schien die jahrelange Blockade
endlich beendet und der Weg frei für die
Aufnahme von konkreten Rüstungskon-
trollverhandlungen. 

Konkret sah das Arbeitsprogramm die
Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur Ver-
handlung eines Vertrags über das Verbot
der Herstellung von spaltbarem Material
für Kernwaffen oder andere Kernspreng-
körper (Fissile Material Cut-off Treaty –
FMCT) vor. Grundlage der Verhandlun-

gen sollte das Shannon-Mandat der CD
aus dem Jahr 1995 bilden, das den Ab-
schluss eines nichtdiskriminierenden, mul-
tilateralen, international und effizient ve-
rifizierbaren Abkommens als Ziel defi-
nierte. Möglich geworden war die Eini-
gung durch einen Schwenk der USA. Die
Regierung des neu gewählten Präsiden-
ten Barack Obama unterstützt im Gegen-
satz zur Vorgängerregierung nun wieder
einen verifizierbaren FMCT. 

Das Arbeitsprogramm sah ferner die
Einrichtung drei weiterer Arbeitsgruppen
vor, in denen praktische Schritte zur nu-
klearen Abrüstung, Maßnahmen zur Ver-
hinderung eines Rüstungswettlaufs im
Weltall sowie negative Sicherheitsgaran-
tien beraten werden sollten. Zudem einig-
ten sich die Staatenvertreter auf die Er-
nennung von Koordinatoren (Special Co-
ordinators), um Diskussionen zu Themen
wie neuartige Massenvernichtungswaffen,
ein umfassendes Abrüstungsprogramm
und Transparenzmaßnahmen in die We-
ge zu leiten. Die Geschäftsordnung der
Konferenz sieht vor, dass Arbeitsgruppen
substanzielle Einigungen erarbeiten, wäh-
rend Koordinatoren dies nicht tun. 

Unmittelbar nach der Annahme des Ar-
beitsprogramms wurden jedoch Differen-
zen über dessen Ausgestaltung deutlich.
Die sechs Konferenz-Vorsitzenden im Jahr
2009 legten verschiedene Vorschläge zur
Umsetzung des Arbeitsprogramms vor, die
allerdings auf Kritik der Vertreter Chi-
nas, Irans und Pakistans stießen. Vor dem
Ende der zweiten Sitzungsperiode konnte
keine Einigung über die Ernennung der
Koordinatoren und der Vorsitzenden der
Arbeitsgruppen sowie einen Zeitplan für
die Aufnahme von Verhandlungen und
Gesprächen in der CD erzielt werden.

Auch in der dritten und letzten Sitzungs-
periode (3.8.–18.9.) dauerte die Blockade
an. Pakistan bestand unter anderem wei-
terhin darauf, dass alle Arbeitsgruppen
gleichwertig behandelt und somit Ver-
handlungen über alle vier im Arbeitspro-
gramm genannten Themen aufgenommen
werden. Der pakistanische Botschafter be-
gründete diese Forderung unter anderem
mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung
aller Staaten und mit den Sicherheitsin-
teressen seines Landes. Er implizierte, dass

ein FMCT nicht gleichermaßen im Inter-
esse aller Staaten läge.

Tatsächlich bestehen hinsichtlich der
Reichweite und des Zwecks eines Vertrags
über das Verbot der Herstellung von spalt-
barem Material erhebliche Differenzen
zwischen den Mitgliedstaaten. Während
die Atomwaffenstaaten generell einer Ein-
beziehung vorhandener Bestände waffen-
fähigen Spaltmaterials (hochangereicher-
tes Uran und Plutonium) skeptisch oder
ablehnend gegenüberstehen, befürworten
viele Nichtatomwaffenstaaten einen brei-
ten Ansatz, der auch die Kontrolle und Ab-
rüstung bestehender Kernwaffenmateria-
lien zum Ziel hätte. Pakistan besteht im
Hinblick auf die vermeintlich größeren in-
dischen Vorräte an Kernwaffenmaterial
darauf, dass ein FMCT auch vorhandene
Bestände erfasst. Indien lehnt aus dem glei-
chen Grund eine Einbeziehung vorhande-
ner Kernwaffenmaterialien ab.

Die vom Nichtverbreitungsvertrag
(NVV) anerkannten Atomwaffenstaaten
Frankreich, Großbritannien, Russland und
die USA haben bereits ein Moratorium für
die Herstellung waffenfähiger Spaltstoffe
verkündet. Es wird vermutet, dass China
die Produktion ebenfalls eingestellt hat.
Demgegenüber bauen die außerhalb des
NVV stehenden Atomwaffenstaaten In-
dien, Nordkorea und Pakistan ihre Be-
stände weiter aus. Unklar ist die Position
Israels, das ebenfalls dem NVV nicht an-
gehört und über Atomwaffen verfügt. Am
31. August schließlich beendete der öster-
reichische Botschafter als amtierender Prä-
sident der Konferenz alle Versuche, im
Jahr 2009 eine Einigung zur Umsetzung
des Arbeitsprogramms zu erreichen. 

Am 17. September überwies die CD
den Bericht über ihre Aktivitäten des lau-
fenden Jahres, der nur den fortdauernden
Stillstand in der Konferenz zur Kenntnis
nehmen konnte, an die Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen.

Ein kleiner Fortschritt war im Berichts-
zeitraum bei der Reform der Arbeitsweise
der CD zu verzeichnen. Am 28. Mai durf-
ten erstmalig nichtstaatliche Organisatio-
nen in einer informellen Sitzung Stellung-
nahmen abgeben.

Im Jahr 2010 muss die Abrüstungskon-
ferenz versuchen, auf der Grundlage des
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zumindest kurzzeitig vorhandenen Kon-
senses über Verfahrensfragen eine Aufnah-
me von Verhandlungen über den FMCT
zu erreichen. Eine solche Einigung wäre
ein wichtiges Signal für die im Mai 2010
stattfindende NVV-Überprüfungskonfe-
renz. Die NVV-Staaten hatten auf der
Überprüfungskonferenz im Jahr 2000 dem
Abschluss eines FMCT hohe Priorität
beigemessen. Sollte eine Einigung auf die
Aufnahme von Verhandlungen im Jahr
2010 nicht gelingen, dürfte die Frage in
den Vordergrund rücken, ob es möglich
und sinnvoll ist, Verhandlungen über ei-
nen FMCT außerhalb der CD aufzuneh-
men. Dann hätte sich das weltweit einzi-
ge multilaterale Abrüstungsforum weiter
marginalisiert.

Bericht: Report of the Conference on Disarmament,
2009 Session, General Assembly, Official Records,
Sixty-fourth Session, Supplement No. 27, New York
2009, UN Doc. A/64/27.

Anti-Personen-Minen: 
2. Überprüfungskonferenz der
Ottawa-Konvention 2009 
■ Myanmar und Russland setzen 

weiterhin Minen ein
■ 2,2 Millionen Anti-Personen-Minen 

vernichtet
■ Erklärung von Cartagena verabschiedet

Thomas Küchenmeister

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Hans Günter

Brauch, Nairobi-Gipfel für eine minenfreie Welt,

VN, 2/2005, S. 62f., fort.)

Wie bereits auf der ersten Überprüfungs-
konferenz des Übereinkommens über das
Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der
Herstellung und der Weitergabe von An-
ti-Personen-Minen und über deren Ver-
nichtung (kurz: Ottawa-Konvention) im
Jahr 2004 in Nairobi wurde auch auf der
2. Überprüfungskonferenz an dem ambi-
tionierten Ziel einer ›Welt, frei von Mi-
nen und ohne neue Opfer‹ festgehalten.
Mehr als 1000 Vertreter aus über 127
der nunmehr 156 Vertragsstaaten nahmen
an der Konferenz vom 30. November bis
4. Dezember 2009 in Cartagena (Kolum-
bien) teil. Die Konvention wurde am 2.
Dezember 1997 im kanadischen Ottawa
verabschiedet und trat am 1. März 1999

in Kraft. Sie hat dazu beigetragen, dass
sich die humanitäre Situation der Minen-
opfer verbessert hat: Viele Millionen Men-
schen wurden vor den Gefahren der ex-
plosiven Kriegshinterlassenschaften im
Rahmen spezieller Programme gewarnt,
und es konnten bislang über 60 Millionen
Minen und Blindgänger zerstört bezie-
hungsweise geräumt werden. Dennoch
stehen die Vertragstaaten immer noch vor
großen Herausforderungen, da viele Staa-
ten mit großen Minenbeständen noch nicht
dem Vertrag beigetreten sind sowie Mi-
nenräumprogramme und eine verbesserte
Opferhilfe nach wie vor notwendig sind.

Erstmals waren bei der Überprüfungs-
konferenz, die alle fünf Jahre stattfindet,
auch Beobachterdelegationen aus 20 Nicht-
vertragsstaaten anwesend, darunter die
USA, Indien und China. Kurz vor Konfe-
renzbeginn hatte ein Sprecher des ameri-
kanischen Außenministeriums erklärt, sei-
ne Regierung könne aufgrund von Sicher-
heitsverpflichtungen gegenüber Verbün-
deten die Ottawa-Konvention nicht un-
terzeichnen. Auf der Konferenz kündig-
ten die USA immerhin eine Überprüfung
ihrer Landminenpolitik an und verpflich-
teten sich, auch weiterhin eine führende
Rolle bei der Finanzierung von Minen-
räumprogrammen einzunehmen. Auch
Indien und China gaben keinerlei Anzei-
chen für einen baldigen Beitritt zur Kon-
vention. Indien erklärte aber, dass die in-
dische Armee derzeit keine Anti-Perso-
nen-Minen einsetzen würde. China beton-
te die Kooperationsbereitschaft mit den
Vertragsstaaten und internationalen Or-
ganisationen.

Die norwegische Konferenzvorsitzende
hob in Bezug auf die universelle Ratifizie-
rung der Konvention zu Beginn der Kon-
ferenz positiv hervor, dass die Konventi-
on auch das Verhalten von Nichtvertrag-
staaten beeinflusse und sie mittlerweile
eine allgemein anerkannte Norm sei. Die-
se stehe dafür, dass moderne Staaten Anti-
Personen-Minen nicht einsetzen.

Jenseits dieses allgemeinen Trends
konnte die Konferenz bei der Umsetzung
der Konvention in einigen Bereichen Er-
folge feststellen: So haben mindestens 38
ehemalige Herstellerstaaten von Anti-Per-
sonen-Minen die Produktion mittlerweile
eingestellt. Daher ist heute wahrschein-
lich von nur noch 13 Herstellerstaaten
auszugehen. Im Jahr 2008 gehörten Indien,
Myanmar und Pakistan dazu.

Ein weiterer Erfolg ist der stark rück-
läufige Einsatz von Anti-Personen-Minen.
Während beim Inkrafttreten der Konven-
tion im Jahr 1999 etwa 15 Staaten solche
Minen verwendeten, waren es im Jahr
2009 nur noch zwei: Myanmar und Russ-
land. Derzeit werden Anti-Personen-Mi-
nen hauptsächlich durch nichtstaatliche
Akteure, etwa Guerilla-Gruppen, einge-
setzt. Doch auch dieser Einsatz ist rück-
läufig; 59 dieser Gruppen aus 13 Ländern
haben sich in den letzten zehn Jahren frei-
willig dazu verpflichtet, keine Anti-Perso-
nen-Minen mehr zu verwenden. 

Trotzdem sind die Lagerbestände im-
mer noch als hoch einzuschätzen: Schät-
zungen zufolge lagern Nichtvertragsstaa-
ten gegenwärtig rund 160 Millionen Anti-
Personen-Minen, wobei China mit ver-
mutlich 110 Millionen und Russland mit
24,5 Millionen über die größten Bestän-
de verfügen, gefolgt von den USA (10,4
Millionen) und Indien mit etwa fünf Mil-
lionen.* Auf scharfe Kritik stieß während
der Konferenz der Vertragsbruch Belarus,
Griechenlands und der Türkei, die ihre
vierjährige Vernichtungsfrist für Minen
nicht eingehalten haben. Allein die Türkei
lagerte Ende 2008 noch über 1,7 Millio-
nen Minen, wobei weit über 500 000 da-
von aus Deutschland stammen. Deutsch-
land hat bereits am 23. Juli 1998 die Kon-
vention ratifiziert und fristgerecht alle Be-
stände an Anti-Personen-Minen zerstört.
Anti-Fahrzeug-Minen mit ›personensensi-
tiven‹ Aufhebesperren befinden sich aller-
dings immer noch in den Beständen der
Bundeswehr. Deutschland unterstützt auch
die Minen- und Kampfmittelräumung, ins-
besondere dort, wo Minen und Blindgän-
ger ein drängendes humanitäres Problem
darstellen. 

Seit 1999 wurde eine Fläche von 3300
Quadratkilometern geräumt, wobei mehr
als 2,2 Millionen Anti-Personen-Minen,
250 000 Anti-Fahrzeug-Minen und 17
Millionen Blindgänger zerstört wurden,
was auf eine erfolgreiche Umsetzung der
Konvention hindeutet.  Vier Staaten (Alba-
nien, Griechenland, Ruanda und Sambia)
erklärten auf der Konferenz, dass sie frist-
gerecht ihre verminten Gebiete geräumt
haben. 15 Staaten (Bosnien-Herzegowina,
Dänemark, Ecuador, Großbritannien, Je-

* Internationale Kampagne zum Verbot von Anti-Per-

sonen-Minen (ICBL), Landmine Monitor 2009.
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men, Jordanien, Kroatien, Mosambik, Ni-
caragua, Peru, Senegal, Simbabwe, Thai-
land, Tschad und Venezuela) jedoch konn-
ten diese Verpflichtung (gemäß Artikel 5)
bislang nicht einhalten, erhielten aber be-
reits eine Verlängerung um zehn Jahre.
Drei weitere Staaten – Argentinien, Kam-
bodscha und Tadschikistan – beantrag-
ten auf der Konferenz eine Fristverlänge-
rung. 

Einen Schwerpunkt der Konferenz bil-
dete die Opferhilfe. Problematisch sei de-
ren Unterfinanzierung: Lediglich durch-
schnittlich sechs bis sieben Prozent der
weltweiten Mittel für Minenräumpro-
gramme werden für die Opferhilfe aufge-
wandt. Die Zahl der überlebenden Opfer
wird weltweit auf 500 000 geschätzt. Im
Jahr 2008 forderten Landminen und Blind-
gänger laut der Internationalen Kampa-
gne zum Verbot von Anti-Personen-Mi-
nen (ICBL) 5197 Tote und Verletzte.

Von Seiten nichtstaatlicher Organisa-
tionen wurde an der uneinheitlichen De-
finition von Anti-Personen-Minen Kritik
geübt. Dadurch entstünde Raum für
Schlupflöcher. Das Internationale Komi-
tee vom Roten Kreuz (IKRK) und die
ICBL forderten die Vertragsstaaten auf,
die Interpretation der zentralen Artikel 1
(Allgemeine Verpflichtungen) und 2 (Be-
griffsbestimmungen) der Konvention zu
überdenken. Die ICBL bemängelte den
›Cartagena Action Plan‹, da dieser keine
einzige spezifische Maßnahme die Arti-
kel 1 und 2 betreffend beinhalten würde.
Außerdem sei es unverständlich, dass sich
nach zehn Jahren noch immer nicht alle
Staaten auf eine einheitliche Definition
von Anti-Personen-Minen verständigt hät-

ten. Die Slowakei forderte, dass sich das
Verbot an der Wirkung und nicht an der
Bezeichnung der Mine orientieren müsse.

Die Konferenz hob positiv die Entwick-
lung einiger nationaler Aktionspläne her-
vor ebenso wie die Nutzung von Synergien
(Verbesserung von Physiotherapie- und
Rehabilitationsprogrammen) zwischen
Konventionen (Konvention über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen und
Ottawa-Konvention). Allerdings wurde
ein besonderer Bedarf für den Bereich
der sozioökonomischen Einbindung der
Opfer festgestellt. IKRK-Vizepräsidentin
Christine Beerli gab zu Bedenken, dass
sich für viele Minenopfer die in das Über-
einkommen gesetzten Hoffnungen auch
zehn Jahre nach seinem Inkrafttreten noch
nicht erfüllt hätten. Es mangele vielfach
an Gesundheits- und Sozialdiensten für
eine würdevolle Integration von Landmi-
nenopfern.

In der ›Erklärung von Cartagena‹, die
von allen anwesenden Vertragsstaaten un-
terzeichnet wurde, betonten diese, die In-
teressen aller Opfer bei der Umsetzung der
Konvention wahren zu wollen – wobei
Würde und Wohlergehen der Überleben-
den, ihrer Familien und der Gesellschaften
im Mittelpunkt der Bemühungen stünden.

Webseite der Konferenz: Second Review Conference
of the States Parties to the Convention on the Pro-
hibition of the Use, Stockpiling, Production and
Transfer of Anti-Personnel Mines and on Their De-
struction, Cartagena (Kolumbien), 30.11.–4.12.2009,
http://www.cartagenasummit.org/ Abschlussdoku-
mente: Cartagena Action Plan 2010 – 2014: Ending
The Suffering Caused by Anti-Personnel Mines; A
Shared Commitment for a Mine-free World: The
2009 Cartagena Declaration, Cartagena (Kolum-
bien), 4.12.2009.

Beratender Ausschuss 
des Menschenrechtsrats: 
2. und 3. Tagung 2009 
■ Recht auf Nahrung bekräftigt
■ Verfahrensordnung verabschiedet
■ Grundsätze zu den Rechten Lepra-

Kranker ausgearbeitet

Norman Weiß

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Norman

Weiß, Beratender Ausschuss des Menschenrechts-

rats, 1. Tagung 2008, VN, 6/2008, S. 271f., fort.)

Der Beratende Ausschuss des Menschen-
rechtsrats (Advisory Committee – AC) ist
das Nachfolgeorgan der ehemaligen Men-
schenrechts-Unterkommission der ehema-
ligen Menschenrechtskommission. Er wur-
de mit Resolution 5/1 des Menschenrechts-
rats vom 18. Juni 2007 eingerichtet. Der
Ausschuss besteht aus 18 unabhängigen
Sachverständigen, die in ihrer persönli-
chen Eigenschaft dem Menschenrechts-
rat (MRR) beratend zur Seite stehen. Der
AC kommt zu ein oder zwei Tagungen
(maximal zehn Arbeitstage) im Jahr in
Genf zusammen. Er stellt dem MRR Ex-
pertise zur Verfügung, in erster Linie in
Form von Studien und forschungsbasier-
ter Beratung. 

2. Tagung

Der Beratende Ausschuss kam vom 26. bis
30. Januar 2009 zu seiner zweiten Tagung
zusammen. Er verabschiedete sieben Emp-
fehlungen (recommendations) im Konsens. 

Empfehlung 2/2 betrifft die Zusam-
menarbeit mit anderen Unterorganen des
MRR; der AC benennt darin verantwort-
liche Mitglieder für die Beziehungen zum
Sozialforum, zum Forum für Minderhei-
tenfragen und zum Expertenmechanis-
mus für die Menschenrechte der indige-
nen Völker.

Beruhend auf Resolution 6/10 des MRR
diskutierte der Beratende Ausschuss auf
Grundlage von Vorarbeiten der Arbeits-
gruppe Menschenrechtsbildung und -trai-
ning deren Fortschrittsbericht. Er empfahl
dem MRR, diesen Fortschrittsbericht an-
zunehmen, die Arbeitsgruppe dazu zu er-
muntern, eine Erklärung zu Menschen-

Umsetzung der Ottawa-Konvention

Kriterien 1999–2004 2005–2009

Verminte Staaten  
(Landminen und Blindgänger) 

84 (1999) 70 (2009)

Herstellerstaaten 51 (1999) 13 (2008)

Staaten, die Minen einsetzen 15 (1999) 2 (2008)

Vertragsstaaten 143 (2004) 156 (2009)

Registrierte Opfer 
(Landminen und Blindgänger)

ca. 42 500 ca. 31 000

Von Vertragsstaaten zerstörte 
Anti-Personen-Minen

37,3 Mio. (2004) 44  Mio.  (2008) 

Geräumte Fläche 3300 km2 (seit 1999)

Fördermittel für Minenräumprogramme 1,75 Mrd. 
US-Dollar

1,8 Mrd. 
US-Dollar

Überlebende Opfer ca. 500 000 (Stand 2008)

Quellen: Internationale Kampagne zum Verbot von Anti-Personen-Minen (ICBL), Landmine Monitor 2004; ICBL, Landmine Monitor 2009.

Sozialfragen und
Menschenrechte
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rechtsbildung und -training zu erarbeiten
und das Amt des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte
dazu aufzurufen, ein informelles Exper-
tenseminar zum Thema auszurichten
(Empfehlung 2/1). Der AC legte in die-
sem Zusammenhang auf die kontinuier-
liche Einbeziehung der relevanten Akteu-
re ebenso Wert wie auf die Berücksichti-
gung von Erfahrungen der verschiedenen
Menschenrechtsmechanismen (Vertrags-
organe und Sonderberichterstatter). Der
Beratende Ausschuss hob das Konzept des
lebenslangen Lernens hervor ebenso wie
die Notwendigkeit, ein von Diskriminie-
rungen freies Lernumfeld zu schaffen. Be-
sonderes Augenmerk sei ferner auf eine
wissenschaftlich abgesicherte Lehrplanung
und auf kontinuierliche Weiterbildung der
beteiligten Lehrkräfte zu legen.

Empfehlung 2/7 beschäftigt sich mit
dem Recht auf Nahrung. Der AC erinner-
te daran, dass 923 Millionen Menschen
hungern und unter Fehlernährung oder
Nahrungsmittelunsicherheit leiden, ob-
wohl die globale Landwirtschaftsproduk-
tion zwölf Milliarden Menschen ernähren
könnte. Zu den Folgen der Nahrungs-
mittelkrise zählte der AC unter anderem
eine zunehmende, zum Teil extreme Ar-
mut, insbesondere unter Frauen und Kin-
dern. Vor diesem Hintergrund unterstrich
der Ausschuss die Verantwortung der Staa-
ten, das Recht auf Nahrung ihrer eigenen
Bevölkerung sicherzustellen. Er empfahl
dem MRR, die Staaten dazu aufzufordern,
allein sowie im Rahmen internationaler
Organisationen wirksame Maßnahmen
gegen Preisspekulationen zu ergreifen. Bio-
treibstoffe sollten nicht aus Grundnah-
rungsmitteln hergestellt werden; entspre-
chende Förder- und Subventionsprogram-
me seien einzustellen.

Der AC griff das Thema Diskriminie-
rung von Menschen mit Lepra und ihren
Familienangehörigen auf und empfahl dem
Menschenrechtsrat, das von Ausschuss-
mitglied Shigeki Sakamoto vorgelegte Ar-
beitspapier anzunehmen und zur Grund-
lage weiterer, anwendungsorientierter Ar-
beiten zu machen (Empfehlung 2/3).

In Empfehlung 2/4 erinnert der Aus-
schuss einerseits an den vom MRR erteil-
ten Auftrag, durchgängig eine Geschlech-
terperspektive in die Ausführung seines
Mandats zu integrieren, und andererseits
an den selbst formulierten Ansatz, die
Menschenrechte von Frauen in der ge-

samten Arbeit der Vereinten Nationen zu
berücksichtigen. Der AC empfiehlt  dem
Rat, ihn damit zu beauftragen, einen Ent-
wurf für Richtlinien über Methoden zur
Umsetzung des ›gender mainstreaming‹
auszuarbeiten.

Außerdem beschäftigte sich der Bera-
tende Ausschuss mit dem Schutz der Zi-
vilbevölkerung in bewaffneten Konflik-
ten. In Empfehlung 2/5 weist er auf die
vom MRR angestrebte Expertenanhörung
zu diesem Thema hin und regt an, der Rat
möge den AC auffordern, eines seiner Mit-
glieder zu bestimmen, das an diesem Ex-
pertengespräch teilnehmen und dem AC
darüber berichten soll.

Schließlich wendete sich der Ausschuss
dem Thema vermisste Personen zu. Die im
Januar eingesetzte Arbeitsgruppe, der auch
das deutsche Mitglied Wolfgang S. Heinz
angehört, soll auf der nächsten Tagung ih-
re Ergebnisse vorstellen.

3. Tagung

Zu seiner dritten Tagung kam der Bera-
tende Ausschuss vom 3. bis 7. August
2009 zusammen. Er verabschiedete insge-
samt sechs Empfehlungen und seine Ver-
fahrensordnung. Letztere unterstreicht die
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der
Ausschussmitglieder (Regel 1), die durch
eine Inkompatibilitätsbestimmung (Re-
gel 2) unterstrichen wird. Die Think-tank-
Funktion des AC wird in Regel 17 zu-
gleich unterstrichen und beschränkt: Je-
des Mitglied kann dem Ausschuss im Rah-
men seines vom MRR vorgezeichneten
Tätigkeitsbereichs einen Forschungsvor-
schlag einreichen. Wenn sich der AC dem
Vorschlag anschließt, muss das Vorhaben
vom MRR genehmigt werden. Als Form
für diese Vorschläge sieht die Verfahrens-
ordnung das Arbeitspapier vor, das unter
anderem die Relevanz der Untersuchung,
ihren Gegenstand und Zweck sowie einen
Zeitplan enthalten soll.

Thematisch setzte der AC die Arbeit
der zweiten Tagung fort, griff aber auch
zwei neue Fragen auf: zum einen die För-
derung des Rechts der Völker auf Frie-
den und zum anderen die Menschenrech-
te älterer Menschen.

Mit Blick auf die Diskriminierung von
Menschen mit Lepra und ihrer Familien-
angehörigen unterstreicht der Ausschuss
in Empfehlung 3/1, dass die Betroffenen
nicht nur an der Krankheit, sondern dar-
über hinaus auch unter weitreichender po-

litischer, rechtlicher, wirtschaftlicher und
sozialer Diskriminierung leiden. Der Aus-
schuss macht sich die aus dem auf der 2.
Tagung vorgelegten Arbeitspapier über-
nommenen Grundsätze und Richtlinien
über die Diskriminierung von Menschen
mit Lepra und ihrer Familienangehörigen
zu eigen und empfiehlt sie dem MRR zur
Annahme. Der Rat solle sie allen relevan-
ten UN-Gremien, aber auch den Mitglied-
staaten zur angemessenen Beachtung em-
pfehlen.

Die Grundsätze erinnern an die Men-
schenwürde der von Lepra betroffenen
Menschen, die Inhaber sämtlicher Men-
schenrechte und Grundfreiheiten seien. Sie
müssten vor jeglicher Diskriminierung ge-
schützt werden und insbesondere die fol-
genden Rechte ›wie jeder andere auch‹
genießen:
■ Recht auf Heirat, Familie, Elternschaft;
■ Recht auf Staatsangehörigkeit und

Identitätsdokumente;
■ Recht auf Mitwirkung an öffentlichen

Angelegenheiten, einschließlich des pas-
siven Wahlrechts; sowie

■ Recht auf vollständige Entwicklung
ihrer Persönlichkeit.

Die Richtlinien, die diese Grundsätze
weiter ausführen, unterstreichen die Be-
deutung der Bewusstseinsbildung durch
Information und Menschenrechtsbildung.
Schließlich wird auf die Notwendigkeit
hingewiesen, Strategien zur effektiven Um-
setzung und Weiterverfolgung zu ent-
wickeln.

Empfehlung 3/2 behandelt auf der
Grundlage eines Arbeitspapiers das The-
ma vermisste Personen. Die Arbeitsgrup-
pe wird aufgefordert, ihre Studie über die
besten Verfahrensweisen in Bezug auf ver-
misste Personen in Konfliktsituationen
weiterzuführen und ihre Ergebnisse auf
der vierten Tagung vorzulegen.

Mit Empfehlung 3/3 greift der AC die
Arbeit der Arbeitsgruppe zu Menschen-
rechtsbildung und -training auf, die ein
breites Echo bei internationalen, nationa-
len und nichtstaatlichen Akteuren gefun-
den habe. Er unterstützt die Fortsetzung
der Arbeit und empfiehlt die gezielte Ein-
bindung weiterer Akteure.

Eine Studie über Diskriminierung in Zu-
sammenhang mit dem Recht auf Nahrung,
die der MRR mit seiner Resolution 10/12
in Auftrag gegeben hatte, wird der bereits
bestehenden Arbeitsgruppe zum Recht auf
Nahrung übertragen (Empfehlung 3/4).



VEREINTE NATIONEN 1/2010 31

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen | Umwelt

Hinsichtlich der Förderung des Rechts
der Völker auf Frieden beauftragt der AC
sein Mitglied Miguel Alfonso Martínez,
ein Arbeitspapier zur Notwendigkeit ei-
ner diesbezüglichen Studie zu erstellen
(Empfehlung 3/5).

Die Menschenrechte älterer Menschen
sind nach Ansicht des AC in unterschied-
lichen wirtschaftlichen, institutionellen
und familiären Konstellationen gefährdet.
Deshalb wird Chinsung Chung aufgefor-
dert (Empfehlung 3/6), bis zur vierten Ta-
gung ein Arbeitspapier zu erstellen.

Der AC hat sich rasch als sachorien-
tiertes Gremium etabliert. Sein Erfolg wird
davon abhängen, dass es ihm gelingt, die
Balance zwischen menschenrechtlich Wün-
schenswerten und politisch Durchsetzba-
rem zu wahren.

Berichte: Report of the Advisory Committee on Its
Second Session, Genf, 26.–30. Januar 2009, UN Doc.
A/HRC/AC/2/2 v. 24.2.2009; Report of the Advisory
Committee on Its Third Session, Genf, 3.–7. August
2009, UN Doc. A/HRC/AC/3/2 v. 9.10.2009.

Klimarahmenkonvention: 
15. Vertragsstaatenkonferenz 2009
Kyoto-Protokoll:
5. Vertragsstaatenkonferenz 2009
■ Verhandlungen in der Sackgasse
■ Kopenhagen-Vereinbarung ›zur 

Kenntnis genommen‹
■ Zwei-Grad-Ziel anerkannt

Jürgen Maier

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Jürgen Maier

über die Klimarahmenkonvention und das Kyoto-

Protokoll, VN, 1/2008, S. 27ff., fort.)

Die Klimakonferenz von Kopenhagen vom
7. bis 19. Dezember 2009 stellt eine Zä-
sur in den Klimaverhandlungen dar. Mit
etwa 120 teilnehmenden Staats- und Re-
gierungschefs hat die 15. Vertragsstaa-
tenkonferenz (VSK) des Rahmenüberein-
kommens der Vereinten Nationen über
Klimaänderungen (kurz: Klimarahmen-
konvention), gleichzeitig die 5. Konferenz
der Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls,
die Fachnische der Umweltministerien ver-
lassen und ist im Zentrum der Weltpolitik

angekommen. Allerdings erleichtert dies
den Verhandlungsprozess keineswegs: In
den Klimaverhandlungen spielen inzwi-
schen wirtschaftspolitische Interessen eine
größere Rolle als die Umweltpolitik oder
die von den Klimawissenschaftlern ein-
dringlich betonten wissenschaftlichen An-
forderungen an die Klimapolitik. Es kann
daher nicht verwundern, dass die völlig
verfahrene Verhandlungslage in der Welt-
handelsorganisation (WTO) sich zuneh-
mend auf die Klimaverhandlungen über-
trägt. Letztlich geht es um nicht weniger
als die globalen Machtverhältnisse in der
Weltpolitik des 21. Jahrhunderts. In Ko-
penhagen sah sich die Welt von einem
amerikanisch-chinesischen Duopol gera-
dezu in Geiselhaft genommen: Die beiden
größten Treibhausgas-Emittenten, verant-
wortlich für 40 Prozent der globalen Emis-
sionen, bewegten sich während der Kon-
ferenz keinen Millimeter. Solange dies sich
nicht ändert, steckt der Verhandlungspro-
zess fest. Die Europäische Union, Japan
und andere üblicherweise wichtige Akteure
fanden sich dagegen plötzlich in einer Ne-
benrolle. Die in der Gruppe der 77 (G-77)
zusammengefassten Entwicklungs- und
Schwellenländer sind durch innere Inter-
essengegensätze kaum noch handlungs-
fähig. Die G-77 tritt immer mehr in den
Hintergrund und wird durch die eigenstän-
dig handelnden großen Schwellenländer
und einzelnen Teilgruppen von Entwick-
lungsländern ersetzt. 

Am Nachmittag des 19. Dezembers en-
dete die Konferenz nach einem turbulen-
ten Minister-Segment mit der so genann-
ten Kopenhagen-Vereinbarung (Copen-
hagen Accord). Sie war über 24 Stunden
lang in Anwesenheit von etwa 30 Staats-
und Regierungschefs verhandelt worden.
Diese Vereinbarung wurde im Plenum von
Sudan, einigen linksgerichteten latein-
amerikanischen Ländern wie Venezuela
und Bolivien sowie von Tuvalu abgelehnt.
Die Konferenz konnte die Vereinbarung
daher nur ›zur Kenntnis nehmen‹ wodurch
ihr Status und der Status der in ihr enthal-
tenen Maßnahmen unklar sind. Zwar ste-
hen die etwa 30 Staaten, die den Text aus-
gehandelt haben, für etwa 80 Prozent der
globalen Emissionen, sollte diese oder ei-
ne ähnliche Vereinbarung aber nicht spä-
testens bei der nächsten Konferenz im
Konsens angenommen werden, müsste
wohl Artikel 7.2 c) der Konvention zur
Anwendung kommen, wonach die Ver-

einten Nationen gemeinsame Maßnah-
men mehrerer Mitgliedstaaten koordinie-
ren können.

Die Vereinbarung

Die Kopenhagen-Vereinbarung ist zwölf
Absätze lang und enthält drei wesentli-
che Komponenten: 

1. Emissionsminderung: Alle unterstüt-
zenden Staaten bekennen sich zum Ziel,
den globalen Temperaturanstieg auf un-
ter zwei Grad zu begrenzen. Dieses Ziel
und der Fortschritt bei der Umsetzung der
dafür nötigen Minderungsmaßnahmen sol-
len im Jahr 2015 überprüft werden. Die
Industrieländer verpflichten sich zu (noch
zu definierenden) Minderungszielen bis
zum Jahr 2020. Entwicklungsländer sa-
gen freiwillige selbstfinanzierte Klima-
schutzmaßnahmen zu und verpflichten
sich, über von Industrieländern unterstütz-
te Maßnahmen international Rechenschaft
abzulegen. Selbstfinanzierte Minderungs-
maßnahmen sollen auf Grundlage inter-
nationaler Kriterien national überprüft
werden. Darüber soll alle zwei Jahre im
Rahmen von Staatenberichten informiert
werden. Die Einzelheiten sind noch sehr
umstritten: Insbesondere China und In-
dien bestehen auf Minimallösungen, weil
sie ihre Souveränitätsrechte in Gefahr se-
hen. Die Ziele und Maßnahmen von In-
dustrie- und Entwicklungsländern wur-
den noch nicht festgelegt, sollten aber bis
zum 31. Januar 2010 in die Anhänge der
Vereinbarung eingetragen werden, nach
dem Motto: Jeder Staat legt selbst fest,
was er tun will. 

2. Finanzierung: Die Industrieländer be-
kennen sich dazu, für die Zeit von 2010
bis 2012 bis zu 30 Milliarden US-Dollar
für den Klimaschutz in Entwicklungslän-
dern zur Verfügung zu stellen. Die EU er-
klärte sich bereit, die höchste Summe von
10,6 Milliarden US-Dollar aufzubringen.
Für das Jahr 2020 wird das Ziel verein-
bart, bei ausreichenden und transparen-
ten Minderungsangeboten der Entwick-
lungsländer jährlich 100 Milliarden US-
Dollar für Klimaschutzmaßnahmen zu
mobilisieren. Ein neues ›High-level Panel‹
soll den Fortschritt zur Erreichung dieses
Zieles überprüfen. Außerdem soll ein
Fonds (Copenhagen Green Climate Fund)
gegründet werden, durch den ein wesent-
licher Teil der Gelder fließen soll. 

3. Institutionen: Zur Unterstützung von
Entwicklungsländern bei Technologiepro-

Umwelt
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erschwert – sie wurden faktisch ausge-
schlossen. Am letzten Tag durften nur
noch 54 von 24 000 akkreditierten NGO-
Vertretern ins Konferenzgebäude, aber
nicht in die Verhandlungssäle selbst. Die
Arbeit der Medien wurde derart behin-
dert, dass beispielsweise die Fernsehsender
ARD und ZDF an die dänische Regierung
einen formellen Protestbrief wegen Ver-
letzung der Pressefreiheit schickten. Das
Klimasekretariat wirkte im Umgang mit
der Öffentlichkeit hilflos und völlig über-
fordert. Vieles von dem, was über die
Schlussverhandlungen bekannt wurde, be-
ruht daher auf den Informationen von
NGO-Vertretern, die sich in Regierungs-
delegationen aufnehmen ließen und so ei-
nigermaßen Einblick in die Verhandlun-
gen bekamen. Damit herrschten natürlich
ideale Bedingungen für eine lebhafte Ge-
rüchteküche. 

Machtverschiebungen

Unter diesem Vorbehalt müssen auch die
Einschätzungen gesehen werden, wie die
Kopenhagen-Vereinbarung zustande kam.
Viele Beobachter weisen China die Haupt-
schuld am Scheitern der Konferenz zu.
Ministerpräsident Wen Jiabao ging angeb-
lich Gesprächen mit dem amerikanischen
Präsidenten Barack Obama aus dem Weg,
bestellte ihn in sein Hotel und ließ ihn
dort warten. Obama hat glaubwürdigen
Zeitungsberichten zufolge erst wirklich mit
China verhandeln können, nachdem er in
eine interne Beratung Brasiliens, Chinas,
Indiens und Südafrikas kam und dort der
Grundstein für die Kopenhagen-Verein-
barung gelegt wurde – ohne die übrigen
Industrieländer. Anschließend gab Obama
bekannt, es gebe nun eine Einigung. Die
EU fand sich in einer ungewohnten Ne-
benrolle wieder. Der Protest vieler kleine-
rer Entwicklungsländer über das intrans-
parente Verfahren jenseits der Gremien
der Klimaverhandlungen richtete sich mit-
hin genauso gegen die Schwellenländer
als Führungsmächte des Südens wie ge-
gen die Industrieländer. 

Die kleinen Inselstaaten, die vom Un-
tergang durch den ansteigenden Meeres-
spiegel bedroht sind, traten hingegen so
selbstbewusst wie noch nie auf. Mit dem
Mut der Verzweiflung legte sich der 12000-
Einwohner-Staat Tuvalu mit China und
Indien an. Er brachte den Vorschlag ein,
in Kopenhagen ein neues verbindliches Kli-
maschutz-Protokoll zu beschließen, wel-

grammen und bei der Verringerung ihrer
Emissionen aus Entwaldung und Wald-
degradierung sollen ein ›Technologie-Me-
chanismus‹ und ein ›REDD-Plus-Mecha-
nismus‹ eingerichtet werden. Die genauen
Funktionen dieser neuen Strukturen lässt
die Kopenhagen-Vereinbarung jedoch of-
fen.

Weiterer Prozess

In Kopenhagen wurde entschieden, dass
die Verhandlungen der beiden bisher para-
llel laufenden Arbeitsgruppen zur zu-
künftigen Klimapolitik unter der Klima-
rahmenkonvention und unter dem Kyoto-
Protokoll auf der Grundlage der in Ko-
penhagen auf Arbeitsebene verhandelten
Texte bis zur nächsten Klimakonferenz
weitergeführt sollen. Diese Texte sind
aber nicht identisch mit der Kopenhagen-
Vereinbarung. Einer der zentralen Streit-
punkte, wie sich die bindenden Verpflich-
tungen unter dem Kyoto-Protokoll und
die unklare rechtliche Natur von Verein-
barungen in der Rahmenkonvention zu-
einander verhalten, blieb damit ungeklärt,
ebenso wie die Zukunft des Kyoto-Pro-
tokolls selbst. Für die EU ist dies von aus-
schlaggebender Bedeutung: Nach dem
Auslaufen der ersten Verpflichtungsperi-
ode des Kyoto-Protokolls 2012 möchte
sie nicht als einziger relevanter Emittent
mit bindenden Verpflichtungen dastehen,
während die USA und die großen Schwel-
lenländer auch weiterhin keine Kyoto-
Verpflichtungen übernehmen wollen und
außereuropäische Industrieländer wie Ja-
pan oder Kanada ihre bisherigen Kyoto-
Verpflichtungen nicht umsetzen und zu-
dem signalisieren, dass sie solche binden-
den Verpflichtungen auch nicht mehr ein-
gehen wollen. Die EU hat daher großes
Interesse, zu einem einheitlichen Verhand-
lungsstrang zu kommen. Dies wird jedoch
insbesondere von den Schwellenländern
klar abgelehnt, weil sie auf die »gemeinsa-
men, aber unterschiedlichen Verantwort-
lichkeiten« für den Klimaschutz bestehen,
die vom Kyoto-Protokoll (prinzipiell, aber
nicht in der Wirklichkeit) repräsentiert
werden. 

Maßnahmen kaum vergleichbar

Laut Kopenhagen-Vereinbarung legen die
beteiligten Vertragsstaaten selbst fest, was
für Verpflichtungen sie übernehmen sol-
len. Dies war zwar faktisch auch in Kyoto
der Fall, aber immerhin sind die Kyoto-

Verpflichtungen direkt miteinander ver-
gleichbar, mit einheitlichen Referenzjah-
ren und Umsetzungsregeln. Die Vergleich-
barkeit der Zusagen nach der Kopenha-
gen-Vereinbarung dürfte sehr viel schwe-
rer fallen, wenn die vor Kopenhagen auf
den Tisch gelegten Angebote beibehalten
werden. Laut Berechnungen des Potsdam-
Instituts für Klimafolgenforschung dürf-
ten mit den bisherigen Angeboten die glo-
balen Durchschnittstemperaturen um min-
destens drei Grad Celsius bis 2100 stei-
gen. Der Klimaprozess droht nun mehr
und mehr zu einem freiwilligen ›Pledge and
review‹-Verfahren zu werden, weit ent-
fernt von einem Regulierungssystem für
die Nutzung des globalen Gemeinschafts-
guts Atmosphäre. Damit allein kann ein
gefährlicher Klimawandel offensichtlich
noch nicht abgewendet werden. 

Unzureichende Organisation

Die dänische Konferenzpräsidentschaft en-
dete mit einer Blamage. Umweltministe-
rin Connie Hedegaard musste in der zwei-
ten Woche ihren Platz als Konferenz-Prä-
sidentin räumen, weil Ministerpräsident
Lars Loekke Rasmussen in Anwesenheit
von 120 Staats- und Regierungschefs selbst
den Vorsitz innehaben wollte. Nach ei-
ner Vielzahl von intransparenten und als
arrogant empfundenen Entscheidungen,
wie etwa wiederholten Ankündigungen,
Verhandlungstexte durch ›dänische Kom-
promisstexte‹ zu ersetzen, übergab Ras-
mussen am Morgen des letzten Konfe-
renztags die Verhandlungsleitung an den
Vizepräsidenten der Konferenz, einen Di-
plomaten von den Bahamas. Mit dessen
routinierter Verhandlungsführung konn-
te ein völlig ergebnisloser Ausgang ver-
mieden werden. 

In seiner Plenarrede schimpfte Russ-
lands Präsident Dmitrij Medwedew, dies
sei die am schlechtesten organisierte Kon-
ferenz, die er je besucht habe und sprach
damit den meisten aus der Seele. Nicht
nur, dass tausende Teilnehmer mit Beob-
achterstatus, nichtstaatliche Organisatio-
nen (NGOs) und der Privatsektor, stun-
den- und tagelang in der dänischen Win-
terkälte Schlange stehen mussten, um
überhaupt zur Akkreditierung ins Konfe-
renzzentrum zu kommen – auch etliche
Diplomaten und selbst Minister traf die-
ses Schicksal.

Die Arbeit der NGOs und der Medien
wurde gegen Ende der Konferenz massiv
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ches das unzureichende Kyoto-Protokoll
zwar nicht ersetzen, aber ergänzen solle.
Damit solle sich die Staatengemeinschaft
verpflichten, dass der Temperaturanstieg
auf 1,5 Grad Celsius begrenzt bleibe und
die Konzentration von CO2 in der Atmos-
phäre den Wert 350 ppm (parts per mil-
lion) nicht übersteige. Tuvalu forderte,
eine so genannte Kontaktgruppe einzu-
richten, um die Modalitäten des Vor-
schlags zu verhandeln – ein in den Klima-
verhandlungen übliches Prozedere. Dies
lehnten große Entwicklungs- und Schwel-
lenländer wie China, Indien, Nigeria, Sau-
di-Arabien, und Südafrika ab. Neben dem
Kyoto-Protokoll sei kein weiteres Proto-
koll erforderlich – vor allen Dingen kei-
nes, mit denen diese Länder irgendwelche
Verpflichtungen übernehmen würden, wä-
re hier wohl zu ergänzen.

Nach der Konferenz ist 
vor der Konferenz?

Die Kopenhagener Klimakonferenz hat
gezeigt, dass es gegenwärtig kaum mög-
lich ist, die gegensätzlichen Interessen der
Staaten unter dem Dach der UN zusam-
menzubringen, selbst wenn es einen grund-
sätzlichen Konsens über die Dringlichkeit
des Handelns gibt. Formell werden die
beiden Verhandlungsstränge bis zur 16.
VSK (COP-16) in Mexiko im November
2010 weitergeführt, aber es ist kaum ab-
sehbar, dass sich an der Interessenlage und
damit den Verhandlungsmandaten in die-
sem Jahr viel ändern wird. Präsident Oba-
mas Handlungsspielräume sind durch
den mächtigen Senat und die innenpoliti-
sche Situation der USA ähnlich stark ein-
geschränkt wie dies seinerzeit für Bill Clin-
ton und Al Gore in Kyoto galt. Ohne die
USA bewegt sich aber China nicht, und
ohne diese beiden will sich auch kein an-
derer relevanter Akteur bewegen. Ange-
sichts der von jedem Bericht des ›Intergo-
vernmental Panel on Climate Change‹
immer drastischer unterstrichenen Not-
wendigkeit raschen Handelns stellt sich
in der Klimapolitik die grundsätzliche Fra-
ge nach der Handlungsfähigkeit der Ver-
einten Nationen. Solange das Konsens-
prinzip gilt, ist der UN-Klimaprozess ver-
mutlich nur dann zu wirkungsvollen Maß-
nahmen in der Lage, wenn es sehr viel
mehr Staaten gibt, die unabhängig von den
UN-Verhandlungen etwas tun. Angesichts
perspektivisch wieder stark steigender fos-
siler Energiepreise gibt es dazu immer mehr

Anreize. Aber noch immer wird der Kli-
maschutz in weiten Teilen der Welt als
Belastung, nicht als Chance für die Wirt-
schaft begriffen. Der Kopenhagener Mi-
nimalkonsens veranschaulicht dies nur zu
gut. Mehr Vorreiter, weniger Bremser –
diese Bedingung für ein erfolgreiches Kli-
maabkommen kann aber nicht auf der
Ebene der Vereinten Nationen erfüllt wer-
den, sondern in der Innenpolitik der rele-
vanten Akteure. Fragt sich nur, wie lange
das noch dauert.

Dokumente: Copenhagen Accord (advance unedi-
ted version), 18.12.2009, Kopenhagen, http://unf-
ccc.int/files/meetings/cop_15/application/pdf/cop1
5_cph_auv.pdf; Deutsche (vorläufige) Fassung: Ko-
penhagen-Vereinbarung, http://www.bmu.de/ files
/pdfs/allgemein/application/pdf/copenhagen_
accord_bf.pdf

Konvention gegen Desertifikation: 
9. Vertragsstaatenkonferenz 2009
■ Wichtige Fortschritte trotz 

alter Konflikte
■ Erste Wissenschaftskonferenz  

ein Erfolg

Benno Pilardeaux · Steffen Bauer

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Benno

Pilardeaux über die 8. Vertragsstaatenkonferenz

2007, VN, 1/2008, S. 29f., fort.)

Die 9. Vertragsstaatenkonferenz (VSK) des
Übereinkommens der Vereinten Nationen
zur Bekämpfung der Wüstenbildung in
den von Dürre und/oder Wüstenbildung
schwer betroffenen Ländern, insbesonde-
re in Afrika (United Nations Convention to
Combat Desertification – UNCCD) fand
vom 21. September bis 2. Oktober 2009
in Buenos Aires statt. An der Konferenz
nahmen rund 1700 Delegierte teil. Der
Konvention gehören 193 Vertragsstaa-
ten an, zuletzt traten im Jahr 2007 Mon-
tenegro und Serbien bei. Ziel des 1996 in
Kraft getretenen Übereinkommens ist, die
Verschlechterung von Böden (land degra-
dation) weltweit aufzuhalten und die Ar-
mut, insbesondere in Trockengebieten, zu
bekämpfen. Zur Umsetzung der Konven-
tion wurden vier Organe eingerichtet: das
Sekretariat (in Bonn), der Ausschuss für
die Überprüfung der Durchführung des
Übereinkommens (Committee for the Re-
view of the Implementation of the Con-

vention – CRIC), der Ausschuss für Wis-
senschaft und Technologie (Committee on
Science and Technology – CST) und der
Globale Mechanismus (Global Mecha-
nism – GM). Die 9. VSK stand ganz im
Zeichen der Fortsetzung der vor zwei Jah-
ren begonnenen Reformbemühungen. De-
ren wesentliche Elemente sind:
■ die Vereinbarung gemeinsamer stra-

tegischer und operativer Ziele zur Um-
setzung der UNCCD bis 2018 sowie
eine Verknüpfung des Arbeitspro-
gramms der Konventionsorgane (Se-
kretariat, CRIC, CST, GM) mit die-
sen Zielen (10-Jahres-Strategieplan);

■ mehr Klarheit über Mandat und Auf-
gaben der einzelnen Konventionsorga-
ne sowie Verbesserung ihrer Arbeits-
weise, insbesondere durch Reformen
des CRIC und des CST;

■ die Einführung eines ergebnisorien-
tierten Managements (results-based
management) im Sekretariat. 

Einigung auf einheitliche Indikatoren

Substanzielle Fortschritte hat es vor allem
bei der Frage gegeben, wie die Verschlech-
terung der Böden und die Lebensbedin-
gungen der Menschen in den von Deser-
tifikation betroffenen Gebieten verbind-
lich gemessen, überwacht und definiert
werden sollen. Erstmals einigten sich die
Vertragsstaaten auf zwei verbindliche
Wirkungsindikatoren, die in allen Län-
dern angewendet werden sollen: 1. Der
Anteil der Bevölkerung in betroffenen Ge-
bieten über der Armutsgrenze und 2. der
Status der Landbedeckung durch natür-
liche Vegetation und Landwirtschaft. Ab
dem Jahr 2012 müssen alle Staatenberich-
te Angaben zu diesen beiden Wirkungs-
indikatoren enthalten. Zusätzlich wurde
eine Reihe freiwilliger Wirkungsindikato-
ren angenommen, für deren verbindliche
Anwendung jedoch kein Konsens gefun-
den werden konnte. Die Staaten einigten
sich überdies auch auf Leistungsindikato-
ren zur Bewertung der Arbeit der Konven-
tionsorgane sowie der Vertragsstaaten.

Institutionelle Reformen fortgeführt

Die auf der 8. VSK in Madrid angestoße-
nen institutionellen Reformen wurden in
Buenos Aires fortgeführt. Als Erfolg, ins-
besondere der Entwicklungsländer, kann
in diesem Zusammenhang die Aufwertung
des Ausschusses für die Überprüfung der
Durchführung des Übereinkommens
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(CRIC) zu einem ständigen Nebenorgan be-
wertet werden. Vorausgegangen waren
jahrelange Verhandlungen um die Einrich-
tung und den Status dieses Nebenorgans.
Weil sich die Anforderungen an die Um-
setzung künftig ändern können, soll der
Status des CRIC vor der 14. VSK erneut
geprüft werden.

Einigung wurde auch über das weitere
Arbeitsprogramm des CRIC und die Me-
thode erzielt, mit welcher Umsetzungsfort-
schritte künftig überprüft werden sollen.
Kernbestandteile der weiteren Arbeit des
CRIC werden die Analyse beziehungs-
weise Auswahl der Wirkungsindikatoren
(bezogen auf Fortschritte bei der Umset-
zung) und Leistungsindikatoren (bezogen
auf die Leistungsfähigkeit der Konventi-
onsorgane) sein. Darauf aufbauend soll
eine Bewertung der Staatenberichte und
der Leistungsfähigkeit der Konventions-
organe erfolgen. Die nächste Sitzung des
CRIC wird 2010 stattfinden.

Der Ausschuss für Wissenschaft und
Technologie (CST) setzte unterdessen in
Buenos Aires erfolgreich die wichtigen
Reformbeschlüsse der 8. VSK um. Insbe-
sondere wurde die Sitzung erstmals als
wissenschaftliche Konferenz abgehalten.
Allgemein wurde die Konferenz als deut-
liche Qualitätsverbesserung des CST und
als Ausdruck einer gestärkten Rolle der
Wissenschaft im Konventionsprozess be-
wertet. Lediglich die Gruppe der latein-
amerikanischen Staaten stellten das Prin-
zip der wissenschaftlichen Unabhängig-
keit in Frage und versuchten den Stellen-
wert der wissenschaftlichen Konferenz so-
wie ihrer Ergebnisse mit zahlreichen pro-
zeduralen Interventionen zu schmälern.
Ein Streitpunkt war dabei die Frage, ob
die Zusammensetzung des Konsortiums
nach dem bei den UN üblichen Regional-
proporz oder nach wissenschaftlichen Kri-
terien vorgenommen werden sollte (wo-
für unter anderem die Europäische Union
eintrat). Ungeachtet dieser Unstimmigkei-
ten war die CST-Sitzung so gut besetzt
wie nie zuvor, und insbesondere Vertre-
ter der Entwicklungsländer machten regen
Gebrauch von der Möglichkeit, Fragen
an die Wissenschaftler zu stellen und Kri-
tik zu äußern. Um eine angemessene Be-
rücksichtigung der wissenschaftlichen
Empfehlungen durch die Vertragsstaaten
zu ermöglichen, soll nun geprüft werden,
ob die Konferenz künftig nicht besser im
Zeitraum zwischen den Vertragsstaaten-

konferenzen, stattfinden sollte. Versuchs-
weise wird nun die zweite Wissenschafts-
konferenz im Jahr 2012 im Rahmen einer
CST-Sondersitzung stattfinden.

Streitthemen

Ein beachtlicher Teil der Verhandlungs-
zeit wurde organisatorischen und insti-
tutionellen Fragen gewidmet. Ein Thema
war der seit längerer Zeit schwelende und
stark personalisierte Konflikt zwischen
dem Exekutivsekretär des Sekretariats
Luc Gnacadja und dem geschäftsführen-
den Direktor des GM Christian Mers-
mann. Während das in Bonn angesiedel-
te Sekretariat die Aufgabe hat, die Ver-
tragsstaatenkonferenzen vorzubereiten
und die Arbeit der Konventionsorgane zu
unterstützen, soll der GM mit Sitz in Rom
die Vertragsstaaten bei der Mobilisierung
finanzieller Ressourcen für die Umsetzung
der Konvention unterstützen. Eine unab-
hängige Evaluierung kam zu dem Schluss,
dass der GM grundsätzlich gute Arbeit
leiste, seine Zusammenarbeit mit dem Se-
kretariat aber stark verbesserungswürdig
sei. Strittig war vor allem die Frage, ob der
GM in das Sekretariat eingegliedert wer-
den sollte oder nicht. Letztlich konnte dies-
bezüglich keine Einigung erzielt werden,
die darauf hoffen lässt, dass sich die Zu-
sammenarbeit in absehbarer Zeit verbes-
sert. Vielmehr wird sich auch die nächste
VSK mit diesem institutionellen Konflikt
befassen müssen, was Beobachter als das
denkbar schlechteste Ergebnis bewerteten.

Ein weiterer Diskussionspunkt hat sei-
nen Ursprung in unterschiedlichen Auf-
fassungen über die Regionalisierung der
Konventionsumsetzung. Debattiert wur-
de – zum wiederholten Male – über die
Frage nach der Notwendigkeit regiona-
ler Organisationseinheiten des Sekreta-
riats. Anders als bei der UN-Klimarah-
menkonvention und dem UN-Überein-
kommen über die biologische Vielfalt hat
die UNCCD fünf regionale Anhänge mit
spezifischen Richtlinien zur Umsetzung
der Konventionsziele. Auf dieser Grund-
lage plädieren viele Entwicklungsländer
für die Einführung regionaler Büros des
Konventionssekretariats. Tatsächlich be-
stehen solche Regionalbüros bereits in
Lateinamerika, Asien und Afrika. Sie wer-
den jedoch von der VSK nicht anerkannt,
sondern lediglich geduldet. Man einigte
sich schließlich darauf, dass das Sekreta-
riat jeweils höchstens eine(n) Mitarbei-

ter(in) zur Förderung regionaler Koordi-
nierungsmechanismen abstellen kann. Der
Schaffung eigenständiger dezentraler Bü-
ros wurde somit eine Absage erteilt.

Nicht zuletzt waren sich die Delegier-
ten auch nicht über die Höhe des Haus-
halts des Konventionssekretariats einig. Er
wurde schließlich moderat um 4,29 Pro-
zent auf 16,3 Millionen Dollar (11,3 Mil-
lionen Euro) angehoben. Die Erhöhung
fiel damit wesentlich geringer aus als von
vielen Entwicklungsländern und vom Se-
kretariat gefordert. Das Sekretariat hatte
eine Steigerung von 16 Prozent vorge-
schlagen. Widerstand kam in erster Linie
von den USA, Kanada und Japan, wäh-
rend die Europäische Union zu einer et-
was stärkeren Anhebung bereit gewesen
wäre. Ein Beschluss, säumige Beitragszah-
ler zu sanktionieren, wurde von den USA
zu Fall gebracht, die seit Jahren erhebliche
Außenstände zu verantworten haben. 

Fazit

Die 9. VSK war die erste Vertragsstaaten-
konferenz seit dem Amtsantritt des neuen
Exekutivsekretärs Gnacadja im Oktober
2007. Sein Bemühen um eine wirksamere
und besser überprüfbare Umsetzung der
Konvention ist in den vergangenen bei-
den Jahren deutlich sichtbar geworden.
Allerdings werden diesen Anstrengungen
durch die finanzielle Zurückhaltung der
Geberstaaten enge Grenzen gesetzt. Die
Frage, ob die UNCCD in Richtung einer
globalen Konvention für die Verschlech-
terung von Böden weiterentwickelt wer-
den soll, stand in Argentinien nicht auf der
Tagesordnung. Allerdings  könnte eine ent-
sprechende Erweiterung der Reichweite
der Konvention im Kontext der Bedeu-
tung der weltweiten Verschlechterung
der Böden für den Klimaschutz künftig zu
einem wichtigen Thema werden. Aus wis-
senschaftlicher Sicht wäre dies zu wün-
schen. Ob der politische Wille dazu aus-
reichen wird, bleibt abzuwarten. Die
nächste VSK findet im Oktober 2011 im
südkoreanischen Changwon statt.

Dokumente: United Nations Convention to Combat
Desertification, Report of the Conference of the
Parties on its Ninth Session, Held in Buenos Aires
from 20 September to 2 October 2009, Addendum
Part Two: Action Taken by the Conference of the
Parties at Its Ninth Session, UN Doc. ICCD/COP
(9)/18/Add.1 v. 18.11.2009 (provisorische Angabe);
Report of the First Scientific Conference, UN Doc.
ICCD/COP(9)/CST/INF.2 v. 25.9.2009. 
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Friedenssicherung

Im Oktober 2009 ernannte
UN-Generalsekretär Ban Ki-
moon den Ägypter Hany Ab-
del-Aziz zu seinem Sonderbe-
auftragten für Westsahara und
Leiter der Mission der Verein-
ten Nationen für das Referen-
dum in Westsahara (MINUR-
SO). Der 64-Jährige folgt da-
mit Julian Harston. (Vgl. Per-
sonalien, VN, 2/2007, S. 80).
Abdel-Aziz war zuletzt Direk-
tor der Missionsunterstützung
für die Mission der Organisa-
tion der Vereinten Nationen in
der Demokratischen Republik
Kongo (MONUC). Er bringt
25 Jahre Erfahrung bei den
Vereinten Nationen mit ins
Amt. Dabei war er in Friedens-
missionen und humanitären
Missionen tätig. Seine Einsatz-
gebiete reichen von Burundi,
der Demokratischen Republik
Kongo oder Sudan bis Bosnien-
Herzegowina und Libanon. Be-
gonnen hat er seine Karriere bei
den UN als Arabisch-Überset-
zer im Jahr 1981 in Genf. Ab-
del-Aziz soll neben Christopher
W. S. Ross, dem Persönlichen
Gesandten des UN-Generalse-
kretärs für Westsahara, für po-

litische Fortschritte in der Re-
gion sorgen (Vgl. Personalien,
VN, 6/2008, S. 278).

Als neuer Leiter des hybriden
Einsatzes der Afrikanischen
Union und der Vereinten Na-
tionen in Darfur (UNAMID)
nahm Ibrahim Agboola Gam-
bari sein Amt am 1. Januar
2010 auf. Zu diesem Posten
wurde er am 2. Dezember 2009
von UN-Generalsekretär Ban
Ki-moon und dem Vorsitzen-
den der Kommission der Afri-
kanischen Union Jean Ping  be-
rufen. Gambari beerbt damit
den schon im August 2009 zu-
rückgetretenen Rodolphe Ada-
da. Dessen Mandat bestand
seit Januar 2008 darin, den
Aufbau der größten UN-Mis-
sion, der Nachfolgemission der
Mission der Afrikanischen Un-
ion in Sudan (AMIS) zu leiten
(Vgl. Personalien, VN, 3/2007,
S. 123). Der kongolesische Di-
plomat war aufgrund von Kri-
tik an seiner Leitung zurück-
getreten, bestand jedoch dar-
auf, positive Ergebnisse – et-
wa die Eindämmung von Mas-
sakern in Darfur – vorweisen
zu können. Die UNAMID wur-
de mit einer Truppenstärke von
rund 26000 Personen vom UN-
Sicherheitsrat bewilligt. Der-
zeit sind jedoch erst 19 588
Personen im Einsatz. Der 65-
jährige Nigerianer Gambari
hat die Aufgabe, die Friedens-
verhandlungen von Abuja wei-
ter voranzubringen und die
UNAMID durch ihre zweite
Phase zu führen, um unter an-
derem Binnenvertriebenen eine
sichere Rückkehr in ihre Hei-
mat zu gewähren. Zuletzt hat-
te Gambari zwei hochrangige
Posten gleichzeitig inne. So
wurde er von Ban im Jahr 2007
zu dessen Sonderberater für den
Internationalen Pakt mit Irak
sowie zum Sonderberater für

Myanmar ernannt (Vgl. Perso-
nalien, VN, 6/2007, S. 248). 

Am 5. Januar 2010 nahm
Ameerah Haq aus Bangladesch
ihren neuen Posten als Sonder-
beauftragte und Leiterin der
Integrierten Mission der Ver-
einten Nationen in Timor-Les-
te (UNMIT) auf. Sie folgt Atul
Khare aus Indien, der dieses
Amt mehr als drei Jahre beklei-
dete. In Haqs Aufgabenbereich
liegt, die Reform des Sicher-
heitsbereichs sowie der natio-
nalen Polizei Timor-Lestes vor-
anzubringen und die Vorberei-
tungen der Gemeindewahlen
zu unterstützen. Haq begann
vor mehr als 30 Jahren ihren
Dienst bei den Vereinten Na-
tionen und kann auf zahlreiche
Einsatzerfahrungen unter an-
derem als Stellvertretende Son-
derbeauftragte des Generalse-
kretärs sowie als Residierende
Koordinatorin und Koordina-
torin für humanitäre Maßnah-
men in Sudan und in Afghanis-
tan zurückgreifen. 

Sekretariat

Martin Nesirky wurde von UN-
Generalsekretär Ban Ki-moon
am 17. November 2009 zu sei-
nem neuen Pressesprecher er-

nannt. Er folgt der haitiani-
schen Journalistin Michèle
Montas, die am 1. Dezember
in den Ruhestand trat. Der 49-
jährige Brite ist ein erfahrener
Pressesprecher und Journalist.
Er  war zuvor mehr als drei Jah-
re Pressesprecher und Leiter des
Pressedienstes bei der Organi-
sation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (OS-
ZE). Erfahrungen im Bereich
Frieden und Sicherheit sammel-
te Nesirky in über 20 Jahren als
internationaler Korrespondent
und Redakteur bei der Presse-
agentur Reuters. In dieser Zeit
leitete er unter anderem das
Büro in Moskau und berich-
tete über die politische Lage
im Nahen Osten oder Afrika. 

Deutschland

Am 5. Dezember 2009 wähl-
ten die Mitglieder der Deut-
schen Gesellschaft für die Ver-
einten Nationen (DGVN) auf
der 30. Mitgliederversammlung
in Berlin einen neuen Bun-
desvorstand. Als Vorsitzender
wurde Prof. Dr. Thomas Bruha
wiedergewählt. Stellvertreten-
de Vorsitzende sind für eine
weitere Amtszeit Detlef Dzem-
britzki und Ekkehard Griep.
Neu gewählt wurden Marina
Schuster, Mitglied im Auswär-
tigen Ausschuss im Deutschen
Bundestag, sowie Sibylle Pfeif-
fer, stellvertretende Vorsitzen-
de im Ausschuss für Menschen-
rechte und Humanitäre Hilfe
im Deutschen Bundestag. In
den Vorstand wiedergewählt
wurden Sabine Birken, Ana
Dujic, Prof. Dr. Manuel Fröh-
lich, Astrid van der Merwe, Dr.
Wolfgang Münch und Win-
fried Nachtwei. 

Zusammengestellt von Marius
Hering, Monique Lehmann und
Janine Stoisiek.

Personalien

Ameerah Haq  UN-Foto: Martine Perret 

Hany Abdel-Aziz
UN-Foto: Eskinder Debebe   
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Klaus Hüfner

Denkfabrik UN – Teil 2

Nach zehnjähriger Arbeit nähert sich das Projekt
zur Ideengeschichte der Vereinten Nationen (United
Nations Intellectual History Project – UNIHP) seinem
Abschluss. Es wurde bereits von seinen drei Ko-Di-
rektoren Louis Emmerij, Richard Jolly und Tho-
mas G. Weiss in VEREINTE NATIONEN (VN), 6/2005,
S. 232–235, vorgestellt. Ferner erschienen zwei Buch-
besprechungen in dieser Zeitschrift. Die eine bezog
sich auf die Auswertung von Interviews mit 73 enga-
gierten Persönlichkeiten (vgl. VN, 5/2005, S. 215–
216). Die andere rezensierte sechs Bände, die in den
Jahren 2001 bis 2005 erschienen sind und stets ent-
wicklungstheoretische und -politische Themen zum
Inhalt hatten (vgl. VN, 6/2007, S. 252–254).

Im Folgenden werden die nächsten sechs Bände
der Reihe besprochen, die einen großen Bereich von
UN-Aktivitäten abdecken. Das letzte hier bespro-
chene Buch ist der von den drei Ko-Direktoren er-
stellte Band, der das Projekt zusammenfasst.

Im Buch ›Human Security and the UN‹ von S. Neil
MacFarlane und Yuen Foong Khong geht es um eine
Idee, die heute vielfach im Mittelpunkt der Diskus-
sion steht. Dieser Begriff einer umfassenden mensch-
lichen Sicherheit führt in seiner Umsetzung dazu, dass
der Sicherheitsrat sich heute mit Problemen wie HIV/
Aids in Afrika südlich der Sahara und Schutz von Kin-
dern und Frauen in bewaffneten Konflikten befasst.
Der Band beginnt mit der Analyse der historischen
Quellen des Konzepts. Demnach lagen zahlreiche
konzeptionellen Elemente – zumindest theoretisch
– bereits Ende der dreißiger Jahre vor. Der Blick-
winkel verschob sich von der Sicherheit des Staates
auf die Sicherheit des Einzelnen, wie nach 1945 an-
hand der Nürnberger Prozesse sowie der Verab-
schiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte und weiterer Menschenrechtsübereinkom-
men deutlich wird. Darüber hinaus wurde die zen-
trale Rolle des Staates zunehmend durch technolo-
gische, ökonomische und kulturelle Veränderungen
in Frage gestellt. 

Danach erörtern MacFarlane und Yuen Foong
Khong die Auswirkungen von Entwicklungsstudien
auf den Menschen einerseits und auf die Sicherheits-
aspekte andererseits, etwa die Verantwortung der
Staaten, ihre eigenen Bürger(innen) zu schützen. Hier
stehen die jährlichen Berichte des UN-Entwicklungs-
programms (UNDP) über die menschliche Entwick-
lung und die Rolle des Sicherheitsrats mit den Blau-
helm-Einsätzen im Mittelpunkt. Auch Abrüstungs-
fragen, wie zum Beispiel das Verbot des Einsatzes von

Landminen, werden angesprochen. Der Schutz be-
stimmter Gruppen, wie Kinder in kriegerischen
Auseinandersetzungen, Frauen im Krieg und Kriegs-
flüchtlinge, wird ebenfalls unter rechtlich-normati-
ven Aspekten behandelt.

Das Konzept, so die Autoren, verlangt eine Ver-
schiebung des Augenmerks von militärischen Bedro-
hungen gegenüber Staaten zu politischen, wirtschaft-
lichen, umwelt- und geschlechtsbezogenen Bedrohun-
gen des Individuums. Ob die UN auch hier ›der Zeit
voraus‹ waren, beantworten die Autoren nicht ein-
deutig. Sie dienten ihrer Meinung nach vor allem als
›Inkubator‹ bestimmter Hauptaspekte des neuen Den-
kens. Aber sie zeigen Beispiele auf, wie einzelne Spe-
zialorgane (UNHCR, UNICEF, UNIFEM), der Si-
cherheitsrat mit seinen internationalen Tribunalen
für Jugoslawien und Ruanda und im Fall des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs die Generalversamm-
lung in ihrem Vorbereitungsausschuss 1996 bis 1998
wichtige Beiträge leisteten. Inwieweit der Prozess der
Normsetzung auch die Praxis der Staaten ändern
wird, bleibt jedoch offen. 

Im Jahr 2008, 60 Jahre nach Verabschiedung der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte durch
die UN-Generalversammlung, erschien der Band ›Hu-
man Rights at the UN: The Political History of Uni-
versal Justice‹. Die beiden Autoren, Roger Normand
und Sarah Zaidi, sind zwei Menschenrechtsverteidi-
ger, die heute an der Lahore-Universität in Pakistan
lehren. Ergebnis ihrer Arbeit ist eine engagiert-kriti-
sche Analyse der Entwicklung der Menschenrechte
in den Vereinten Nationen. 

Das Buch besteht aus drei Teilen. In Teil 1 wird
die Entwicklung der Menschenrechtsidee in der ers-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts bis zu den Charta-
Verhandlungen im Frühjahr 1945 dargestellt. Es han-
delt sich um eine historische Untersuchung der ers-
ten Versuche, Menschenrechte im Zusammenhang
von Frieden und Sicherheit zu internationalisieren.
Beginnend mit dem Entstehen des humanitären Völ-
kerrechts als Vorläufer der Menschenrechte auf der
Haager Friedenskonferenz von 1899, gefolgt vom
14-Punkte-Programm Woodrow Wilsons und dessen
Einfluss nach dem Ersten Weltkrieg sowie dem Ver-
sagen des Völkerbunds, das Recht auf Selbstbestim-
mung für die Völker in den Kolonien und für die Min-
derheiten in Mittel- und Osteuropa zu verwirkli-
chen, wird das amerikanische Engagement während
des Zweiten Weltkriegs mit der Atlantik-Charta 1941
und der Erklärung der ›Vereinten Nationen‹ 1942 be-

S. Neil MacFarlane/
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Human Security 
and the UN: 
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reits deutlich, das dann in die Verhandlungen von
San Francisco Ende April 1945 mündete. 

Bei der Untersuchung all dieser Bemühungen wird
zweierlei sichtbar: zum einen die Stärke der Idee der
Menschenrechte als ein gemeinsamer Nenner für die
Sehnsucht nach Frieden und Gerechtigkeit, zum an-
deren die Nutzung und der Missbrauch dieses Ideals
durch die Regierungen. In Teil 2 konzentrieren sich
die Autoren auf die Verabschiedung der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte 1948 sowie der bei-
den Menschenrechtspakte 18 Jahre später. Die Au-
toren würdigen die entscheidende Rolle der Verein-
ten Nationen bei der Schaffung eines weltweiten Men-
schenrechtssystems; sie zeigen auf, warum und wie
die wichtigsten Bestandteile dieses Systems entstan-
den sind. Dabei arbeiten sie jene Konflikte zwischen
den Staaten(blöcken) deutlich heraus, die zu den Kom-
promissen führten, welche die Schwächen des gegen-
wärtigen, ›relativ zahnlosen‹ UN-Menschenrechts-
systems ausmachen, nämlich vor allem die Zersplit-
terung in eine Vielzahl von Vertragsorganen sowie
die äußerst schwach ausgebildeten Durchsetzungs-
verfahren. 

Teil 3 ist den Menschenrechten bestimmter Grup-
pen, dem Recht auf Entwicklung sowie den Men-
schenrechten nach dem Ende des Kalten Krieges ge-
widmet. Das letzte Kapitel dieses Teiles gibt zugleich
einen eher skeptischen Ausblick auf die weitere Ent-
wicklung. 

Normand und Zaidi ist eine außerordentlich
gründliche Analyse der höchst widersprüchlichen
Entwicklung von Visionen voller Hoffnungen auf
der einen Seite und den frustrierenden Ergebnissen
der tatsächlichen Umsetzung auf der anderen Seite
gelungen. Auch nach dem Ende des Ost-West-Kon-
flikts sei das rhetorische Engagement nicht in einen
verbesserten weltweiten Menschenrechtsschutz um-
gesetzt worden. Beispielhaft bezeichnen die Autoren
die Umwandlung der Menschenrechtskommission in
einen Menschenrechtsrat als Reparatur eines sinken-
den Schiffes (S. 338). Dennoch glauben sie, dass ei-
ne abschließende Bilanz noch nicht geschrieben ist.
Trotz aller negativen Folgen der neoliberal orientier-
ten Globalisierung und des erklärten Krieges gegen
den Terrorismus auf den weltweiten Schutz der Men-
schenrechte erhoffen sich Normand und Zaidi, dass
über eine kritisch-konstruktive Analyse der Entwick-
lung und des Einflusses des UN-Menschenrechtssys-
tems ein Neuanfang möglich ist, der die Hoffnungen
der Menschen erfüllt.

Der Band ›Preventive Diplomacy at the UN‹ ist
von einem ›alten Hasen‹ geschrieben worden: Ber-
trand ›Bertie‹ Ramcharan ist über 30 Jahre im UN-
Sekretariat tätig gewesen und stand stets in vorders-
ter Linie, wenn es um die Aktivitäten ging, auf die er
in diesem Buch eingeht: Frühwarnung, Konfliktver-
hütung, vorbeugende Diplomatie, Friedenssicherung,
Friedensschaffung, Friedenskonsolidierung und Men-

schenrechte. Bereits vor der Einführung, der insge-
samt zehn Kapitel folgen, verweist der Autor auf Zi-
tate der bisherigen sieben Generalsekretäre zur vor-
beugenden Diplomatie, wobei er Dag Hammarskjöld
eine besondere Rolle zuschreibt. Im Mittelpunkt steht
daher das UN-Sekretariat mit dem jeweiligen Gene-
ralsekretär an der Spitze. 

Im ersten Kapitel skizziert Ramcharan die Anfän-
ge der vorbeugenden Diplomatie – vom Wiener Kon-
gress 1815, über die Haager Friedenskonferenzen von
1899 und 1907 bis zum Völkerbund. Für den Autor
befinden sich die Vereinten Nationen noch immer in
einem Versuchsstadium mit einer Bilanz einiger be-
scheidener Erfolge und zahlreicher Misserfolge. Un-
ter Berufung auf Artikel 99 UN-Charta, wonach der
Generalsekretär die Aufmerksamkeit des Sicherheits-
rats auf jede Angelegenheit lenken kann, die seiner
Meinung nach geeignet ist, den Weltfrieden und die
internationale Sicherheit zu gefährden, betont der Au-
tor die besondere Stellung des Generalsekretärs im
Gefüge der Hauptorgane. Einzelheiten zur Praxis vor-
beugender Diplomatie durch die Vereinten Natio-
nen enthält Kapitel 2, wobei die Programmatik der
Generalsekretäre im Mittelpunkt steht, die in Kapitel 4
anhand konkreter Fälle belegt wird. In Kapitel 3 geht
es um den Sicherheitsrat. Dessen Arbeit in diesem Be-
reich wird exemplarisch für die Jahre 2004 und 2005
aufgelistet. Für eine Stärkung der Rolle des Rates
schlägt Ramcharan ein System regionaler Berichter-
statter vor; überdies erhofft er sich von der 2005 ge-
gründeten Kommission für Friedenskonsolidierung,
dass sie sich zu einem wichtigen Organ vorbeugen-
der Diplomatie entwickelt.

Kapitel 5 ist der vorbeugenden Diplomatie von Ge-
neralsekretär U Thant während der Kuba-Krise 1962
gewidmet, die nach Meinung des Autors wahrschein-
lich der wichtigste Fall in der Geschichte der Verein-
ten Nationen gewesen ist. In den Kapiteln 6 und 7
wird näher auf die Praxis vorbeugender Diplomatie
durch Vertreter des Generalsekretärs sowie durch
Blauhelme und UN-Beobachter eingegangen. In den
beiden folgenden Kapiteln geht es um die Möglich-
keiten vorbeugender Diplomatie im Wirtschafts- und
Sozialbereich und im UN-Menschenrechtssystem so-
wie bei der Verhinderung von Völkermord und Ter-
rorismus. In Kapitel 10 plädiert der Autor für eine en-
gere Kooperation des Sicherheitsrats mit regionalen
und sub-regionalen Organisationen. Abschließend
stellt Ramcharan eine Agenda mit sieben Punkten
vor, die inhaltliche Schwerpunkte bei der künftigen
Weiterentwicklung des Konzepts enthält.

Der vorliegende Band ist die klassische Arbeit ei-
nes Insiders, die zahlreiche Facetten eines wichtigen
strategischen Konzepts aufzeigt und mit vielen Bei-
spielen belegt. Es fehlt jedoch eine theoretisch-kon-
zeptionelle Durchdringung des Untersuchungsgegen-
stands. Insgesamt entsteht der Eindruck, dass der Au-
tor sich noch als Mitgestalter im UN-Sekretariat fühlt,
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der über das ganze Buch verteilt Ratschläge gibt. Ex-
emplarisch sei der ehemalige Generalsekretär Kofi
Annan genannt, dessen Wirken kritisch unter die Lu-
pe genommen wird, weil er beispielsweise Artikel 99
UN-Charta im Fall Darfur nicht in Anspruch genom-
men hat (S. 20 und 23) oder weil er den Vorschlägen
der Hochrangigen Gruppe für Bedrohung, Heraus-
forderungen und Wandel nicht genügend Beachtung
geschenkt hat (S. 210). 

Im von Tagi Sagafi-nejad in Zusammenarbeit mit
John H. Dunning verfassten Band ›The UN and Trans-
national Corporations: From Code of Conduct to
Global Compact‹ wird zunächst die Entwicklung des
Verhältnisses zwischen den UN und der Privatwirt-
schaft vor dem Zweiten Weltkrieg dargestellt. Kapi-
tel 2 enthält einen Überblick über die Phasen der Be-
ziehungen zwischen den multinationalen Konzer-
nen (›Multis‹) und den Gaststaaten bis heute sowie
Angaben zur Beschäftigung mit diesem Problem-
komplex im UN-System. Hier – wie auch in den an-
deren Kapiteln – wird insbesondere auf die Position
der USA eingegangen. In Kapitel 3 werden Turbu-
lenzen der siebziger Jahre ausführlich geschildert
(Zusammenbruch des Währungssystems von Bret-
ton Woods, Erdöl-Krisen, Forderung nach einer
Neuen Weltwirtschaftsordnung), die zu heftigen Aus-
einandersetzungen zwischen den westlichen Indus-
trieländern und den Entwicklungsländern führten.
Ein Versuch, die Diskussionen zu versachlichen, führ-
te zur Gründung einer Hochrangigen Gruppe, die auf
der Grundlage des UN-Berichts ›Multinational Cor-
porations in World Development‹ (1973) das Für und
Wider der Tätigkeiten der ›Multis‹ erörterte.

In den folgenden beiden Kapiteln stehen die UN-
Kommission für transnationale Unternehmen und das
UN-Zentrum für transnationale Unternehmen (UN-
CTC) im Mittelpunkt, die beide 1974 gegründet wur-
den. Die Autoren stellen die Geschichte der Verhand-
lungen, einen Verhaltenskodex für ›Multis‹ zu ver-
abschieden, dar, die jedoch ohne Erfolg blieben, fer-
ner die 1985 erfolgte Gründung einer Hochrangigen
Gruppe zum Studium der Rolle der ›Multis‹ in Süd-
afrika und Namibia sowie den Umzug vom New
Yorker UN-Sekretariat nach Genf, wo die Arbeit in-
nerhalb der UNCTAD fortgesetzt wurde. Kapitel 7
ist dem seit 1991 erscheinenden ›World Investment
Report‹ gewidmet. Danach gehen die Autoren auf
die etwa 30 ›Mitglieder der UN-Galaxie‹ ein, die in
der einen oder anderen Form Bezüge zu transnatio-
nalen Unternehmen aufweisen. Mit Blick auf die Fra-
ge, wer ›der Zeit voraus‹ gewesen ist, sieht nach Mei-
nung der Autoren die Erfolgsbilanz des UN-Apparats
besser aus als die der Mitgliedstaaten.

In Bezug auf die politischen und wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen veranschaulichen Sagafi-nejad
und Dunning sehr gut, welchen konjunkturellen
Schwankungen die Bewertung der Arbeit der trans-
nationalen Unternehmen unterworfen waren, wo-

bei die stärksten Einflüsse von den USA ausgingen.
Leider fehlt eine statistische Analyse der ausländischen
Direktinvestitionen, obwohl deren Umfang, Ziel-
richtung und Herkunft die Konfliktsituationen sehr
gut veranschaulicht hätte. Die Autoren sprechen stän-
dig von den ausländischen Direktinvestitionen, loben
auch die analytische Arbeit der Vereinten Nationen,
bieten aber keine Transparenz hierzu an.

Der umfangreichste Band mit über 700 Seiten ist
die Studie von Olav Stokke ›The UN and Develop-
ment: From Aid to Cooperation‹. Die Arbeit besteht
aus drei Teilen, welche die Rolle der Vereinten Na-
tionen, ihrer Spezialorgane und Sonderorganisatio-
nen im Rahmen der Entwicklungshilfe/-zusammen-
arbeit seit den späten vierziger Jahren nachzeichnen.

In seiner Einleitung gibt der Autor einen Überblick
über fünf Jahrzehnte multilateraler Entwicklungshil-
fe, die dann in den folgenden Kapiteln ausführlich
behandelt werden. Dabei konzentriert sich die Un-
tersuchung auf die ideologisch-politischen Zusam-
menhänge, wie sie sich in den einzelnen Dekaden dar-
stellten. In Teil 1 werden die Begründungszusammen-
hänge für solidarische Hilfe aufgezeigt. Dann folgt
eine sehr ausführliche Darstellung des ersten syste-
matischen Versuchs im UN-System, Entwicklungs-
hilfe zu leisten. Hier geht es um die Geschichte des
Erweiterten Programms für Technische Hilfe (EPTA),
dessen Zusammenarbeit mit den Sonderorganisatio-
nen als ausführende Organisationen sowie die über-
wiegend freiwillige Finanzierung. Mehrere Tabellen
verdeutlichen Umfang und Schwerpunkte von EPTA
im Zeitraum 1955 bis 1964. Aber bei den Diskussio-
nen ging es nicht nur um technische Hilfe, sondern
auch um Kapitalhilfe. Im Anschluss wird der Kampf
um die Einrichtung eines UN-Sonderfonds für wirt-
schaftliche Entwicklung (SUNFED) geschildert, der
gegen den Willen der westlichen Industriestaaten En-
de 1958 von der Generalversammlung formal gebil-
ligt wurde. Ähnlich wie bei dem 1966 eingerichteten
UN-Kapitalentwicklungsfonds (UNCDF) waren die
Beitragszusagen jedoch zu gering, um wirkungsvolle
Kapitalhilfe leisten zu können. Die USA schlugen ei-
nen Sonderfonds für Vorinvestitionen (SF) vor, der
zwischen 1959 und 1965 ähnlich wie EPTA funktio-
nierte. Auch dessen Arbeit wird durch mehrere Ta-
bellen veranschaulicht. 

Im zweiten Teil werden Inhalte und Durchführung
der Ersten und Zweiten UN-Entwicklungsdekade
(DD1/DD2) für die sechziger und siebziger Jahre
mit einem Ausblick auf die DD3 behandelt. Ein Ka-
pitel ist dem UNDP gewidmet, das aus dem Zusam-
menschluss von EPTA und SF entstanden ist. Analy-
siert wird die als zentrale Entwicklungsorganisation
im UN-System konzipierte Rolle des UNDP im Zeit-
raum 1966 bis 1981. Diesen Ansatz wählt der Autor
auch für die Untersuchung der Gründung 1961 und
der Arbeit des Welternährungsprogramms (WFP) in
den ersten 20 Jahren.
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In Teil 3 berichtet der Autor nach der »neolibera-
len Gegenrevolution« in den achtziger Jahren über
die neuen Visionen und Prioritäten in der DD4 für
die neunziger Jahre, der letzten ihrer Art, die dann
abgelöst wurde durch die Verabschiedung der Mil-
lenniums-Entwicklungsziele (MDGs) im Jahr 2000.
Danach geht der Autor auf die Wiederbelebung der
sozialen und menschlichen Dimension des Entwick-
lungsprozesses unter Berücksichtigung der jährlichen
Berichte über die menschliche Entwicklung, des Welt-
sozialgipfels von 1995, des Konzepts der nachhaltigen
Entwicklung sowie der Rolle der Frau im Entwick-
lungsprozess ein. Im Folgenden diskutiert Stokke
zweierlei: erstens die neuen Entwicklungen der Jahre
1985 bis 2005 beim UNDP bis hin zum Konzept der
›Einen UN‹ auf Länderebene sowie beim WFP vor al-
lem die drastische Schwerpunktverschiebung zur hu-
manitären Hilfe. Zweitens erfolgt eine Zwischenbi-
lanz zur Erreichung der MDGs. Am Ende des Teiles
kommt der Autor zu dem Ergebnis, dass die Reform
des UN-Systems noch einen langen Weg vor sich hat
(S. 494), dass es dem System aber gelungen ist, im Lau-
fe seiner Geschichte ein umfassendes Entwicklungs-
konzept zu entwickeln, das auch die sozialen und
menschlichen Dimensionen einschließt (S. 510).

Der Norweger Stokke ist ein ausgewiesener Ken-
ner der Entwicklungshilfe-Problematik. Er hat sich
mit großem Erfolg bemüht, die Geschichte des UN-
Systems in der Entwicklungszusammenarbeit darzu-
stellen. Äußerst akribisch hat er die Jahrbücher der
Vereinten Nationen mit zahlreichen Belegstellen aus-
gewertet. Im Stil eher nüchtern-distanziert erfolgte
eine Analyse, die unbedingt auf die Lektüre der in-
formativen Fußnoten angewiesen ist.

Der Band der drei Ko-Direktoren Richard Jolly,
Louis Emmerij und Thomas G. Weiss mit dem Titel
›UN Ideas That Changed the World‹ verfolgt meh-
rere Ziele. Er liefert eine inhaltliche Zusammenfas-
sung der 15 Bände des Projekts, welche in Teil 2 in
neun Kapiteln erfolgt, und gibt einen Ausblick über
anstehende Fragestellungen. Dabei gilt ihre Prämisse:
»Wenn die UN, wie wir glauben, das Vorläufermo-
dell eines stärkeren und kohärenteren Systems der
›global governance‹ für das 21. Jahrhundert ist, dann
sind die Lehren aus ihrer Geschichte von entschei-
dender Bedeutung für die Zukunft« (S.7). Zugleich
betonen sie nochmals, dass sie drei Vereinte Natio-
nen unterscheiden. Die erste UN sind die klassischen
Vereinten Nationen, eine Arena, in der die Regie-
rungen der Mitgliedstaaten in einer Vielzahl von Or-
ganen und Gremien ihre Entscheidungen treffen. Die
zweite UN sind die internationalen Beamten des
UN-Sekretariats und anderer UN-Institutionen un-
ter der Führung des Generalsekretärs oder anderer
Leiter. Innovative Ideen können daher aus den Se-
kretariaten, von den Regierungen oder von der drit-
ten UN, das heißt den NGOs beziehungsweise der Zi-
vilgesellschaft im weitesten Sinne, kommen.

Der Band beginnt mit einem Überblickskapitel.
Erleichtert wird die Lektüre durch eine Tabelle, in
der die Weltereignisse, die wichtigsten UN-Veranstal-
tungen und die herausragenden UN-Dokumente für
den Zeitraum 1945 bis 2005 chronologisch neben-
einander gestellt werden (S. 15–18). Auch ein Aus-
blick ist bereits in diesem ersten Kapitel enthalten.
Einerseits handelt es sich um die Forderung, dass zu-
künftige Entwicklungsstrategien wirtschaftliche und
soziale Entwicklung, Menschenrechte und mensch-
liche Sicherheit miteinander verzahnen müssen. An-
dererseits werden die genannten drei Vereinten Na-
tionen mit zehn Forderungen konfrontiert, die in
Teil 3 näher erläutert werden. Schließlich nennen die
Autoren noch drei operative Prioritäten: 1. Siche-
rung einer hohen Qualität des internationalen Per-
sonals sowie verstärkte finanzielle Förderung von
Forschung und Politik-Analysen, 2. Verbesserung der
Möglichkeiten, innovative Ideen, Studien und Vor-
schläge durch die drei Vereinten Nationen transpa-
rent diskutieren zu können und 3. Überdenken und
Verbessern der Beziehungen zwischen den UN und
den Bretton-Woods-Institutionen.

In Teil 2 werden die neun Ideen, welche zu Ver-
änderungen in der Welt führten, einzeln diskutiert.
Dies sind: Menschenrechte für alle, Förderung der
Frauenrechte, Umsetzung der MDGs, globale Soli-
darität in den internationalen Wirtschaftsbeziehun-
gen, Entwicklungsstrategien, Integration von sozia-
ler Entwicklung, nachhaltige Entwicklung, Frieden
und Sicherheit sowie menschliche Entwicklung.

In Teil 3 wird bilanziert. Auch hier veranschaulicht
eine Tabelle die Zusammenhänge der zuvor ausführ-
lich behandelten neun Ideen. Es werden unter ande-
rem Bezüge hergestellt zu Fragen der internationa-
len Konsensbildung, des wissenschaftlichen Interes-
ses, des Engagements der Zivilgesellschaft, der finan-
ziellen Unterstützung sowie der beteiligten UN-In-
stitutionen (S. 204–205). Im vorletzten Kapitel wer-
den insgesamt zehn Herausforderungen für die kom-
mende Dekade genannt, die dann in fünf Themenbe-
reiche für die wissenschaftliche und politische Agen-
da zusammengefasst werden: 1. Förderung der glo-
balen menschlichen Solidarität, 2. Erweiterung der
Entfaltungsmöglichkeiten für die Menschen in der
ganzen Welt, 3. Vermeidung von Konflikten, Frie-
denskonsolidierung und Förderung menschlicher Si-
cherheit, 4. dauerhafte Erhaltung des Ökosystems,
und 5. Stärkung der ›global governance‹.

Die Autoren haben auf eine engagierte Weise zu-
kunftsorientierte Geschichte geschrieben. Sie haben
sehr anschaulich beschrieben, wie die drei Vereinten
Nationen bereits in der Vergangenheit herausragen-
de Ideen zur Diskussion gestellt haben, die zu einem
großen Teil Eingang in die internationale Politik ge-
funden haben. Allerdings gibt es noch auf regionaler,
nationaler und lokaler Ebene viel zu tun, um die for-
mulierten Ziele zu verwirklichen.
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Seit dem Jahrgang 2006 werden in der Zeitschrift VEREINTE NATIONEN

nur noch besonders wichtige deutschsprachige Dokumente des Si-
cherheitsrats, der Generalversammlung und anderer Organe der Ver-
einten Nationen im Volltext abgedruckt. Stattdessen wird eine Liste
der im zurückliegenden Zeitraum verabschiedeten Resolutionen und
Erklärungen des Präsidenten des Sicherheitsrats sowie ausgesuch-
ter Resolutionen der Generalversammlung oder anderer Organe
mit einer kurzen Inhaltsangabe und den (etwaigen) Abstimmungs-
ergebnissen abgedruckt. Zu finden sind diese Dokumente über die
Webseite des Deutschen Übersetzungsdienstes: http://www. un.org/

Dokumente der Vereinten Nationen
Depts/german oder über das allgemeine elektronische Dokumen-
tenarchiv der Vereinten Nationen (Official Document System – ODS)
unter: http://documents.un.org. (Zu den Recherchemöglichkeiten
siehe: Monika Torrey, Der Deutsche Übersetzungsdienst der UN.
Ein Leitfaden für die Dokumentenrecherche, VN 1–2/2006, S. 72f.) 

In der folgenden Übersicht sind die Resolutionen und die Erklä-
rungen des Präsidenten des Sicherheitsrats von Oktober bis Dezember
2009 aufgeführt. Die Dokumente sind alphabetisch nach Ländern,
Regionen oder Themen sortiert. In der jeweiligen Rubrik erfolgt die
Auflistung chronologisch (das älteste Dokument zuerst).

Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Afghanistan S/RES/1890(2009) 8.10.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, die Internationalen Sicherheitsbeistands-
truppe (ISAF) bis zum 12. Oktober 2010 zu verlängern. 

Einstimmige 
Annahme

S/PRST/2009/28 29.10.2009 Der Sicherheitsrat verurteilt mit allem Nachdruck den am 28. Oktober 2009
in Kabul verübten Terroranschlag, für den die Taliban die Verantwortung
übernommen haben, die nach wie vor versuchen, das Land zu destabilisieren.

Côte d’Ivoire S/RES/1893(2009) 29.10.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, die Maßnahmen betreffend Rüstungsgü-
ter, Finanzen, Reisen sowie die Maßnahmen, die verhängt wurden, um
alle Staaten an der Einfuhr von Rohdiamanten aus Côte d’Ivoire zu hin-
dern, bis 31. Oktober 2010 zu verlängern. Er beschließt ferner, das in der
Resolution 1727(2006) festgelegte Mandat der Sachverständigengruppe
bis zum 31. Oktober 2010 zu verlängern.

Einstimmige 
Annahme

Ehemaliges 
Jugoslawien

S/RES/1895(2009) 18.11.2009 Der Sicherheitsrat ermächtigt die Mitgliedstaaten, die durch die Europäi-
sche Union oder in Zusammenarbeit mit ihr tätig werden, bis 18. Novem-
ber 2010 eine multinationale Stabilisierungstruppe (EUFOR) als Rechts-
nachfolgerin der Stabilisierungstruppe (SFOR) unter gemeinsamer Füh-
rung einzurichten, die ihren Auftrag gemäß des Friedensübereinkommens
in Zusammenarbeit mit der Hauptquartier-Präsenz der Nordatlantikver-
trags-Organisation (NATO) durchführen wird. Der Rat ermächtigt die Mit-
gliedstaaten, die durch die NATO oder in Zusammenarbeit mit ihr tätig
werden, auch weiterhin ein NATO-Hauptquartier als Rechtsfolge der SFOR
unter gemeinsamer Führung aufrechtzuerhalten. Die EUFOR wird die
Hauptrolle bei der Friedensstabilisierung gemäß den militärischen Aspek-
ten des Friedensübereinkommens übernehmen. 

Einstimmige 
Annahme

Friedenssiche-
rung

S/PRST/2009/26 26.10.2009 Der Sicherheitsrat unterstreicht, wie wichtig es ist, in enger Abstimmung
mit anderen internationalen Partnern die Durchführung des Zehnjahres-
programms der Vereinten Nationen und der Afrikanischen Union (AU) von
2006 zum Aufbau von Kapazitäten für die AU mit dem Schwerpunkt auf
Frieden und Sicherheit zu beschleunigen, insbesondere die Herstellung
der Einsatzbereitschaft der Bereitschaftstruppe der AU und die Inbetrieb-
nahme des Kontinentalen Frühwarnsystems. Er fordert die AU auf, einen
langfristigen, umfassenden Plan für den Aufbau von Kapazitäten zu er-
stellen.

Guinea-Bissau S/PRST/2009/29 5.11.2009 Der Sicherheitsrat begrüßt die am 28. Juni und 26. Juli 2009 abgehaltenen
Präsidentschaftswahlen und den Amtsantritt von Präsident Malam Bacai
Sanha am 8. September. Der Rat nimmt Kenntnis von den Plänen der Natio-
nalversammlung, eine Nationalkonferenz einzuberufen sowie von den der-
zeit stattfindenden Konsultationen zwischen den UN, der Afrikanischen
Union, der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten und der
Gemeinschaft der portugiesischsprachigen Länder, um der Regierung Gui-
nea-Bissaus auf ihr Ersuchen dabei behilflich zu sein, eine gründliche und ra-
sche Untersuchung der politischen Morde vom März und Juni 2009 durch-
zuführen. Der Rat fordert die internationale Gemeinschaft auf, rasche und
ausreichende Unterstützung zur Umsetzung des von der Kommission für
Friedenskonsolidierung am 1. Oktober 2008 verabschiedeten Strategischen
Rahmenplans für die Friedenskonsolidierung zu gewähren.
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UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Humanitäres
Völkerrecht

S/RES/1894(2009) 11.11.2009 Der Sicherheitsrat fordert alle an einem bewaffneten Konflikt beteilig-
ten Parteien auf, die nach dem humanitären Völkerrecht, den internatio-
nalen Menschenrechtsnormen und dem Flüchtlingsvölkerrecht für sie
geltenden Verpflichtungen strikt zu befolgen sowie alle einschlägigen
Beschlüsse des Sicherheitsrats durchzuführen. Er fordert sie in dieser
Hinsicht nachdrücklich auf, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergrei-
fen, um die Zivilbevölkerung zu achten und zu schützen und ihre Grund-
bedürfnisse zu decken. Er verlangt, dass alle Staaten und an einem be-
waffneten Konflikt beteiligten Parteien für die möglichst weite Verbrei-
tung von Informationen über das humanitäre Völkerrecht, die interna-
tionalen Menschenrechtsnormen und das Flüchtlingsvölkerrecht sor-
gen, Schulungen von Amtsträgern, Angehörigen der Streitkräfte und be-
waffneter Gruppen, Personal der Strafverfolgungsbehörden, Richtern
und Rechtsanwälten durchführen. Er bekundet ferner seine Absicht, alle
vorsätzlich gegen humanitäres Personal gerichteten Gewalthandlungen
und sonstigen Formen der Einschüchterung konsequent zu verurteilen
und geeignete Schritte zu unternehmen. Der Rat ersucht den Generalse-
kretär, sicherzustellen, dass alle einschlägigen Friedenssicherungsmissio-
nen, die über ein Schutzmandat verfügen, in die Gesamtpläne zur Durch-
führung der Mission und in die Eventualpläne umfassende Schutzstrate-
gien aufnehmen.

Einstimmige
Annahme

Irak S/PRST/2009/30 16.11.2009 Der Sicherheitsrat begrüßt die am 8. November im irakischen Repräsen-
tantenrat erzielte Vereinbarung über Änderungen des irakischen Wahl-
gesetzes, wonach im Januar 2010 Parlamentswahlen stattfinden kön-
nen, wie vom Verfassungsgericht Iraks festgelegt. Der Sicherheitsrat
hebt die Anstrengungen hervor, die die Hilfsmission der Vereinten Na-
tionen in Irak (UNAMI) unternimmt, um der Regierung Iraks und der Un-
abhängigen Hohen Wahlkommission bei der Erarbeitung von Prozessen
für die Abhaltung von Wahlen behilflich zu sein.

Nahost S/RES/1899(2009) 16.12.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung (UNDOF) bis zum 30.
Juni 2010 zu verlängern. Des Weiteren fordert er die beteiligten Parteien
zur sofortigen Durchführung seiner Resolution 338(1973) vom 22. Okto-
ber 1973 auf.

Einstimmige 
Annahme

Ostafrikani-
sches Zwischen-
seengebiet

S/RES/1896(2009) 30.11.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, die in Resolution 1807(2008) verhängten
Maßnahmen betreffend Rüstungsgüter, auf den Gebieten des Verkehrs,
der Finanzen und Reisen bis zum 30. November 2010 zu verlängern. Er
beschließt ferner, das Mandat des gemäß Resolution 1533(2004) ein-
gesetzten Ausschusses des Sicherheitsrats unter anderem um folgende
Aufgaben zu erweitern: innerhalb von sechs Monaten Leitlinien zu er-
lassen, um die Durchführung der mit dieser Resolution verhängten
Maßnahmen zu erleichtern sowie regelmäßige Konsultationen mit den
betroffenen Mitgliedstaaten zu führen. Der Rat ersucht den Generalse-
kretär, das Mandat der gemäß Resolution 1533(2004) eingesetzten Sach-
verständigengruppe bis zum 30. November 2010 zu verlängern.

Einstimmige 
Annahme

Somalia S/RES/1897(2009) 30.11.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, die Ermächtigungen, die in Ziffer 10 der
Resolution 1846(2008) und Ziffer 6 der Resolution 1851(2008) denjenigen
Staaten und Regionalorganisationen erteilt wurden, die im Kampf ge-
gen Seeräuberei und bewaffnete Raubüberfälle auf See vor der Küste
Somalias mit der Übergangs-Bundesregierung zusammenarbeiten und
deren Namen dem Generalsekretär von der Übergangs-Bundesregie-
rung vorab notifiziert wurden, bis zum 30. November 2010 zu verlän-
gern.

Einstimmige 
Annahme

Westafrika S/PRST/2009/27 28.10.2009 Der Sicherheitsrat ist nach wie vor höchst besorgt über die Situation in
Guinea, nachdem es am 28. September in Conakry während einer Kund-
gebung zu Tötungen kam. Er verurteilt nachdrücklich die Gewalt, die
Meldungen zufolge mehr als 150 Tote und Hunderte von Verletzten ge-
fordert und zu anderen flagranten Menschenrechtsverletzungen ge-
führt hat, sowie die willkürliche Festnahme von friedlichen Demon-
stranten und Führern von Oppositionsparteien. Der Rat begrüßt die Er-
klärung der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten
(ECOWAS) vom 17. Oktober 2009, in der der Beschluss des UN-General-
sekretärs unterstützt wird, eine internationale Untersuchungskommis-
sion einzusetzen, um die Täter zu ermitteln und sicherzustellen, dass die
für die Rechtsverletzungen Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen
werden.
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Hauptorganisation
UN United Nations | Vereinte Nationen

Sonderorganisationen
ILO International Labour Organisation | Inter-
nationale Arbeitsorganisation FAO Food and
Agriculture Organization of the United Nations
| Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation
der Vereinten Nationen UNESCO United Na-
tions Educational, Scientific and Cultural Orga-
nization | Organisation der Vereinten Nationen
für Bildung, Wissenschaft und Kultur ICAO In-
ternational Civil Aviation Organization | Inter-
nationale Zivilluftfahrt-Organisation Welt-
bankgruppe: IBRD International Bank for Re-
construction and Development | Internationale
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (Welt-
bank) IFC International Finance Corporation |
Internationale Finanz-Corporation IDA Inter-
national Development Association | Internatio-
nale Entwicklungsorganisation IMF Internatio-
nal Monetary Fund | Internationaler Wäh-
rungsfonds UPU Universal Postal Union |
Weltpostverein WHO World Health Organiza-
tion | Weltgesundheitsorganisation ITU Inter-
national Telecommunication Union | Internatio-
nale Fernmeldeunion WMO World Meteorolo-
gical Organization | Weltorganisation für Me-
teorologie IMO International Maritime Orga-
nization | Internationale Seeschifffahrts-Organi-
sation WIPO World Intellectual Property Orga-
nization | Weltorganisation für geistiges Eigen-
tum IFAD International Fund for Agricultural
Development | Internationaler Fonds für land-
wirtschaftliche Entwicklung UNIDO United
Nations Industrial Development Organization |
Organisation der Vereinten Nationen für indus-
trielle Entwicklung UNWTO World Tourism
Organization | Weltorganisation für Tourismus

Weitere in Beziehung zu den 
Vereinten Nationen stehende 
Organisationen
IAEA International Atomic Energy Agency | Inter-
nationale Atomenergie-Organisation WTO World
Trade Organization | Welthandelsorganisation
CTBTO PrepCom Preparatory Commission for
the Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty Or-
ganization | Vorbereitungkommission für die Or-
ganisation des Vertrags über das umfassende Ver-
bot von Nuklearversuchen OPCW Organization
for the Prohibition of Chemical Weapons | Or-
ganisation für das Verbot chemischer Waffen

Spezialorgane 
mit direkter Berichterstattung an die
Generalversammlung:
UNRWA United Nations Relief and Works
Agency for Palestine Refugees in the Near East |
Hilfswerk der Vereinten Nationen für Paläs-
tinaflüchtlinge im Nahen Osten UNITAR United

Nations Institute for Training and Research |
Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Verein-
ten Nationen

mit Berichterstattung an die General-
versammlung über den Wirtschafts-
und Sozialrat:
UNICEF United Nations Children’s Fund | Kin-
derhilfswerk der Vereinten Nationen UNHCR
United Nations High Commissioner for Refu-
gees | Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten
Nationen WFP World Food Programme | Welt-
ernährungsprogram UNCTAD United Nations
Conference on Trade and Development | Han-
dels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten
Nationen UNDP United Nations Development
Programme | Entwicklungsprogramm der Verein-
ten Nationen UNFPA United Nations Population
Fund | Bevölkerungsfonds der Vereinten Natio-
nen UNV United Nations Volunteers Program-
me |  Freiwilligenprogramm der Vereinten Natio-
nen UNU United Nations University | Universi-
tät der Vereinten Nationen UNEP United Nations
Environment Programme | Umweltprogramm der
Vereinten Nationen INSTRAW International Re-
search and Training Institute for the Advance-
ment of Women | Internationales Forschungs-
und Ausbildungsinstitut zur Förderung der Frau
UNHSP (UN-Habitat) United Nations Human
Settlements Programme | Programm der Verein-
ten Nationen für menschliche Siedlungen

Regionalkommissionen
ECE Economic Commission for Europe | Wirt-
schaftskommission für Europa ESCAP Economic
and Social Commission for Asia and the Pacific |
Wirtschafts- und Sozialkommission für Asien und
den Pazifik ECLAC Economic Commission for
Latin America and the Caribbean | Wirtschafts-
kommission für Lateinamerika und die Karibik
ECA (Economic Commission for Africa | Wirt-
schaftskommission für Afrika ESCWA Econo-
mic and Social Commission for Western Asia |
Wirtschafts- und Sozialkommission für Westasien

Menschenrechtsgremien
(Vertragsorgane)
CERD Committee on the Elimination of Racial
Discrimination | Ausschuss für die Beseitigung
der Rassendiskriminierung CCPR (Human Rights
Committee (under the International Covenant
on Civil and Political Rights | Menschenrechts-
ausschuss (unter dem Internationalen Pakt über
bürgerliche und politische Rechte) CEDAW
Committee on the Elimination of Discrimina-
tion against Women | Ausschuss für die Beseiti-
gung der Diskriminierung der Frau CESCR
Committee on Economic, Social and Cultural
Rights | Ausschuss für wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte CAT Committee against
Torture | Ausschuss gegen Folter CRC Commit-

tee on the Rights of the Child | Ausschuss für die
Rechte des Kindes CMW Committee on the Pro-
tection of the Rights of All Migrant Workers
and Members of Their Families | Ausschuss zum
Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und
ihrer Familienangehörigen SPT Subcommittee on
Prevention of Torture (under the Optional Pro-
tocol to the Convention against Torture – OPCAT)
| Unterausschuss zur Verhütung von Folter (un-
ter dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen
gegen Folter) CRPD Committee on the Rights of
Persons with Disabilities | Ausschuss für die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen

Friedensmissionen
UNTSO United Nations Truce Supervision Or-
ganization | Organisation der Vereinten Natio-
nen zur Überwachung des Waffenstillstands in
Palästina UNMOGIP United Nations Military
Observer Group in India and Pakistan | Militärbe-
obachtergruppe der Vereinten Nationen in Indien
und Pakistan UNFICYP United Nations Peace-
keeping Force in Cyprus | Friedenstruppe der
Vereinten Nationen in Zypern UNDOF United
Nations Disengagement Observer Force | Be-
obachtertruppe der Vereinten Nationen für die
Truppenentflechtung zwischen Israel und Syrien
UNIFIL United Nations Interim Force in Leba-
non | Interimstruppe der Vereinten Nationen in
Libanon MINURSO Misión de las Naciones
Unidas para el Referéndum del Sáhara Occiden-
tal | Mission der Vereinten Nationen für das Re-
ferendum in Westsahara UNMIK United Nati-
ons Interim Administration Mission in Kosovo |
Übergangsverwaltungsmission der Vereinten Na-
tionen im Kosovo MONUC Mission de l’Orga-
nisation des Nations Unies en République dé-
mocratique du Congo | Mission der Vereinten
Nationen in der Demokratischen Republik Kon-
go UNMIL United Nations Mission in Liberia |
Mission der Vereinten Nationen in Liberia 
UNOCI United Nations Operation in Côte 
d’Ivoire | Operation der Vereinten Nationen in
Côte d’Ivoire MINUSTAH Mission des Nations
Unies pour la stabilisation en Haiti | Stabilisie-
rungsmission der Vereinten Nationen in Haiti
UNMIS United Nations Mission in the Sudan |
Mission der Vereinten Nationen in Sudan
UNMIT United Nations Integrated Mission in
Timor-Leste | Integrierte Mission der Vereinten
Nationen in Timor-Leste UNAMID African
Union-United Nations Hybrid Operation in
Darfur | Hybrider Einsatz der Afrikanischen
Union und der Vereinten Nationen in Darfur
MINURCAT Mission des Nations Unies en Ré-
publique centrafricaine et au Tchad | Mission
der Vereinten Nationen in der Zentralafrikani-
schen Republik und in Tschad

Das UN-System auf einen Blick
Die Einrichtungen des Verbands der Vereinten Nationen jeweils in der Reihenfolge ihrer Einbeziehung*

* Die Auflistung erhebt nicht den Anspruch auf 
Vollständigkeit. Stand: Januar 2010
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Die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
(Stand: Januar 2010)
Die nachstehenden Tabellen 1 und 2 zu den Mitgliedstaaten geben den Stand von Jahresbeginn 2010 wieder. Tabelle 1 führt die 192 Mitglieder
der Vereinten Nationen in alphabetischer Reihenfolge mit den Daten ihrer Aufnahme auf. Tabelle 2 gruppiert die Mitgliedstaaten nach Regio-
nalgruppen. Die Zuordnung beruht auf dem United Nations Handbook 2008/09 des neuseeländischen Ministeriums für Auswärtige Angele-
genheiten und Handel.  

Tabelle 3 ordnet die Mitgliedstaaten nach Gebietsgröße. Die Zahlen sind der 59. Ausgabe des ›Demographic Yearbook 2007‹ der Vereinten
Nationen (UN Publ. E/F.10.XIII.1) entnommen. Tabelle 4 ordnet die Mitgliedstaaten nach der Bevölkerungszahl. Die Angaben fußen auf der im
Juni 2009 veröffentlichten Übersicht ›Social Indicators‹ der Abteilung für Bevölkerungsfragen und der Statistikabteilung der Vereinten Nationen.
Sie geben im Allgemeinen (teils grobe) Schätzungen für den Stand von 2009 wieder. In Tabelle 5 sind die Mitgliedstaaten entsprechend ihrer Wirt-
schaftsleistung im Jahr 2008 aufgeführt. Quelle ist die ›World Development Indicators Database‹ der Weltbank vom Oktober 2009.

1. Ägypten 24.10.1945

2. Äquatorialguinea 12.11.1968

3. Äthiopien 13.11.1945

4. Afghanistan 19.11.1946

5. Albanien 14.12.1955

6. Algerien 8.10.1962

7. Andorra 28.7.1993

8. Angola 1.12.1976

9. Antigua und Barbuda 11.11.1981

10. Argentinien 24.10.1945

11. Armenien 2.3.1992

12. Aserbaidschan 2.3.1992

13. Australien 1.11.1945

14. Bahamas 18.9.1973

15. Bahrain 21.9.1971

16. Bangladesch 17.9.1974

17. Barbados 9.12.1966

18. Belarus 24.10.1945

19. Belgien 27.12.1945

20. Belize 25.9.1981

21. Benin 20.9.1960

22. Bhutan 21.9.1971

23. Bolivien 14.11.1945

24. Bosnien-Herzegowina 22.5.1992

25. Botswana 17.10.1966

26. Brasilien 24.10.1945

27. Brunei Darussalam 21.9.1984

28. Bulgarien 14.12.1955

29. Burkina Faso 20.9.1960

30. Burundi 18.9.1962

31. Chile 24.10.1945

32. China 24.10.1945

33. Costa Rica 2.11.1945

34. Côte d’Ivoire 20.9.1960

35. Dänemark 24.10.1945

36. Deutschland 18.9.1973

37. Dominica 18.12.1978

38. Dominikanische Republik 24.10.1945

39. Dschibuti 20.9.1977

40. Ecuador 21.12.1945

41. El Salvador 24.10.1945

42. Eritrea 28.5.1993

43. Estland 17.9.1991

44. Fidschi 13.10.1970

45. Finnland 14.12.1955

46. Frankreich 24.10.1945

47. Gabun 20.9.1960

48. Gambia 21.9.1965

49. Georgien 31.7.1992

50. Ghana 8.3.1957

51. Grenada 17.9.1974

52. Griechenland 25.10.1945

53. Großbritannien 24.10.1945

54. Guatemala 21.11.1945

55. Guinea 12.12.1958

56. Guinea-Bissau 17.9.1974

57. Guyana 20.9.1966

58. Haiti 24.10.1945

59. Honduras 17.12.1945

60. Indien 30.10.1945

61. Indonesien 28.9.1950

62. Irak 21.12.1945

63. Iran 24.10.1945

64. Irland 14.12.1955

65. Island 19.11.1946

66. Israel 11.5.1949

67. Italien 14.12.1955

68. Jamaika 18.9.1962

69. Japan 18.12.1956

70. Jemen 30.9.1947

71. Jordanien 14.12.1955

72. Kambodscha 14.12.1955

73. Kamerun 20.9.1960

74. Kanada 9.11.1945

75. Kap Verde 16.9.1975

76. Kasachstan 2.3.1992

77. Katar 21.9.1971

78. Kenia 16.12.1963

79. Kirgisistan 2.3.1992

80. Kiribati 14.9.1999

81. Kolumbien 5.11.1945

82. Komoren 12.11.1975

83. Kongo (Demokratische Rep.) 20.9.1960

84. Kongo (Republik) 20.9.1960

85. Korea (Demokratische Volksrep.) 17.9.1991

86. Korea (Republik) 17.9.1991

87. Kroatien 22.5.1992

88. Kuba 24.10.1945

89. Kuwait 14.5.1963

90. Laos 14.12.1955

91. Lesotho 17.10.1966

92. Lettland 17.9.1991

93. Libanon 24.10.1945

94. Liberia 2.11.1945

95. Libyen 14.12.1955

96. Liechtenstein 18.9.1990

97. Litauen 17.9.1991

98. Luxemburg 24.10.1945

99. Madagaskar 20.9.1960

100. Malawi 1.12.1964

101. Malaysia 17.9.1957

102. Malediven 21.9.1965

103. Mali 28.9.1960

104. Malta 1.12.1964

105. Marokko 12.11.1956

106. Marshallinseln 17.9.1991

107. Mauretanien 27.10.1961

108. Mauritius 24.4.1968

109. Mazedonien 8.4.1993

110. Mexiko 7.11.1945

111. Mikronesien 17.9.1991

112. Moldau 2.3.1992

113. Monaco 28.5.1993

114. Mongolei 27.10.1961

115. Montenegro 28.6.2006

116. Mosambik 16.9.1975

117. Myanmar 19.4.1948

118. Namibia 23.4.1990

119. Nauru 14.9.1999

120. Nepal 14.12.1955

121. Neuseeland 24.10.1945

122. Nicaragua 24.10.1945

123. Niederlande 10.12.1945

124. Niger 20.9.1960

125. Nigeria 7.10.1960

126. Norwegen 27.11.1945

127. Österreich 14.12.1955

128. Oman 7.10.1971

129. Pakistan 30.9.1947

130. Palau 15.12.1994

131. Panama 13.11.1945

132. Papua-Neuguinea 10.10.1975

133. Paraguay 24.10.1945

134. Peru 31.10.1945

135. Philippinen 24.10.1945

136. Polen 24.10.1945

137. Portugal 14.12.1955

138. Rumänien 14.12.1955

139. Russland 24.10.1945

140. Ruanda 18.9.1962

141. Salomonen 19.9.1978

142. Sambia 1.12.1964

143. Samoa 15.12.1976

144. San Marino 2.3.1992

145. São Tomé und Príncipe 16.9.1975

146. Saudi-Arabien 24.10.1945

147. Schweden 19.11.1946

148. Schweiz 10.9.2002

149. Senegal 28.9.1960

150. Serbien 1.11.2000

151. Seychellen 21.9.1976

152. Sierra Leone 27.9.1961

153. Simbabwe 25.8.1980

154. Singapur 21.9.1965

155. Slowakei 19.1.1993

156. Slowenien 22.5.1992

157. Somalia 20.9.1960

158. Spanien 14.12.1955

159. Sri Lanka 14.12.1955

160. St. Kitts und Nevis 23.9.1983

161. St. Lucia 18.9.1979

162. St. Vincent und die Grenadinen 16.9.1980

163. Sudan 12.11.1956

164. Südafrika 7.11.1945

165. Suriname 4.12.1975

166. Swasiland 24.9.1968

167. Syrien 24.10.1945

168. Tadschikistan 2.3.1992

169. Tansania 14.12.1961

170. Thailand 16.12.1946

171. Timor-Leste 27.9.2002

172. Togo 20.9.1960

173. Tonga 14.9.1999

174. Trinidad und Tobago 18.9.1962

175. Tschad 20.9.1960

176. Tschechien 19.1.1993

177. Türkei 24.10.1945

178. Tunesien 12.11.1956

179. Turkmenistan 2.3.1992

180. Tuvalu 5.9.2000

181. Uganda 25.10.1962

182. Ukraine 24.10.1945

183. Ungarn 14.12.1955

184. Uruguay 18.12.1945

185. Usbekistan 2.3.1992

186. Vanuatu 15.9.1981

187. Venezuela 15.11.1945

188. Vereinigte Arabische Emirate 9.12.1971

189. Vereinigte Staaten 24.10.1945

190. Vietnam 20.9.1977

191. Zentralafrikanische Republik 20.9.1960

192. Zypern 20.9.1960

Sonstige Staaten
Vatikanstadt

Die Mitgliedstaaten in alphabetischer Ordnung mit Beitrittsdaten (Tabelle 1) 



44 VEREINTE NATIONEN 1/2010

Übersichten | Die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 

Die Mitgliedstaaten nach Gebietsgröße (Fläche in Quadratkilometern) (Tabelle 3)
1. Russland 17 098 242

2. Kanada 9 984 670

3. Vereinigte Staaten 9 629 091

4. China 9 596 961

5. Brasilien 8 514 877

6. Australien 7 692 024

7. Indien 3 287 263

8. Argentinien 2 780 400

9. Kasachstan 2 724 900

10. Sudan 2 505 813

11. Algerien 2 381 741

12. Kongo (Demokratische Rep.) 2 344 858

13. Saudi-Arabien 2 149 690

14. Mexiko 1 964 375

15. Indonesien 1 860 360

16. Libyen 1 759 540

17. Iran 1 628 750

18. Mongolei 1 564 100

19. Peru 1 285 216

20. Tschad 1 284 000

21. Niger 1 267 000

22. Angola 1 246 700

23. Mali 1 240 192

24. Südafrika 1 221 037

25. Kolumbien 1 141 748

26. Äthiopien 1 104 300

27. Bolivien 1 098 581

28. Mauretanien 1 025 520

29. Ägypten 1 002 000

30. Tansania 945 087

31. Nigeria 923 768

32. Venezuela 912 050

33. Namibia 824 116

34. Mosambik 801 590

35. Pakistan 796 095

36. Türkei 783 562

37. Chile 756 102

38. Sambia 752 612

39. Myanmar 676 578

40. Afghanistan 652 090

41. Somalia 637 657

42. Zentralafrikanische Republik 622 984

43. Ukraine 603 500

44. Madagaskar 587 041

45. Botswana 582 000

46. Kenia 580 367

47. Frankreich 551 500

48. Jemen 527 968

49. Thailand 513 120

50. Spanien 505 992

51. Turkmenistan 488 100

52. Kamerun 475 442

53. Papua-Neuguinea 462 840

54. Usbekistan 447 400

55. Marokko 446 550

56. Schweden 441 370

57. Irak 438 317

58. Paraguay 406 752

59. Simbabwe 390 757

60. Japan 377 930

61. Deutschland 357 114

62. Kongo (Republik) 342 000

63. Finnland 338 419

64. Vietnam 331 212

65. Malaysia 330 803

66. Norwegen 323 802

67. Côte d'Ivoire 322 463

68. Polen 312 685

69. Oman 309 500

70. Italien 301 336

71. Philippinen 300 000

72. Burkina Faso 274 222

73. Neuseeland 270 467

74. Gabun 267 668

75. Ecuador 256 369

76. Guinea 245 857

77. Großbritannien 242 900

78. Uganda 241 038

79. Ghana 238 539

80. Rumänien 238 391

81. Laos 236 800

82. Guyana 214 969

83. Belarus 207 600

84. Kirgisistan 199 951

Die Mitgliedstaaten nach Regionalgruppen (Tabelle 2)
Afrikanische Staaten

1. Ägypten
2. Äquatorialguinea
3. Äthiopien
4. Algerien
5. Angola
6. Benin
7. Botswana
8. Burkina Faso
9. Burundi

10. Côte d'Ivoire
11. Dschibuti
12. Eritrea
13. Gabun
14. Gambia
15. Ghana
16. Guinea
17. Guinea-Bissau
18. Kamerun
19. Kap Verde
20. Kenia
21. Komoren
22. Kongo (Demokratische Rep.)
23. Kongo (Republik)
24. Lesotho
25. Liberia
26. Libyen
27. Madagaskar
28. Malawi
29. Mali
30. Marokko
31. Mauretanien
32. Mauritius
33. Mosambik
34. Namibia
35. Niger
36. Nigeria
37. Ruanda
38. Sambia
39. São Tomé und Príncipe
40. Senegal
41. Seychellen
42. Sierra Leone
43. Simbabwe
44. Somalia
45. Sudan
46. Südafrika
47. Swasiland
48. Tansania

49. Togo
50. Tschad
51. Tunesien
52. Uganda
53. Zentralafrikanische Republik

Asiatische Staaten
1. Afghanistan
2. Bahrain
3. Bangladesch
4. Bhutan
5. Brunei Darussalam
6. China
7. Fidschi
8. Indien
9. Indonesien

10. Irak
11. Iran
12. Japan
13. Jemen
14. Jordanien
15. Kambodscha
16. Kasachstan
17. Katar
18. Kirgisistan
19. Korea (Dem. Volksrep.)
20. Korea (Republik)
21. Kuwait
22. Laos
23. Libanon
24. Malaysia
25. Malediven
26. Marshallinseln
27. Mikronesien
28. Mongolei
29. Myanmar
30. Nauru
31. Nepal
32. Oman
33. Pakistan
34. Palau
35. Papua-Neuguinea
36. Philippinen
37. Salomonen
38. Samoa
39. Saudi-Arabien
40. Singapur
41. Sri Lanka
42. Syrien

43. Tadschikistan
44. Thailand
45. Timor-Leste
46. Tonga
47. Turkmenistan
48. Tuvalu
49. Usbekistan
50. Vanuatu
51. Vereinigte Arabische Emirate
52. Vietnam
53. Zypern

Lateinamerikanische 
und karibische Staaten

1. Antigua und Barbuda
2. Argentinien
3. Bahamas
4. Barbados
5. Belize
6. Bolivien
7. Brasilien
8. Chile
9. Costa Rica

10. Dominica
11. Dominikanische Republik
12. Ecuador
13. El Salvador
14. Grenada
15. Guatemala
16. Guyana
17. Haiti
18. Honduras
19. Jamaika
20. Kolumbien
21. Kuba
22. Mexiko
23. Nicaragua
24. Panama
25. Paraguay
26. Peru
27. St. Kitts und Nevis
28. St. Lucia
29. St. Vincent und die Grenadinen
30. Suriname
31. Trinidad und Tobago
32. Uruguay
33. Venezuela

Osteuropäische Staaten
1. Albanien
2. Armenien
3. Aserbaidschan
4. Belarus
5. Bosnien-Herzegowina

6. Bulgarien
7. Estland
8. Georgien
9. Kroatien

10. Lettland
11. Litauen
12. Mazedonien
13. Moldau
14. Montenegro
15. Polen
16. Rumänien
17. Russland
18. Serbien
19. Slowakei
20. Slowenien
21. Tschechien
22. Ukraine
23. Ungarn

Westeuropäische 
und andere Staaten

1. Andorra
2. Australien
3. Belgien
4. Dänemark
5. Deutschland
6. Finnland
7. Frankreich
8. Griechenland
9. Großbritannien

10. Irland
11. Island
12. Israel
13. Italien
14. Kanada
15. Liechtenstein
16. Luxemburg
17. Malta
18. Monaco
19. Neuseeland
20. Niederlande
21. Norwegen
22. Österreich
23. Portugal
24. San Marino
25. Schweden
26. Schweiz
27. Spanien
28. Türkei*

Ohne Gruppenzugehörigkeit 
1.  Vereinigte Staaten**
2. Kiribati***

* wird bei Wahlen als Mitglied dieser Gruppe geführt; außerdem Mitglied der 
asiatischen Regionalgruppe

** wird bei Wahlen der Gruppe der westeuropäischen und anderen Staaten zugerechnet
*** wird keiner Regionalgruppe zugeordnet 
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Die Mitgliedstaaten nach Bevölkerungszahl (in Tausend) (Tabelle 4)
1. China 1 345 751

2. Indien 1 198 003

3. Vereinigte Staaten 314 659

4. Indonesien 229 965

5. Brasilien 193 734

6. Pakistan 180 808

7. Bangladesch 162 221

8. Nigeria 154 729

9. Russland 140 874

10. Japan 127 156

11. Mexiko 109 610

12. Philippinen 91 983

13. Vietnam 88 069

14. Ägypten 82 999

15. Äthiopien 82 825

16. Deutschland 82 167

17. Türkei 74 816

18. Iran 74 196

19. Thailand 67 764

20. Kongo (Demokratische Republik) 66 020

21. Frankreich 62 343

22. Großbritannien 61 565

23. Italien 59 870

24. Südafrika 50 110

25. Myanmar 50 020

26. Korea (Republik) 48 333

27. Ukraine 45 708

28. Kolumbien 45 660

29. Spanien 44 904

30. Tansania 43 739

31. Sudan 42 272

32. Argentinien 40 276

33. Kenia 39 802

34. Polen 38 074

35. Algerien 34 895

36. Kanada 33 573

37. Uganda 32 709

38. Marokko 31 993

39. Irak 30 747

40. Nepal 29 330

41. Peru 29 165

42. Venezuela 28 583

43. Afghanistan 28 150

44. Usbekistan 27 488

45. Malaysia 27 468

46. Saudi-Arabien 25 721

47. Korea (Demokratische Volksrep.) 23 906

48. Ghana 23 837

49. Jemen 23 580

50. Mosambik 22 894

51. Syrien 21 906

52. Australien 21 293

53. Rumänien 21 275

54. Côte d’Ivoire 21 075

55. Sri Lanka 20 238

56. Madagaskar 19 625

57. Kamerun 19 522

58. Angola 18 498

59. Chile 16 970

60. Niederlande 16 592

61. Burkina Faso 15 757

62. Kasachstan 15 637

63. Niger 15 290

64. Malawi 15 263

65. Kambodscha 14 805

66. Guatemala 14 027

67. Ecuador 13 625

68. Mali 13 010

69. Sambia 12 935

70. Senegal 12 534

71. Simbabwe 12 523

72. Tschad 11 206

73. Kuba 11 204

74. Griechenland 11 161

75. Portugal 10 707

76. Belgien 10 647

77. Tschechien 10 369

78. Tunesien 10 271

79. Dominikanische Republik 10 090

80. Guinea 10 069

81. Haiti 10 033

82. Ruanda 9 998

83. Ungarn 9 993

84. Bolivien 9 863

85. Serbien 9 850

86. Belarus 9 633

87. Schweden 9 249

88. Somalia 9 133

89. Benin 8 935

90. Aserbaidschan 8 832

91. Österreich 8 364

92. Burundi 8 303

93. Schweiz 7 568

94. Bulgarien 7 545

95. Honduras 7 466

96. Israel 7 170

97. Tadschikistan 6 952

98. Papua-Neuguinea 6 732

99. Togo 6 619

100. Libyen 6 420

101. Paraguay 6 349

102. Laos 6 320

103. Jordanien 6 316

104. El Salvador 6 163

105. Nicaragua 5 743

106. Sierra Leone 5 696

107. Kirgisistan 5 482

108. Dänemark 5 470

109. Slowakei 5 406

110. Finnland 5 326

111. Turkmenistan 5 110

112. Eritrea 5 073

113. Norwegen 4 812

114. Singapur 4 737

115. Vereinigte Arabische Emirate 4 599

116. Costa Rica 4 579

117. Irland 4 515

118. Zentralafrikanische Republik 4 422

119. Kroatien 4 416

120. Neuseeland 4 266

121. Georgien 4 260

122. Libanon 4 224

123. Liberia 3 955

124. Bosnien-Herzegowina 3 767

125. Kongo (Republik) 3 683

126. Moldau 3 603

127. Panama 3 454

128. Uruguay 3 361

129. Mauretanien 3 291

130. Litauen 3 286

131. Albanien 3 155

132. Armenien 3 083

133. Kuwait 2 985

134. Oman 2 845

135. Jamaika 2 719

136. Mongolei 2 671

137. Lettland 2 249

138. Namibia 2 171

85. Senegal 196 722

86. Syrien 185 180

87. Kambodscha 181 035

88. Uruguay 176 215

89. Suriname 163 820

90. Tunesien 163 610

91. Nepal 147 181

92. Bangladesch 143 998

93. Tadschikistan 143 100

94. Griechenland 131 957

95. Nicaragua 130 373

96. Korea (Demokratische Volksrep.) 120 538

97. Malawi 118 484

98. Eritrea 117 600

99. Benin 112 622

100. Honduras 112 492

101. Liberia 111 369

102. Bulgarien 110 879

103. Kuba 109 886

104. Guatemala 108 889

105. Island 103 000

106. Korea (Republik) 99 678

107. Ungarn 93 028

108. Portugal 92 090

109. Jordanien 89 342

110. Serbien 88 361

111. Aserbaidschan 86 600

112. Österreich 83 871

113. Vereinigte Arabische Emirate 83 600

114. Tschechien 78 867

115. Panama 75 517

116. Sierra Leone 71 740

117. Irland 70 273

118. Georgien 69 700

119. Sri Lanka 65 610

120. Litauen 65 300

121. Lettland 64 559

122. Togo 56 785

123. Kroatien 56 594

124. Bosnien-Herzegowina 51 209

125. Costa Rica 51 100

126. Slowakei 49 035

127. Dominikanische Republik 48 671

128. Bhutan 47 000

129. Estland 45 227

130. Dänemark 43 094

131. Schweiz 41 277

132. Niederlande 37 354

133. Guinea-Bissau 36 125

134. Moldau 33 846

135. Belgien 30 528

136. Lesotho 30 355

137. Armenien 29 743

138. Salomonen 28 896

139. Albanien 28 748

140. Äquatorialguinea 28 051

141. Burundi 27 834

142. Haiti 27 750

143. Ruanda 26 338

144. Mazedonien 25 713

145. Dschibuti 23 200

146. Belize 22 966

147. Israel 22 072

148. El Salvador 21 041

149. Slowenien 20 273

150. Fidschi 18 272

151. Kuwait 17 818

152. Swasiland 17 364

153. Timor-Leste 14 874

154. Bahamas 13 943

155. Montenegro 13 812

156. Vanuatu 12 189

157. Katar 11 586

158. Gambia 11 295

159. Jamaika 10 991

160. Libanon 10 452

161. Zypern 9 251

162. Brunei Darussalam 5 765

163. Trinidad und Tobago 5 130

164. Kap Verde 4 033

165. Samoa 2 831

166. Luxemburg 2 586

167. Komoren 2 235

168. Mauritius 2 040

169. São Tomé und Príncipe 964

170. Dominica 751

171. Bahrain 750

172. Tonga 747

173. Kiribati 726

174. Singapur 705

175. Mikronesien 702

176. St. Lucia 539

177. Andorra 468

178. Palau 459

179. Seychellen 455

180. Antigua und Barbuda 442

181. Barbados 430

182. St. Vincent und die Grenadinen 389

183. Grenada 344

184. Malta 316

185. Malediven 300

186. St. Kitts und Nevis 261

187. Marshallinseln 181

188. Liechtenstein 160

189. San Marino 61

190. Tuvalu 26

191. Nauru 21

192. Monaco 2
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139. Lesotho 2 067

140. Mazedonien 2 042

141. Slowenien 2 020

142. Botswana 1 950

143. Gambia 1 705

144. Guinea-Bissau 1 611

145. Gabun 1 475

146. Katar 1 409

147. Estland 1 340

148. Trinidad und Tobago 1 339

149. Mauritius 1 288

150. Swasiland 1 185

151. Timor-Leste 1 134

152. Zypern 871

153. Dschibuti 864

154. Fidschi 849

155. Bahrain 791

156. Guyana 762

157. Bhutan 697

158. Äquatorialguinea 676

159. Komoren 676

160. Montenegro 624

161. Salomonen 523

162. Suriname 520

163. Kap Verde 506

164. Luxemburg 486

165. Malta 409

166. Brunei Darussalam 400

167. Bahamas 342

168. Island 323

169. Malediven 309

170. Belize 307

171. Barbados 256

172. Vanuatu 240

173. Samoa 179

174. St. Lucia 172

175. São Tomé und Príncipe 163

176. Mikronesien 111

177. St. Vincent und die Grenadinen 109

178. Grenada 104

179. Tonga 104

180. Kiribati 99

181. Seychellen 85

182. Antigua und Barbuda 83

183. Andorra 82

184. Dominica 70

185. Marshallinseln 54

186. St. Kitts und Nevis 46

187. Liechtenstein 35

188. Monaco 32

189. San Marino 31

190. Palau 20

191. Tuvalu 11

192. Nauru 10

Die Mitgliedstaaten nach Wirtschaftsleistung (Bruttoinlandsprodukt in Millionen US-Dollar) (Tabelle 5)
1. Vereinigte Staaten 14 204 322

2. Japan 4 909 272

3. China 4 326 187

4. Deutschland 3 652 824

5. Frankreich 2 853 062

6. Großbritannien 2 645 593

7. Italien 2 293 008

8. Brasilien 1 612 539

9. Russland 1 607 816

10. Spanien 1 604 174

11. Kanada 1 400 091

12. Indien 1 217 490

13. Mexiko 1 085 951

14. Australien 1 015 217

15. Korea (Republik) 929 121

16. Niederlande 860 336

17. Türkei 794 228

18. Polen 526 966

19. Indonesien 514 389

20. Belgien 497 586

21. Schweiz 488 470

22. Schweden 480 021

23. Saudi-Arabien 467 601

24. Norwegen 449 996

25. Österreich 416 380

26. Iran 385 143

27. Griechenland 356 796

28. Dänemark 342 672 

29. Argentinien 328 385

30. Venezuela 313 799

31. Irland 281 776

32. Südafrika 276 764

33. Finnland 271 282

34. Thailand 260 693

35. Portugal 242 689

36. Kolumbien 242 268

37. Tschechien 216 485

38. Nigeria 212 080

39. Rumänien 200 071

40. Israel 199 498

41. Malaysia 194 927

42. Singapur 181 948

43. Ukraine 180 355

44. Algerien 173 882

45. Chile 169 458

46. Pakistan 168 276

47. Philippinen 166 909

48. Vereinigte Arabische Emirate 163 296

49. Ägypten 162 818

50. Ungarn 154 668

51. Kasachstan 132 229

52. Neuseeland 130 693

53. Peru 127 434

54. Kuwait 112 116

55. Libyen 99 926

56. Slowakei 94 957

57. Vietnam 90 705

58. Marokko 86 329

59. Angola 83 383

60. Bangladesch 78 992

61. Kroatien 69 332

62. Belarus 60 302

63. Sudan 58 443

64. Syrien 55 204

65. Slowenien 54 613

66. Luxemburg 54 257

67. Katar 52 722

68. Ecuador 52 572

69. Serbien (ohne Kosovo) 50 061

70. Bulgarien 49 900

71. Litauen 47 341

72. Aserbaidschan 46 259

73. Dominikanische Republik 45 790

74. Sri Lanka 40 714

75. Tunesien 40 180

76. Guatemala 38 977

77. Oman 35 729

78. Kenia 34 507

79. Lettland 33 783

80. Uruguay 32 186

81. Costa Rica 29 834

82. Libanon 28 660

83. Usbekistan 27 918

84. Jemen 26 576

85. Äthiopien 26 487

86. Trinidad und Tabago 23 898

87. Côte d’Ivoire 23 414

88. Kamerun 23 396

89. Estland 23 089

90. Panama 23 088

91. El Salvador 22 115

92. Zypern 21 277

93. Tansania 20 490

94. Jordanien 20 013

95. Äquatorialguinea 18 525

96. Bosnien-Herzegowina 18 452

97. Turkmenistan 18 269

98. Bolivien 16 674

99. Island 16 658

100. Ghana 16 123

101. Paraguay 15 977

102. Bahrain 15 828

103. Jamaika 15 068

104. Uganda 14 529

105. Gabun 14 435

106. Sambia 14 314

107. Honduras 14 077

108. Senegal 13 209

109. Botswana 12 969

110. Georgien 12 793

111. Nepal 12 615

112. Albanien 12 295

113. Armenien 11 917

114. Kongo (Demokratische Republik) 11 588

115. Brunei Darussalam 11 471

116. Kongo (Republik) 10 699

117. Afghanistan 10 170

118. Mosambik 9 735

119. Kambodscha 9 574

120. Mazedonien 9 521

121. Madagaskar 8 970

122. Mali 8 740

123. Mauritius 8 651

124. Namibia 8 564

125. Tschad 8 361

126. Papua-Neuguinea 8 168

127. Burkina Faso 7 948

128. Malta 7 449

129. Haiti 6 953

130. Bahamas 6 935

131. Benin 6 680

132. Nicaragua 6 592

133. Moldau 6 048

134. Niger 5 354

135. Mongolei 5 259

136. Laos 5 195

137. Tadschikistan 5 134

138. Montenegro 4 521

139. Ruanda 4 457

140. Kirgisistan 4 420

141. Malawi 4 269

142. Guinea 4 266

143. Fidschi 3 527

144. Barbados 3 409

145. Suriname 2 881

146. Mauretanien 2 858

147. Togo 2 823

148. Swasiland 2 618

149. Zentralafrikanische Republik 1 970

150. Sierra Leone 1 953

151. Kap Verde 1 730

152. San Marino 1 703

153. Eritrea 1 654

154. Lesotho 1 622

155. Belize 1 367

156. Bhutan 1 359

157. Malediven 1 260

158. Antigua und Barbuda 1 225

159. Burundi 1 163

160. Guyana 1 158

161. St. Lucia 1 011

162. Dschibuti 875

163. Liberia 870

164. Seychellen 833

165. Gambia 782

166. Salomonen 647

167. Grenada 638

168. St. Vincent und die Grenadinen 594

169. Vanuatu 574

170. St. Kitts und Nevis 540

171. Komoren 530

172. Samoa 523

173. Timor-Leste 498

174. Guinea-Bissau 430

175. Dominica 364

176. Tonga 264

177. Mikronesien 247

178. Palau 182

179. São Tomé und Príncipe 175

180. Marshallinseln 158

181. Kiribati 131

Für folgende Staaten liegen keine Daten vor:
Andorra
Irak
Korea (Demokratische Volksrepublik)
Kuba
Liechtenstein
Monaco
Myanmar
Nauru
Simbabwe
Somalia
Tuvalu
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Robin Geiss · Anna Petrig pp. 3–8

UN mandated Counter-Piracy Operations in the Gulf 
of Aden. Long-term Solutions Necessary

Piracy and armed robbery at sea continue to pose a threat to
the safety of commercial maritime routes in the Gulf of Aden
and to the delivery of humanitarian aid to Somalia. The pro-
blem, far from being solved, has even geographically exten-
ded to the Western Indian Ocean. Keeping this in mind the
United Nations Security Council unanimously adopted reso-
lution 1897 on 30 November 2009, renewing the authorization
to fight piracy in the territorial waters of Somalia as well as on
Somalia’s mainland that had been granted by virtue of reso-
lutions 1846 and 1851 for an additional 12 months until the
end of 2010. Hence, in the beginning of 2010, it seems only
fitting to assess the counter-piracy operations in the Gulf of Aden
thus far and to look ahead at challenges yet to come. One of
the priorities for the year 2010 will be the identification of
long-term strategies in the fight against piracy. Creating an
international piracy tribunal or specialized chambers at na-
tional courts are among the options that could be considered.

Thomas Nehls p. 9

Comment: Bolder Strategy for Germany in the UN 

This year, when Germany puts in for a non-permanent seat in
the UN Security Council for 2011/2012, it will do so mainly
owing to its strong financial standing. This, however, accor-
ding to the journalist, Thomas Nehls, does not suffice. Ger-
many needs to establish clear positions—in accordance with
the other EU states—regarding, among other things, the ex-
tremely controversial Israeli policy towards Palestine and Iran.

Lothar Rieth pp. 10–15

10th Anniversary of the UN Global Compact.
A Study in Contrasts

Corporate social responsibility (CSR) has been a side issue in in-
ternational politics for decades because the community of states
has not been able to find common ground on any type of inter-
national agreement. With the launch of the UN Global Compact
ten years ago, former UN Secretary-General Kofi Annan re-
solved the stalemate and provided a neutral venue for dialogue
for corporations, NGOs, labor organizations, and even states.
The Global Compact constitutes the largest voluntary CSR ini-

tiative worldwide. However, the growing number of partici-
pants gave rise to new challenges such as governance issues.
Moreover, only a minority of companies has acted in accordance
with the ten principles of the Compact. As a consequence, the
Compact should accentuate its strengths like agenda setting, stay
focused on a few issues, and continue to decentralize the initia-
tive and strengthen regional hubs and local networks.

“For Lebanon, it was the Right Decision to Let the 
UN Investigate” | Interview with Detlev Mehlis, former
Head of the International Independent Investigation
Commission (IIIC) pp. 16–20

In this interview, Mehlis describes the difficulties in the UN in-
vestigation into the murder of the former Lebanese Prime Mi-
nister Rafik al-Hariri. He offers insight into the background of
the appointment both of the commission of 2005 as well as the
tribunal in 2009, which, as of yet, has no defendants. Nonethe-
less, says Mehlis, a UN-led investigation into the political mur-
der was the right decision to do.

Anja Mihr           pp. 21–26

The International Year of Reconciliation 2009. 
The Beginning of a Century of Reconciliation?

The International Year of Reconciliation 2009, proclaimed by
the United Nations, ended with a number of uncoordinated
state and non-state activities throughout the world. Although
all member states emphasized the importance of reconciliation
as a contribution to peace, stability and democracy, its mecha-
nism and instruments were not clear throughout the year. Most
activities were left to civil society groups and individuals. States
often struggle to take legal or historical responsibility for past
wrong-doings. And, far too often, reconciliation mechanisms
such as truth or history commissions, tribunals, traditional
courts, memorials, reparations or apologies are politically mo-
tivated or censored. Achieving open, non-interest driven and
inclusive reconciliation processes remains a challenge. Even
though the International Year made clear reference to all the
instruments developed by the UN and other agencies, such as
the Van Boven Principles, their acknowledgment and implemen-
tation by states remains sluggish. Nevertheless, the Internatio-
nal Year of Reconciliation marked the beginning not only of a
trend, but also of debates that may continue throughout this
century.

German Review on the United Nations | Abstracts
Volume 58 | 2010 | No. 1
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